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ADOLF WELTE: 


Der Donauraum 


Bi: 
- Von den Grundlagen des staatlichen Seins, die Rudolf Kjellen in seinem Buche 
„D er Staat als Lebensform“ so eindringlich darstellt, sind die wesentlichsten, Raum 
und Volk, geographischer Betrachtungsweise besonders zugänglich; der Raum ist im 
er der Wissenschaften die alleinige Domäne der Geographie. Das Verhältnis 
ischen Raum, Volk und Staat hat Friedrich Ratzel in seiner Politischen Geo- 
ie 1) dahin formuliert, daß der Staat die Verbindung eines Stückes Mensch- 
heit mit einem Stück Erdboden sei. Je enger die Synthese zwischen Raum und 


Volk ist, desto dauerhafter wird der Staat sein. Der Raum in seiner Gestaltung 


und natürlichen Ausstattung, seinen Tieren und Pflanzen, seinen Lagebeziehungen, 
seiner Größe und der Art seiner Umgrenzung beeinflussen die geistige Haltung des 
Volkes, das in ihm heranwächst. Das Volk, umgekehrt, schafft sich den Raum zu 
der ihm gemäßen Kulturlandschaft und kann in gewissen Grenzen seine Natur- 
grundlagen verändern. Carl Ritter hat schon vor mehr als hundert Jahren in der 
inleitung zu seiner „Erdkunde im Verhältnis zur Natur und zur Geschichte des 
Menschen“ 2) diese Gedanken in die Lehre gefaßt, daß der Staat an den Boden 
efesselt sei und daß jedes Land eine sittliche Kraft vertrete, die sich in der Er- 
Kahn seiner Bewohner und im notwendigen Gang seiner Geschichte äußere. 
Lag dieser, so oft bekämpften ‚teleologischen“ Auffassung Ritters im Kerne nicht 
ein tiefes Verständnis von den oft allerdings so schwer exakt erfaßbaren Wechsel- 
irkungen zwischen Raum und Volk zugrunde? 

Es ist nicht immer leicht zu entscheiden, ob Raum oder Volk der wesentlichere 
Faktor i in der Entwicklung der Staaten ist. Bald gilt das Wachstum mehr natür- 
) ER Verkehrsgebieten, bald einheitlich ausgestatteten Naturgebieten, bald zu- 
ımmengesetzten Natürräumen, deren Teile sich zur wirtschaftlichen Selbstgenüg- 
amkeit ergänzen. Oder es gilt einer bestimmten Grenzlinie, die zur Sicherung des 
beherrschten Raumes notwendig erscheint oder einer besonders wichtigen Erdstelle, 
einem Hafenplatz, einem Flußübergang, Bergbaudistrikt usw. Die Raumerforder- 
nisse des Staates sind in diesem Streben oft hinweggegangen über die Volkstums- 
fragen. Dabei ist es kräftigen Staaten hin und wieder gelungen, aus heterogenen 
Volkselementen eine einheitliche Nation zu schaffen. Frankreich und England sind 
nicht zum wenigsten aus der Einheit und Geschlossenheit ihres Lebensraumes her- 
aus zur frühen Verschmelzung verschiedener Volksgruppen, zur Nationenbildung 
und staatlichen Konsolidierung gelangt. Wenn räumliche Einheit die Bildung von 


9 Fr. Ratzel: Politische Geographie. München 1897, S. 4. 2) Carl Ritter: Die 
Erdkunde im Verhältnis zur Natur und Geschichte des Menschen. Berlin 1817. 
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Nationen und Staaten förderte, so hat andererseits räumliche Absonderung, 
Zusammenleben in einem Gebiete besonderer Eigenart mit besonderen Erforder- 
nissen auch einheitliches Volkstum aufgespalten (Spanier und Portugiesen, Nor- 
weger und Schweden), hat zwei Nationen und Staaten entstehen lassen. Ohne Wür- 
digung des Räumlichen bleibt immer unverständlich, ‚wie und was die Völker und 
Staaten geistig und materiell geworden sind und wohin ihr Weg geht“1). Zahl- 
reicher sind aber die Beispiele dafür, daß die Einheit des Raumes aus historisch- 
geopolitischen Gründen nicht zur Einheit des Volkes, der Nationenbildung führen 
konnte oder daß das Wachstum einer Nation aus ihrem klar umgrenzten Lebens- 
raum hinausgegriffen hat in Nachbarräume, ohne diese ganz erfüllen zu können. 
Notwendig mußten sich daraus Konflikte mit den Raumerfordernissen ergeben in 
dem Moment, in dem die Nationalstaatsidee das Volkstum zur beherrschenden 3 
Grundlage des Staatsbegriffes machte und die Gegebenheiten seiner Verbreitung 
schwerer wogen als diejenigen des physischen Raumes. Es ist die besondere Tragik 
des östlichen Mitteleuropa, daß bei der verworrenen Durchmischung seiner Völker, 
die selbst räumlich so ausgezeichnete Einheiten wie Böhmen und Ungarn nationab- 
zerreißt, territoriales und nationales Prinzip sich immer entgegenstehen werden. 


Jede politische Organisation muß hier auf einem wohlabgewogenen gerechten Aus- 
gleich der räumlichen und völkischen Forderungen beruhen. 
Die alte österreichische Staatsidee sah im Staate in erster Linie das Raum- 
problem, die Einheit des Donauraumes. Sie stellte die geopolitische Seite des 
Staates, die kulturpolitische, als deren Aufgabe sie die Vermittlung der mittel- 
europäischen Kultur deutscher Prägung nach dem Osten sah, und die wirtschafts- 
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politische Seite, die in der Autarkie des Staatsraumes beruhte, bewußt über die 
nationalpolitische. Die Lösung des Nationalitätenproblems nach dem Personalitäts- 
prinzip, die Rudolf Springer (Karl Renner) vorschlug ?), ist dafür ebenso bezeich- 
nend wie E. Hansliks wohl in vielem phantastisches, aber auch an guten Gedanken 
reiches Buch über Österreich®). Ein übernationaler Staat wollte das geschichtlich 
gewordene Neben- und Miteinander einer ganzen Anzahl ziemlich gleich großer, 
an Menschenzahl aber schwacher Völker innerhalb des einheitlichen Raumes zu 
einer kulturellen Gemeinschaft, einer Einheit der Bestrebungen und Gesinnungen 
entwickeln. 


Es kann kaum eine zwiespältigere Beurteilung eines Staatswesens geben als sie diese alte 
österreichisch-ungarische Monarchie erfahren hat. Auf der einen Seite sprach man ihr jede 
staatliche Persönlichkeit ab, glaubte sie nur aus überholten historisch-dynastischen Momenten 
heraus verstehen zu können, auf der anderen Seite wurde sie warm verteidigt und die Ver 
teidigung stützte sich auf ihre wirtschaftliche und kulturelle Zielsetzung, vor allem aber auf 
die Raumeinheit, in der sie geradezu ein Schulbeispiel für die staatenbildende Kraft geographi- 
scher Faktoren gegenüber den nationalen sah. Zu den Gegnern der Monarchie gehörten natür- 


1) H. Hassinger: Die Tschecho-Slovakei. Wien o. J., S. 13. 2) Rudolf Sprin- 
ger: Grundlagen und Entwicklungsziele der österreichisch-ungarischen Monarchie. Wien 1906. 
3) E. Hanslik: Österreich. Wien 1917. 
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lich alle diejenigen, die ein eigenes politisches Interesse an ihrer Zerschlagung hatten !). Es 
gehörten zu ihnen aber auch hervorragende Neutrale wie Sven Hedin und Rudolf Kjellen, die 
ihre ablehnende Haltung wiederholt sehr scharf formuliert haben 2). Auch die meisten deutschen 
Handbücher der Länderkunde wie Sievers, Philippson, Hettner sprachen sich ablehnend aus. 
Unter den Verteidigern ist der tatkräftigste und geschickteste Robert Sieger gewesen 8). Es ist 
aber doch recht bezeichnend, daß bei den Alliierten noch in den ersten Kriegsjahren der Zerfall 
der Monarchie nicht ernstlich gewünscht oder bewußt gefördert wurde in der klaren Erkenntnis 
der Schwierigkeiten, die daraus erwachsen mußten #). Das Nationalitätenprinzip hat sich 
schließlich aber doch als das stärkere erwiesen und der Zusammenbruch der Monarchie gab 
ihren Gegnern vorläufig recht. 


Es bleibt die Frage zu untersuchen, ob 
die Forderungen, um deretwillen der viel- 
geschmähte alte Staat zerschlagen wurde, 
nun durch die neue Ordnung besser erfüllt 
‚werden. 

* 

Drei natürliche Großlandschaften schließen 
sich zu einer harmonischen Einheit höherer 
Ordnung zusammen: die Sudeten-, Karpathen- 
und Ostalpenländer. Alle drei haben eine hin- 
reichende geographische Selbständigkeit, um 


2 € Die Zerschlagung der Habsburger- 
wohlabgegrenzte Klein- und Mittelstaaten N . 


bilden zu können. 

Innerhalb der Sudetenländer ist Böhmen eine ideale natürliche Einheit. Von 
drei Seiten mit Gebirgen, auf der vierten mit Bodenanschwellungen umgeben; 
weite zusammenhängende Wälder, in früheren Zeiten breiter und unwegsamer, 
verstärken die Gebirgsschranken. In der Mitte eine offene Kernlandschaft, der alle 
Wege zustreben wie die Adern des selten symmetrischen Flußnetzes. Das Ganze 
besitzt eine reiche Naturausstattung: Weizen- und Weinland im warmen, trocke- 
nen Innern, Roggen- und Kartoffelland am kühleren, feuchteren Rande, Wiese 
und Wald im Gebirge, dazu kommen reiche Bergschätze und Kohle. 

Wenn Böhmen Sammelraum ist, so ist Mähren Durchgangsraum, eingebettet 
zwischen böhmischer Masse und Karpathen. Im Norden steht es durch die 
Mährische Pforte mit Norddeutschland und Polen, im Süden durch die March- 
niederung mit dem Wiener Becken, dem Alpenvorland und dem Pannonischen 
Becken in engster Verbindung. Die Mährische Pforte ist schon von prähistorischen 
Kulturen als Wanderweg benutzt worden, und Böhmen und Österreich haben durch 


1) Am schärfsten kommt diese Gegnerschaft in Wickham Steed’s Buch: The Habsburg 
Monarchy, 2. Aufl. London 1919, zum Ausdruck. 2) Sven Hedin: Von Pol zu Pol. I. 
Leipzig 1920, S. 20. — Rudolf Kjellen: Die Großmächte der Gegenwart. Leipzig 1914, 
S.6. Die politischen Probleme des Weltkrieges. Leipzig 1916, S. 78. 3) Robert 
Sieger: Die geographischen Grundlagen der österreichisch-ungarischen Monarchie und ihre 
Außenpolitik. Wien 1915. 4) Glaise-Horstenau: Die Katastrophe. Wien 1928. 
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sie nach Norden übergegriffen. Der Zug der March und aller ihrer Nebenflüsse, 
die Abdachung des Landes weist aber noch entschiedener nach dem Süden als dem 
Norden. So ist Mähren immer Durchgangsland gewesen aus dem nördlichen Tief- 
land Zwischeneuropas zur Adria. Mit dem Karpathenraum im Osten hat es nie 
engere Beziehungen besessen, denn die Karpathen wenden ihm ihre geschlossene 
Außenseite zu. Mit Böhmen dagegen war es stets verbunden, denn Böhmen kehrt 
seine offene Seite zur March. Es hat, wie A. Kohl einmal sagte, stets seinen Inhalt 
gegen Mähren und das Wiener Becken ausgeschüttet?). 

Auch Ungarn hat immer als besonders schöne Natureinheit gegolten; ein Land, 
wie geschaffen zu staatlichem Eigenleben. Zentrale Ebenen mit breiten Fluß- 
niederungen, lößüberdeckte endlose Weizen- und Maisfelder, steppenhafte Schotter- 
platten; darum ein randlicher Hügelsaum mit Gerstenfluren und reichem Weinbau; 
der Hügelsaum leitet über zur Gebirgsumrahmung, die abschließend und schützend 
das Ganze umfängt. Wald, Viehzucht, Roggen- und Kartoffelbau sind hier charak- 
teristisch. Auch hier eine ausgezeichnete Ergänzung zwischen Mitte und Rand, zu- 
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mal die Gebirgsumrandung reiche Erzschätze hat. Allseitig strömen die Gewässer 
zur Beckenmitte und sammeln sich in der Donau, die den Raum in der Diagonale 
durchquert. Den Tälern und dem natürlichen Gefälle folgen die Wege. Ein ein- 
heitliches Klima vervollständigt das Bild. Der genügend weite Raum und seine 
wirtschaftliche Ausstattung haben die Möglichkeit zum Heranwachsen einer zahl- 
reichen Bevölkerung gegeben, die im Schutze ihrer ausgezeichneten Grenzen 
immer einen ansehnlichen Machtfaktor in den Geschicken Mitteleuropas darstellen. 
konnte. Ungarn ist in seiner Umrahmung auch schon recht früh von seinem Staats- 
volk als Einheit empfunden und erfaßt worden. Schon im 12. Jahrhundert umzogen 
es wohlorganisierte Landwehren, die „gyepü‘ 2). Seine Grenzen sind nur im Süden 
weniger klar. Die breiten versumpften Überschwemmungsgebiete der Save und 
Donau, der Zug der Fruska Gora bis zum Warasdiner Gebirge gaben einst zweifel- 
los einen guten Schutz. Aber nun, wo die Sümpfe und Wälder in fruchtbares 
Kulturland gewandelt und die Ströme überbrückt sind, mag es berechtigt er- 
scheinen, die natürlichen Grenzen auf die beherrschenden Randhöhen der dinari- 
schen Seite zu legen, zumal auch die Flüsse des dinarischen Gebirgsblockes nord- 
wärts zur Save und Donau gehen. Drei Stellen in diesem Gesamtkomplex nehmen 
eine gewisse räumliche Sonderstellung ein: Siebenbürgen, Kroatien und die Slo- 
vakei. Aber diese Randlandschaften sind doch nicht so, daß sie von sich aus 
selbständige große Bedeutung annehmen und etwa gar die Ebene beherrschen könnten. 
Auch die Ostalpen sind eine klare Individualität. Ihr Kern ist Inner- 
österreich zwischen den nördlichen Kalkalpen und den noch geschlosseneren 
Karnischen Alpen und Karawanken. In sich ist Innerösterreich durch Talfluchten 


1) A. Kohl: Die geographische Lage der Hauptstädte Europas. Leipzig 1874, S. 236. 
2) K. Tagany: Alte Grenzschutzvorrichtungen. Ungar. Jahrbücher. 1921, 5. 109. 
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und Becken reich gekammert. Es ist ein ausgesprochener Sammel- und Schutz- 
raum. Wohl weisen die großen Täler hinaus nach Ungarn, aber innere Querver- 
bindungen sind in reicher Zahl und leichter Gangbarkeit vorhanden. So ist seit 


‚alten Zeiten wohl aus Schutzbedürfnis heraus die Hauptstraße von Wien zur Adria 
‚hier im Alpenkörper verlaufen, nicht im ungarischen Vorland. Die nördlichen 


Kalkalpen mit dem Alpenvorland, die Südalpen mit dem Karst sind Außenposten 
des Kernlandes Innerösterreich. Um eine selbständige Rolle spielen zu können, 
sind sie zu klein, obwohl beide wichtige Durchgangsländer sind: der Süden zwischen 
Ungarn und Italien, der Norden zwischen Deutschland und dem Donauraum. Wie 
in Mähren der eine, so liegt hier der andere große Korridor, der in den Donau- 
raum hineingeleitet. Breit wurzelt er in Deutschland, trichterförmig verengt er 
sich gegen Wien. Durch ihn ist deutsches Volkstum und deutsche Kultur ostwärts 
gezogen, die durch ein Jahrtausend im Donauraum maßgebend waren. 

Alle diese Ländergruppen waren zur österreichisch-ungarischen Monarchie zu- 
sammengeschlossen. Der Zusammenschluß ist nicht zufällig. Er liegt darin be- 
gründet, daß alle Teile, nach außen gut abgeschlossen, sich nach einem einzigen 
und einheitlichen Mittelpunkt öffnen; einer kleinen Landschaft, kaum 2500 qkm 
groß und von Natur nicht eben reich ausgestattet, aber von außerordentlicher 
geopolitischer Wirkung, dem Wiener Becken. 

Das Wiener Becken greift zurück in den Alpenkörper und sammelt dessen Wege. 
Es vereint die Wege der Donaufurche, bevor sie sich verlieren in der Weite des 
östlichen Raumes. Es ist geöffnet gegen Mähren und damit auch gegen das Böh- 
mische Becken, und ‚es ist durch die Hainburger, Brucker und Ödenburger Pforte 
geöffnet gegen Pannonien. In Wien kreuzt sich die große Südostroute Ostende— 
Konstantinopel mit der Nordsüdroute Warschau—Triest. Es ist eine ideale Ver- 
mittlerlage zwischen Ländern, die alle von Natur verschieden ausgestattet und auf 
wechselseitigen Verkehr angewiesen, durch Vermittlung dieses Zentrums am besten 
miteinander in Verbindung treten). Es ist bezeichnend, daß nicht nur von Inner- 
österreich her, sondern ebenso von Ungarn, Böhmen und Polen der Versuch ge- 
macht worden ist, alle Ländergruppen zu einen, immer nur durch Vermittlung 
Wiens. Ottokar on Böhmen, Matthias Corvinus und die ungarischen Anjous, die 
böhmischen Luxemburger und die polnischen Jagellionen haben versucht, was nur 
Habsburg gelang: die Vereinigung der Sudeten-, Alpen- und Karpathenländer. 

Der zweite Faktor, der die Teilräume Donau-Mitteleuropas zusammenführte, war 
ihre gemeinsame Lage an der Grenze gegen den Orient. Sie hatten alle durch Jahr- 
hunderte als gemeinsame Aufgabe die machtpolitische und kulturelle Abwehr des 
Islam. Und da jedes von ihnen für sich zu schwach war zur Meisterung dieser 
Aufgabe, war es nur natürlich, daß sie beieinander Schutz suchten und fanden. 


So ist die Monarchie aus den Türkenkriegen entstanden. Die Lagegemeinschaft 


1) Jos. Partsch: Mitteleuropa. Gotha 1904, S. 269. 
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hatte Schicksalsgemeinschaft zur notwendigen Folge. Je mehr allerdings die Türken 
gefahr sich abminderte, desto mehr verschwand diese „historische Mission“ ‚der 
Monarchie aus dem Gedächtnis ihrer Völker. 


Die dritte Verknüpfung erst ist die Donaulinie. Wenn Fr. Ratzel in seiner 
Politischen Geographie sagt, daß die Donau und deren Zuflüsse in der Entwicklung 
und dem Zusammenhalt der Monarchie die Lebensfäden seien!), so ist dem ent- 
gegenzuhalten, daß die Donau als Verkehrsträger sichtbar nur zweimal eine geo- 
politisch maßgebende, vielleicht entscheidende Rolle gespielt hat: bei der Ent- 
stehung der alten 'Ostmark des Reiches im frühen Mittelalter und bei der Wie- | 
dereroberung Ungarns 1683 bis 1699, wo sie die Aufmarschlinie der öster- 
reichischen Heere war. Die einzelnen geopolitischen Zwecklandschaften, aus denen der 
Gesamtstaat erwachsen ist, haben sich dagegen ganz ohne Einfluß der Donau gebildet?). 
Im Ideellen aber mag die Einheit des Donauraumes eine gewisse Rolle spielen. Der 
Mensch neigt dazu, das ganze Einzugsgebiet eines Flusses, das er im einzelnen nicht 
übersehen kann, wenigstens gedanklich als zusammengehörig zu umfassen. E 

Ein erhebliches Stärkemoment der alten Monarchie war zweifelsohne auch die & 
gute wirtschaftliche Ergänzung der einzelnen Teile zu einer fast vollkommenen f 
wirtschaftsgeographischen Harmonie. Das alte Österreich war ein Wirtschaftskörper, 
der allen modernen Erfordernissen bis zu einem hohen Maße entsprechen konnte. 
Das Aufeinanderangewiesensein der Teile gehört ja zu den stärksten geopolitischen x 
Bindungen eines Staates. Gerade ihre Zerstörung hat sich in der Folgezeit am 
meisten fühlbar gemacht. 

Ein Einigungsmoment lag schließlich auch im Deutschen als Verkehrssprache 
und der deutschen Kultur. Das Tschechische, Magyarische, Rumänische, Serbische 
können niemals Weltsprachen werden; ebenso werden Prag, Budapest, Bukarest, 
Belgrad immer nur Mittelpunkte einer Volkskultur sein; die Weltgeschichte hat 
ihnen für immer nur eine zweite oder dritte Rolle zugewiesen. Die universale 
Sprache und Kultur des Donauraumes war immer, ist heute und wird wohl auch 
in alle Zukunft deutsch sein. 

So war die alte österreichisch-ungarische Monarchie, von ihren Außenländern 
Galizien und Dalmatien abgesehen, ein „erdharmonischer Staat“. Aber sie war 
eine Organisation des Raumes gegen das Volk. Neun Nationen: 
Deutsche, Ungarn, Tschechen, Südslaven, Polen, Italiener, Rumänen, Ruthenen, 
Slovaken lebten innerhalb ihrer Grenzen. An seinen Nationalitäten ist der alte Staat 
gescheitert. An seine Stelle sind — von Polen und Italienern als Miterben ab- 
gesehen — fünf Nachfolgestaaten getreten. 


1) Fr. Ratzel: Politische Geographie. $. 741. 2) Vogel: Rhein und Donau als 
Staatenbildner. Geopolitik 1924, S. ıla. 
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Ihr unglücklichster ist die Tschecho-Slovakei. Unglücklich schon als 
Figur auf der Karte. Viel Grenzen (3800okm) und wenig Land ist der erste 
Eindruck. Der Staat ist von Eger bis in die Marmaros 930km lang, das ist weiter 
als von Eger nach London; aber schon im Mittelstück Mähren ist er nur mehr 

ı60km, im Schwanzstück gar nur mehr 70km breit. Daß dieses Gebilde strategisch 
unhaltbar ist, bedarf keiner Ausführung. Prag ist für Böhmen eine glänzend ge- 
legene Hauptstadt, aber für die Slovakei und gar Karpathorußland liegt Budapest 
um mehr als die Hälfte näher und viel günstiger. Die Hauptstadt der Slovakei, 
Preßburg, ist von Wien nur 60km, von Prag 200km entfernt. Der neue Staat ist 
aus fünf verschiedenen Einheiten zusammengesetzt: Böhmen, Mähren, Schlesien, 
Slovakei und Karpathorußland. Aber sie liegen nicht konzentrisch um die Kern- 
landschaft Böhmen, sondern eine hinter der anderen aufgereiht. Nur Böhmen ist 
eine geschlossene Einheit, die anderen sind Teilstücke größerer Räume, deren natür- 


Ruthenen 


Nadjaren 
Die nationale Zusammensetzung der Die Staatsvölker der Tschecho-Slovakei be- 
Tschecho-Slovakei wohnen nur — vielfach eingelappt — den Kern 


Tscheethen 7 Millionen Madjaren 0,75 Millionen des Staatsgebiets. Die Minderheitenvölker, dem 


Deutsche 3,2 Millionen Ruthenen 0,5 Millionen Volksboden der Nachbarn entrissen, säumen 
Slovaken 1.7 Millionen Polen 75000 seinen Rand 


licher Schwerpunkt außerhalb des Staates liegt. Schon in Mähren geht die natür- 
liche Verkehrsrichtung mit der Anordnung aller Naturelemente quer zur Achse 
des neuen Staates, und Mährens Hauptstadt, Brünn, liegt Wien wesentlich näher 
als Prag. Der schlesische Landesteil jenseits der Mährischen Pforte auf der Außen- 
abdachung der Sudeten gehört ganz eindeutig in die Großlandschaft Deutsch- 
Schlesien; er hat mit dem Donauraum gar nichts zu tun. Aber er besitzt Kohle 
und den größten Schwerindustriebezirk des neuen Staates. Die Slovakei und 
Karpathorußland sind natürliche Randlandschaften Ungarns. Die neue Grenze 
schneidet alle Täler und mit ihnen die Wege ab, die vom Saumland hineinführen 
in die zentralen Ebenen. Es sind hier Landschaften auseinandergerissen, die sich 
aufs schönste ergänzen. Der eine Teil aber ist einer Ländergruppe angegliedert 
worden, die von ihm durch schwerüberschreitbare Bergwaldrücken getrennt ist, 
und alles, was das Land zu bieten vermag, selbst reichlich besitzt. Das lange Stück 
der Tschecho-Slovakei von den Weißen Karpathen ab entbehrt jedes natürlichen 
Mittelpunktes. Allen seinen Teillandschaften ist nur eines gemeinsam: die Öffnung 
gegen die pannonischen Ebenen. Es war die historische Sanktion dieses Zustandes, 
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wenn jene Landschaften durch mehr als 900 Jahre diesem Zuge folgten, wenn | 
das Randgebirge sich mit den zentralen Ebenen zu einer „wohlabgerundeten, gut 
geschützten, wirtschaftsharmonischen, verkehrskonzentrischen politischen Einheit 
zusammenfügte‘‘1). Dazu kommen die schweren wirtschaftlichen und kulturellen 
Gegensätze des mitteleuropäisch organisierten Westraumes zum städtelosen, kul- 
turarmen Ostland. Mit mehr natürlichen Gegensätzen und inneren Spannungen 


hätte ein neues Staatengebilde kaum belastet werden können. 
Rumänien erscheint in seiner Kreisform demgegenüber sehr schön geschlossen. 


Aber gerade dort, wo man den zentralen Lebensraum des Staates suchen würde, i 
erhebt sich ein hohes, menschenleeres Gebirge, das den Staatskörper in zwei Teile 


zerreißt. Alt- und Neurumänien sind durch die Karpathen ebenso entschieden ge- 
trennt, wie vordem Rumänien und Ungarn. Die Grenze, die als Außengrenze 


ausgezeichnet war, ist nun Binnengrenze. Wohl hat Siebenbürgen im ungarischen 
Staate eine gewisse Sonderstellung eingenommen, aber seine Beziehungen zu den 
ungarischen Ebenen sind zweifelsohne viel inniger als zu Altrumänien. Auf der 
8ookm langen einstigen ungarisch-rumänischen Grenze gab es nur 5 Bahnverbin- 
dungen, nach Ungarn führten auf der halben Länge deren ıı. Daß man auch 


auf der Außenseite der Karpathen diesen Gegensatz immer empfunden hat, be- 


weist am besten der Name ‚„Transsylvanien“. Geopolitisch völlig unberechtigt aber 


ist der Vorstoß Rumäniens über das randliche Hügelland hinaus bis in die ungari- 
schenen Ebenen hinein. Hier zerschneidet die Grenze in beispielloser Weise einheit- 
liches Land. Die fruchtbaren, lößbedeckten Ränder sind an Rumänien gekommen, 
Ungarn verbleibt eigentlich nur die Steppe. Die großen Städte und Bahnknoten: 
Szatmar, Großwardein, Arad, Temesburg sind rumänisch geworden, ihre Wirt- 
schaftsgebiete sind zerrissen. Für sie alle war Budapest der rasch und leicht 


erreichbare natürliche Hauptort; Bukarest an der entgegengesetzten Peripherie 


ihres jetzigen Staates, jenseits des Berglandes von Siebenbürgen hat für sie keine 
Anziehungskraft. Auch hier wieder sehr starke wirtschaftliche und soziale Gegen- 
sätze, denn die neurumänischen Landesteile sind den alten weit überlegen. 

Bei Jugoslavien liegen die Dinge ganz ähnlich. Die Eingliederung Kroatiens, 
des Landes zwischen Save und Drau, könnte man geopolitisch noch rechtfertigen. 
Geradezu unsinnig aber ist der Vorstoß über Save und Donau hinaus in das Herz 
der ungarischen Ebenen. Genau wie Rumänien, reicht Jugoslavien nun unmittel- 
bar bis an die Pußta heran und nimmt Ungarn seine fruchtbarsten Landstriche im 
Banat, der Batschka und Baranya. Die Grenze verläuft ganz willkürlich mitten 
durch flaches Land und zerreißt auch hier die Wirtschaftsgebiete von großen 
Städten: Szegedin und Mariatheresienstadt. Großstädte, empfindliche Organismen, 
die am besten gedeckt im Innern des Staates liegen sollten, sind ringsum unmittel- 
bar an die Peripherie der Staaten geraten. 


1) H. Hassinger: Die Tschecho-Slovakei. S. 340. 
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Ungarn ist durch die Neuordnung ein hilfloser Torso geworden. Ein Reststück 
der Ebene mit einseitiger Ausstattung, den schlechtesten Grenzen Europas und ge- 
fährlich exzentrischer Hauptstadt. 

* 

So hat man die alte schöne Raumeinheit verstümmelt. Man hat es getan mit 
der Berufung auf die Nationalitäten, aber man hat sich nicht ernstlich Mühe ge- 
geben, das Nationalitätenprinzip nun auch wirklich gerecht durchzuführen. Keiner 
dieser neugeschaffenen oder vergrößerten Staaten ist Nationalstaat. Nicht einmal 
Rumänien. Denn wo die Völkerkarte uns die große einheitliche Nationalfläche der 
Rumänen verzeichnet, da zeigt die nähere Betrachtung statt eines zusammenhängen- 
den Volkes zwei getrennte Volksgebiete: Siebenbürgen und Rumänien und da- 
zwischen menschenleere Gebirge. Das siebenbürgische Volksgebiet aber ist stark 
von Minderheiten durchsetzt, und an den Rändern des Staates hat man rundum 
Teile fremden Volkstums einbezogen. So machen die Minderheiten insgesamt an 
20% der Gesamtbevölkerung aus. Der Prototyp des Nationalitätenstaates ist die 
Tschecho-Slovakei. Die Tschechen sind in ihm sogar absolute Minderheit. Erst 
mit den Slovaken zusammen, die aber teilweise auch heute noch die Rückkehr 
zu Ungarn wünschen, erreichen sie 65% des Staatsvolkes. Ihnen stehen 24% 
Deutsche, 6% Ungarn und 4% Ruthenen gegenüber. Alle diese Minderheiten aber 
sind herausgeschnitten aus dem geschlossenen Wohngebiet ihres Volkskörpers, sind 


_ also gar keine echten Minderheiten. Von den 3800km langen Grenzen der Tschecho- 


Slovakei fallen bezeichnenderweise kaum 10% mit der Sprachgrenze zusammen !). 
Ganz und gar nicht läßt sich auch die geopolitisch unsinnige Abtretung der süd- 
ungarischen Gebiete mit nationalen Gesichtspunkten rechtfertigen. Südungarn ist 
ausgesprochenes Kolonistenland, in dem fast jedes Dorf eine andere Sprache 
spricht und die Hauptkulturarbeit gegen Wasser und Sumpffieber von Deutschen 
geleistet wurde. Der Bezirk Temesburg z. B. hat 58% Deutsche, 27% Magyaren, 
10% Rumänen und 5% Serben; er wurde Ungarn entrissen und Rumänien zu- 
geteilt! Jugoslavien hat sich durch seinen neuen Besitz jenseits der Donau mit etwa 
550000 Deutschen, 480000 Magyaren und 230000 Rumänen belastet. 

Alle Nachfolgestaaten mit Ausnahme von Österreich und Ungarn sind heute mit 
den gleichen inneren Reibungen, den gleichen zentrifugalen Bestrebungen durch 
die inneren völkischen Verhältnisse belastet wie die alte Monarchie. Überall ist neue 
heftige Irredenta geschaffen worden. Daß die Nation die Grundrichtung für jede 
staatliche Neuordnung werden muß, ist heute unumstößliches Gesetz geworden. Daß 
die Einzelheiten der so festgelegten Grenzen geopolitisch ergänzt und ausgeglichen 
werden müssen, ist ebenso selbstverständlich. Aber die Friedensschlüsse, die dem 
Weltkrieg folgten, haben sich im Donauraum geradezu leichtfertig über nationale 


wie geopolitische Forderungen hinweggesetzt und einseitig die Besiegten ver- 


1) H. Hassinger: Die Tschecho-Slovakei. $. 343. 
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| gewaltigt. So ist die Beurteilung der staatlichen Neugestaltung im Donauraum min- 


destens so zwiespältig wie je diejenige der alten 'Doppelmonarchie. Auf der einen, 
der interessierten Seite, Bejahung, die auch in den offenkundigsten Mängeln nur 


Übergangserscheinungen einer verworrenen Zeit sieht und auf Ausgleich hofft1). 
Auf der anderen Seite leidenschaftliche Ablehnung. 
Auf die geographischen Grundlagen lassen sich in der Regel keine BR, 


Forderungen aufbauen. Sie erleichtern und erschweren, aber sie erzwingen nie 


einen einzigen Weg. Immer aber sind sie politische Faktoren ersten Ranges, auch ® 
deswegen, weil sie primär und stabil sind. Das sollten sich die immer vor Augen 


halten, die an verantwortlicher Stelle die Geschicke des Donauraumes leiten. 


RUPERT VON SCHUMACHER: 
Der Südostraum in der Konzeption Mitteleuropas | 


I. Die Voraussetzungen im Südosten 


Die kräftesammelnde Erhebung vom Januar 1933 hat eine tiefe Wandlung der 
seelischen Einstellung des deutschen Volkes zu den außenpolitischen Problemen im 
Gefolge. Es ist das interessanteste Ergebnis der bedingungslos gesamtdeutschen Ein- 
stellung der nationalen Bewegung, daß die ideelle Einigung im Innern auch eine 
Zusammenschau der internationalen Fragen gebracht hat, die — noch immer in 
Entwicklung — einen völligen Umbau der deutschen Mentalität zur Umwelt brin- 
gen wird. An die Stelle zahlreicher außenpolitischer Konzeptionen, die durch das 
Überwiegen partikularistischer Orientierung über das Gesamtinteresse entstanden 
waren, tritt nunmehr das Reichsinteresse, ja das Interesse des Gesamtdeutschtums, 
basierend auf der Ersetzung der Begriffe ‚„bayrisch“, „preußisch“ usw. durch 
„deutsch“ schlechthin und der Ausdehnung des außenpolitischen Horizonts vom 
stammesgebundenen partikularistischen zum gesamtvölkischen Raumerleben. 

Der seelische Strukturneubau des deutschen Volkes mußte folgerichtig den bis- 
her vernachlässigten Südostraum in das außenpolitische Blickfeld des Binnen- 
deutschtums rücken; denn mit der Überwindung des Staatsbürgerprinzips zugunsten 
des Volksbürgerdenkens zog das im Südosten befindliche zahlenmäßige und poli- 
tische Schwergewicht des Auslanddeutschtums das allgemeine politische Interesse 
zuerst und am stärksten auf sich. Das zum Teil äußerst heftige Ringen des Süd- 
ostdeutschtums um die neue Weltanschauung, die im Südosten durch die innigere 
Verflechtung der deutschen und fremdnationalen Siedlungsgebiete deutlicher als 
anderswo hervorgerufenen Anklänge an den deutschen Nationalsozialismus bei den 
Nachbarvölkern und das plötzliche Einsetzen der Bremswirkung der anderen Mächte 
gegen die Ausbreitung des deutschen Erneuerungsgedanken haben die Bedeutung 


1) Vergleiche E. T. Martonne: Geographie Universelle. Bd. IV. Europe Central. 
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des Südosten für die mitteleuropäische Politik in Deutschland in einem Maße zur 
Diskussion gestellt, dessen sich der Binnendeutsche noch gar nicht bewußt werden 
_ konnte, weil er selbst zu sehr Subjekt des Vorganges ist. Wer aber außerhalb der 
östlichen Reichsgrenzen die Wandlung im Reich und Volk miterleben durfte, der 
hat aus der bloßen Betrachtung der reichsdeutschen Presse, die mit einem sprung- 
artigen Anwachsen des Interesses für den Südosten in außenpolitischer Hinsicht auf 
die Nationale Revolution reagierte, nachhaltige Eindrücke über die psychologische 
Wirkung der Volkserneuerung gewinnen können. 

Dieser Wandel mit seiner völligen Neuordnung der Einstellung des deutschen 
Volkes zu seinen Lebensproblemen hat aber auch gerade durch die Entdeckung des 
Südostens als außenpolitischen Faktors gezeigt, daß in der Haltung des deutschen 
Volkes oder besser gesagt, des Reichsdeutschen gegenüber dem Südosten Struktur- 
fehler vorhanden sind, die sehr tiefgehende Ursachen haben müssen. Der Südost- 
deutsche, der als Eckpfeiler des abendländischen Kaisertums die Reichsidee durch 
Jahrhunderte verteidigt und verdolmetscht hat, kennt diese Ursachen sehr genau: 
Es ist fast ein Widerwille, eine gefühlsmäßige Hemmung, die den Deutschen gern 
das Tohuwabohu des Südostens links liegen läßt, eine Hemmung geboren aus einem 
Reinlichkeitsbedürfnis, das durch die Unmöglichkeit, das Völker-, Rassen-, Religio- 
nen-, Kulturen-, Staatenchaos des Südostens konstruktiv-ordnend zu meistern — wie 
es dem Deutschen im politischen Schaffen naheliegt —, in seiner Abwehrtendenz 
unterstützt wird. Schon der Beiklang des Wortes „Balkan“, der im Begriff „Bal- 
kanisierung“ sogar einen politischen und rechtlichen Niederschlag gefunden hat, 
verrät diese Haltung. Es stehen im Verhältnis zwischen Südosten und Mitteleuropa 
- eben zwei Prinzipien einander gegenüber — eines seinen faustischen Drang im Poli- 
tischen durch Verneinung organischer Grenzen und durch den Wunsch äußernd, 
das Unmögliche im Dienste einer zutiefst religiös verwurzelten Reichsidee möglich 
zu machen — das andere durch unwahrscheinlich enge Grenzziehung des biologisch, 
geographisch, überhaupt naturgesetzlich Möglichen gekennzeichnet. 

Trotz der Hemmung im Deutschen gegenüber dem Südosten ist das Verhältnis 
zwischen den beiden Räumen nicht zu allen Zeiten und für alle Schichten und 
Teile unseres Volksorganismus das gleiche — durch Abneigung oder Gleichgültig- 
keit bestimmte — gewesen. Der Südostdeutsche z. B. hat die Hemmungen längst 
überwunden, ja sogar seinen Lebensrhythmus dem von ihm kolonisierten Raum 
vollständig angepaßt; Bismarcks Schule der deutschen Außenpolitik hat den Süd- 
osten aus dem sicheren Instinkt der traditionellen preußischen Ostpolitik heraus 
noch richtig bewertet, als die reichsdeutsche Öffentlichkeit sich schon längst aus- 
schließlich dem Westen zugewandt hatte (1). Die östlichen Grenzsäume des Reiches 
haben schneller die Bedeutung ihres Nachbargebietes erfaßt als die westlichen, so 
vor allem Sachsen, das die Unterlassungen der Vergangenheit nach ı918 möglichst 
rasch auszugleichen trachtete (2). Aber die lebende Generation steht im großen und 
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ganzen noch unter dem Eindruck einer weitgehenden Verständnislosigkeit des 
Binnendeutschtums. Diese Tatsache ist für die positive Neugestaltung ebenso ent- 
scheidend, wie sie die deutsche Außenpolitik eine lange Periode hindurch zum 
Schaden der gesamtdeutschen Interessen richtunggebend beeinflußt hat. 

Die Vernachlässigung des Südostens ist am stärksten nach der Zertrümmerung 
der österreichisch-ungarischen Monarchie bemerkbar geworden. Das Reich stand 
damals an seiner Südostgrenze plötzlich vor einer Unzahl höchst explosibler Pro- 
bleme, für deren Behandlung nicht die geringste Tradition und Schule vorhanden 
war. Die Schockwirkung war so stark, daß selbst die Wiedervereinigung des Alpen- 
und Sudetendeutschtums mit dem Reich an Ziellosigkeiten scheiterte, die ihre letzte 
Ursache in der Diskrepanz zwischen Handelnmüssen und gänzlicher Desorientierung 
über die zur Debatte stehenden Dinge hatte. Ein typisches Ergebnis mangelnder 
Kenntnis des Südostens und besonders des böhmischen Nachbarraumes ist die 
‚„‚Wespentaille‘‘ des Reiches: Im Gegensatz zu Oberschlesien hatten im Sudetenland 
nirgends Freikorps den Kampf mit den eindringenden’ tschechischen Legionären 
aufgenommen, um den Beweis des deutschen Charakters dieses Gebietes zu er- 
bringen. Den gleichen Ursachen entsprang die verheerende Vernachlässigung des 
Bayrischen Waldes durch die Münchner Regierungen, der erst der Nationalsozialis- 
mus ein Ende gemacht hat (3, 4). 

Beim Zusammenbruch ist das Gesamtdeutschtum zum erstenmal nach langen 
Zeitläufen wieder miteinander in eine unmittelbare, gesamtdeutsche Tendenzen auf- 
weisende Berührung gekommen. Aber es konnten keine positiven Werte und Wer- 
tungen entstehen, weil die Synthese der außenpolitischen bzw. aller Nachbar- 
raumfaktoren angesichts der inneren Zersplitterung nicht möglich war. Das blieb 
dem Jahr 1933 vorbehalten. 

Inzwischen war freilich viel Versäumtes nachgeholt worden. Besonders die Be- 
deutung des eigentlichen Donauraumes für das Reich hörte auf, Gegenstand zwei- 
felnder Diskussion zu sein, wozu die französische Ostpolitik, seitdem sie das von 
Richelieu geforderte ‚vorsichtige und verdeckte Verhalten“ durch die Kleine- 
Entente-Politik und besonders den russischen Pakt abgelegt hat (5), das ihrige 
beigetragen haben mag. Das Bild vom „Phäakentum‘ des Österreichers wurde all- 
mählich auch ad acta gelegt. Die Gegenbeweise, die das Südostdeutschtum für seine 
kämpferische Zähigkeit lieferte, konnte seit dem Kampf um Kärnten nicht mehr 
übergangen werden, und das im ‚„Kamerad Schnürschuh“ ausgedrückte Urteil 
wandelte sich unter dem Eindruck der Anschlußbestimmungen in Tirol und Salz- 
burg, des Kampfes um das Burgenland, der Zollunions- und Angleichungsbewegung 
zu einem Verstehen des Weltkrieges als gesamtdeutsches Schicksalserleben. Ebenso 
waren die etwas phantastisch angehauchten Vorstellungen von einer politischen 
Ödnis zwischen Save-Donau und Stambul einer realeren Auffassung gewichen. 
Der „kranke Mann am Bosporus“ hatte den Zweckgerüchten über ihn und der 
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Verschachtelung politischer Urteile mit den Märchen aus „JTausendundeiner Nacht“ 
sichtbar auch für die deutsche Öffentlichkeit das Grab geschaufelt. 

Nichtsdestoweniger scheint es dem aufmerksamen Beobachter, als ob das heute 
wachsende Verständnis für die Dinge in unserem labilsten Nachbarraum noch nicht 
weit über ein Stadium hinaus wäre, in dem exotische Anreize, sentimentale Vor- 
stellungen und romantische Bewunderung angeblicher Machiavellismen noch immer 
mitklingen und das politische Bild der Öffentlichkeit gefühlsmäßig verfärben. Es 
sind Reminiszenzen an Bismarcks Desinteressement am Balkan und an Goethes 
naiv verstandenes „Hinten in der Türkei“, die die Beschäftigung mit dem Süd- 
osten in negativer und positiver Hinsicht als Liebhaberei erscheinen lassen. Auf der 
positiven Seite führt das leicht zu dem Extrem, über einer Südost-,Mode“ alles 
andere zu vergessen, während das Ziel des politischen Reifens doch eine Zu- 
sammenfassung aller Vorgänge und Faktoren um uns zu Plan und Gestalt sein 
muß. Diesen Überblick hatte weder das alte noch das versinkende Zweite Reich. 
Sie zu schaffen und sich vor allem zu „erleben“, ist darum Aufgabe der lebenden 
Generation, die sine ira et studio die Dinge zu prüfen und sie in den Rahmen der 
staatlichen Nutzenberechnung einzufügen hat. 

Die Einbeziehung des Südostens fehlt nicht immer im Konzept der deutschen 
Reichspolitik, wenn auch die Abneigung äußerst selten einem Versenken in das 
Wesen dieses Raumes weicht. Die südostdeutsche Kolonisation der Franken- und 
Sachsenkaiser (6), der gewaltige Einsatz der gesamtdeutschen Wehrkraft 1683 vor 
Wien oder das Lavieren des deutschen Kaiserhofes zwischen der französischen 
Szylla und der türkischen Charybdis (7) sind großartige Beispiele dafür, daß der 
Südosten im deutschen Volk und in der politischen Ideengestaltung der Reichs- 
führung lange lebendig war und erst in den letzten Jahrhunderten durch Indu- 
strialisierung, Hinausdrängen auf den Weltmarkt und in die Weltpolitik sowie 
durch die Absorbierung der deutschen Kraft in inneren Auseinandersetzungen all- 
mählich aus dem Gesichtskreis der binnendeutschen Politik verschwunden ist. Die 
Desorientierung ist indessen weitergegangen als bis zur bloß politischen Interesse- 
losigkeit. Psychologisch begünstigt durch die politischen Verhältnisse, ist der Süd- 
osten selbst für die Wissenschaft ein weißer Fleck geblieben, der trotz der zu- 
nehmenden Nachkriegsforschung noch immer nicht restlos getilgt ist. 

* 

Für den Geopolitiker ist es nicht schwer, den objektiv-sachlichen Ursachen der 
geistigen und politischen Scheidewand zwischen Mittel- und Südosteuropa nachzu- 
gehen und den Weg zu ihrer Beseitigung zu zeigen, soweit nicht die Diagnose an 
sich schon richtungweisend ist. Die Ursachen liegen in einer nur diesem Raum 
eigentümlichen Komplikation der Wechselwirkungen zwischen Raum und Rasse — 
Blut und Boden. 

Das schwerstwiegende Moment des Südostens ist seine Rassengrenze; sie zeigt 
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keine klare Scheidung, sondern tritt auf als Übergangszone im ganzen Raum; sie 
schachtelt gegensätzliche Rassen territorial, zum Teil sogar in vertikaler Abgren- 


zung (walachischer Hirtenraum) ineinander, sie vermischt und verwischt die Gren- 


zen durch Sprach- und Kulturüberlagerung bis zur Unkenntlichkeit, würfelt die 
Völker sozial durcheinander, ohne die Gegensätze aufzuheben oder abstufend aus- 


zugleichen. Im Südosten prallen zwei Menschengruppen aufeinander, deren eine F 


am besten als „asiatisch“, deren andere ebenso eindeutig als „europäisch“ umrissen 
ist. Sprachlich-volkhaft vorhanden sind von der asiatischen Gruppe Ungarn und 
Türken, während die andern Sprachnationen der europäischen Seite zugerechnet 
werden. Mit dieser völkischen Unterscheidung ist aber politisch wenig anzufangen; 
viele Ereignisse bleiben unbegriffen, wollte man sich damit begnügen. Der Süd- 
osten wird jedenfalls damit weder biologisch noch psychologisch erklärt, wenn 
man auch vielleicht die ungarischen Ereignisse während der Türken- und Kuruzzen- 
zeit als Äußerungen einer asiatischen Volksseele auffassen will (8) oder die pan- 
slawischen Beziehungen der Balkanslawen und die romanenfreundliche Politik 
Bukarests aus Stammesverwandtschaften ableiten mag. Das heutige Bild der Na- 
tionalitäten auf dem Balkan bzw. das durch ihre nationalen Ideologien geformte 
kommt nicht einmal mit einiger Wahrscheinlichkeit ihrem eigentlichen abstam- 
mungsmäßigen Charakter nahe. Daher sind geschichtliche Aufschlüsse zur Fest- 
stellung des Volkstypus notwendig und so weit zurückzuverfolgen, als halbwegs 
sichere Quellen vorhanden sind, wenn man sich nicht a priori auf das Gebiet der 
eigentlichen Rassenforschung begeben will. Ein Überblick unter diesen Voraus- 
setzungen gibt bereits ein wesentlich anderes Bild als die — es sei die Wort- 
prägung gestattet — rassen-völkische (sprachlich-nationale) Grenzziehung des heu- 
tigen Zustandes. Hunnen, Awaren, Kumanen, Petschenegen, Surguntschen, Bul- 
garen, Chazaren, Madjaren, Tataren, Mongolen, Türken dringen in einem jahr- 
tausendlangen Vormarsch aus dem Kreis der asiatischen Steppenvölker in Europa 
ein, fluten wieder zurück, eine ununterbrochene Wellenbewegung, die in allmäh- 
lichem Kräfteausgleich zur Ruhe kommt, aber auch dort sehr deutliche Spuren 
hinterläßt, wo etwa die heutige Sprachenkarte ein völlig andersgeartetes Bild vor- 
täuscht. Dem asiatischen Strom stehen unzählige Völkerschaften germanischer, sla- 
wischer, keltischer, griechischer, romanischer Zugehörigkeit entgegen, die ihre Fort- 
setzung in der Vergangenheit in den Illyrern finden sollen. Nehmen wir die vor- 
geschichtlichen Bewohner nichtarischer Herkunft (Karer, Lyder, Lykier usw.), die 
beiden Gruppen der Juden, die Sephardim und die Aschkenasim, die Zigeuner (eine 
in ihrer Zahl nicht zu unterschätzende Volkheit), die im Gefolge der großen Grup- 
pen mitziehenden Bestandteile ferner beheimateter Völker wie der Araber, Kauka- 
sier, Ägypter usw. hinzu, kalkulieren wir die durch Krieg, Menschenraub, Herren- 
recht, Sklavenhandel, Söldnerwesen, Vielweiberei, Ausmordung der männlichen Be- 


völkerung und Aufsaugung über- und unterwanderter Schichten sicherlich gewaltig 
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geförderten Vermischungsvorgänge ein, so erhalten wir über das Mosaik der völ- 
kischen Individualitäten der zahllosen Splitter und Überreste hinaus ein volksbiolo- 
gisches Wirrwarr, das sich bei historischer Betrachtung fast bis zum Einzelindivi- 
_ duum aufspalten läßt, ja nicht einmal im einzelnen Menschen noch ein einheit- 
liches Bild zuläßt. Vollends ausgeschlossen ist es aber, halbwegs sichere Begren- 
' zungen der Rassen im Sinne der Rassenlehre selbst dann festzustellen, wenn man 
_ den räumlichen Lebensbedingungen die Herauszüchtung einer Grundrasse aus der 
Rassenvermischung zubilligt. Nordische, westische, dinarische, ostische, ostbaltische, 
 vorderasiatische, orientalische, mongoloide und sogar negroide Bestandteile haben 
einen unentwirrbaren Knäuel gebildet, der selbst mit der Beschränkung auf Fest- 
stellung überwiegender Häufigkeit nicht zu lösen ist, wenigstens nicht in einem 
' der praktischen Politik handlichen Sinne. 

Die Unzulässigkeit der Anwendung des westeuropäischen, genetisch relativ ein- 
wandfreien Begriffs „Volk“ auf die Balkannationen und die Unmöglichkeit, die 
südöstlichen Völker ohne weiteres in die großen Völkergruppen einzureihen, geht 
am deutlichsten aus dem Streit über die Abstammung z. B. der Bulgaren, Kroaten, 
Rumänen, Sekler und anderer hervor. Wir vermerken diese wissenschaftlichen 
_ Streitfragen deswegen besonders, weil den wissenschaftlichen Meinungen einerseits 
ebenso viele Traditionsbehauptungen, andererseits nationale Ideologien entsprechen, . 
die in der Politik eine keineswegs unbeachtliche Rolle spielen. Hinsichtlich der 
Bulgaren sind es im wesentlichen zwei Anschauungen über die Abstammung dieses 
Volkes, deren Gegensatz politische Realität besitzt (9). Auf der einen Seite steht 
die Meinung Safariks und Jireöeks (10), die die Bulgaren in die asiatischen Step- 
penvölker einordnet (wobei die Frage offen bleibt, ob es sich um ein finno-urali- 
sches, türkisches, tatarisches oder mongolisches Nomadenvolk handelt (9) und das 
heutige Volk aus einer Vermischung der bulgarischen Herrenschicht mit der an- 
sässigen slawischen Bauernschaft entstehen läßt. Die Ideologie der bulgarischen 
Politik ist stark auf diese These eingestellt, weshalb sich eine reinliche slawische 
Tendenz bisher nicht durchzusetzen vermag. Auf der anderen Seite steht die An- 
schauung Tzeneffs, der die Bulgaren als thrako-illyrisches Volk bezeichnet (11). 
Auch diese Meinung findet ihre politischen Anhänger und bildet die Grundlage 
einer völkischen Verwandtschaftsideologie. Bezüglich der Abstammung der Kroaten 
sind mehrere Theorien im Schwange, deren eine die slawische Herkunft behauptet 
und die größte politische Bedeutung bekommen hat. Eine andere, vornehmlich von 
der antiserbischen Opposition aufgegriffene Theorie, die unter anderm von Dr. Zu- 
panitsch (12), Dr. Rus (13) und Dr. Bu& (r/}) vertreten und sehr eingehend be- 
wiesen wird, führt die Kroaten auf die Goten zurück und lehnt jede Verwandt- 
schaft mit den dinarischen Serben ab. Eine ähnliche politische Wirkung hat die 
Unklarheit über die Herkunft der Morlakken (von den Italienern als Romanen der 
Adriatico-Nostro-Konzeption dienlich gemacht, von den Serben als Slawen bean- 
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sprucht) (15), der Sekler (Madjaren — Gepiden) (16), der Rumänen (Daker — 


Römer) usw. Der Begriff und die politische Realität „Volk“ ist auf diese Weise im 
Südosten fast eine Angelegenheit der Konvention. Am schärfsten ist das in der 
kroatischen Geschichte zum Ausdruck gekommen: Durch ein Jahrtausend un- 
zweifelhaft als Volk angesehen, wurden die Kroaten mit der Gründung des süd- 
slawischen Staates zum ‚Stamm‘ gewandelt, um durch die Reformen von 1929 
schließlich auch diesen Charakter zu verlieren. Die Devise der bulgarischen Bauern- 
partei: „Von den Alpen bis zum Schwarzen Meer lebt ein Volk von Brüdern, die 
Südslawen!“, die im Vorspiel zu den Balkanpaktverhandlungen eine Auferstehung 
feierte, läßt vermuten, daß auch der Charakter der Bulgaren weniger auf biologischen 
als auf dynastischen Füßen steht und überraschende Wendungen nicht ausschließt. 

Die Balkan,,völker“ sind jedenfalls keine biologisch und politisch sicheren Fak- 
toren, um so weniger, als das rassische und völkische Tohuwabohu Ursache ist; es 
wird zugleich vermehrt durch die kulturellen, religiösen und sprachlichen Über- 
schneidungen und Mischtypen, die vorwiegend in den politischen Machtverhält- 
nissen ihren unmittelbaren Anlaß haben. Die mohammedanischen Bulgaren (Po- 
maken) und Aromunen, die christlichen Türken (Gegöusen) (17), die katholischen 
Bulgaren (17) und die mohammedanischen Serben, die katholischen Küstenslawen 
an der Adria, die sich die slawische Liturgie in der römisch-katholischen Kirche er- 
halten haben (18), die orthodoxen Slowaken und prawoslawischen Ukrainer, die 
römisch-katholischen Albaner mit ihrer griechischen Liturgie (18) sind einige be- 
sonders krasse Beispiele religiös-völkische Überkreuzungen, wobei von den großen 
Fällen (Ungarn, Südslawen als Gesamtheit, Albanern, Rumänen) abgesehen ist. Die 
sprachlich-völkischen Überschneidungen stehen nicht zurück: Die gräzisierten Make- 
donier und Albaner, die madjarisierten Germanen (Sekler — Gepiden) und Deut- 
schen (Sathmarer Schwaben, die jetzt allerdings regermanisiert sind), die blonden 
Rumänen (romanisierte Slawen, hauptsächlich Ukrainer, und reinerhaltene Daker 
wie die Mozen) (19), die slawisierten Daker (Huzulen) (17), die rumänisch spre- 
chenden Ungarn (Ciangäi) (17), die rumänisch sprechenden Serben in der Wala- 
chei (17), die deutsch sprechenden Ostjuden, die mährischen Slowaken mit ihrer 
tschechischen Schriftsprache (20), die Slonzaken und ihre tschechisch-polnische 
Mischsprache (20) sind solche deutliche Beispiele für das Wesen des Südostraumes. 
Einzelfälle, wie die drei Kroatendörfer bei Göding (Hodonin, c.S.R.), deren Be- 
wohner slowakische Tracht tragen und meist deutsch sprechen (2r), sind die nicht 


seltenen Erscheinungen, die den praktischen Politiker sowohl wie den Forscher kein 


typisiertes völkisches Seelenbild und keine biologisch-homogene Struktur mehr er- 
kennen lassen: es ist keine reale Beurteilung und Berechnung mehr möglich! Die 


kulturellen Überschneidungen und Überdachungen gehen ja überhaupt über das 


Maß des Wahrscheinlichen hinaus, aber geradezu tolle Formen nimmt das südöst- 
liche Chaos an, wenn die staats- und volkspsychologische Haltung bestimmter Grup- 
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pen mit einbezogen wird. Ungarn und Serben, die sich als Rumänen, Griechen, 
die sich als Albaner, Albaner, die sich als Griechen ansehen, Rumänen, die Grie- 
‚chen sein wollen, die über ihre nationale Zugehörigkeit und Selbständigkeit nicht 
geeinigten Makedonier und Slonzaken (Wasserpolacken) gehören zu den politisch- 
‚kulturellen Kuriosa, die in keine außenpolitische Konzeption hineinpassen wollen 
und ewigen Streit hervorrufen müssen, 

Eine seelische Stetigkeit und Homogenität in der Haltung der Südostvölker und 
Völkergruppen läßt sich darum nicht erwarten. Sprunghafte Entwicklung, plötz- 
liche, scheinbar aus dem Nichts entstehende Aufstiege und Zusammenbrüche, uner- 
wartete Wendungen und Sympathien- bzw, Antipathiengestaltung verraten die un- 
erhört tiefe psychologische Spaltung innerhalb mehr oder minder künstlich ent- 
standener oder durch die Raumverhältnisse geschmiedeter Gesamtheiten. Der 
schizophrene Charakter der Südostvölker ist einer jener Faktoren, die dem Deut- 
schen den Südostraum so unheimlich rätselhaft erscheinen lassen, um so mehr, als 
einzelne Züge andrerseits wieder vertraut anklingen (serbisches Soldatentum!). 

Die Unberechenbarkeit der psychologischen Faktoren wird noch unterstützt durch 
das überrasche Fluktuieren der Dinge. Ent- und Renationalisierung gehen im Laufe 
weniger Jahrzehnte vor sich [Slawengräzisierung im 8. bis ıo. Jahrhundert, 
Ukrainerromanisierung in Bessarabien im Verlaufe des vorigen Jahrhunderts (22), 
die vollständige Regermanisierung der Sathmarer Schwaben seit 1918]; die Sied- 
lungsdauer ist fast an den schnellen Wechsel der politischen Ereignisse gebunden; 
Entstehen, Vergehen und Wandern [Bulgarien (23), Serbien!] von Staaten und 
Verwaltungsformen überstürzen einander in einer wohl in keinem andern Erd- 
raum nachzuweisenden Schnelligkeit, kulturelle und selbst religiöse Einrichtungen 
kommen und verschwinden, und es läßt sich niemals genau feststellen, ob etwas 
und wieviel unter einer bestimmten Oberschicht verdeckt vorhanden ist und auf 
den überraschenden Ausbruch wartet. Der Binnendeutsche, der verlernt hat, den 
Südosten überhaupt noch zu beachten, ist darum immer wieder verblüfft von der 
Plötzlichkeit der Vorgänge und unerwarteter Wandlungen, sei es, daß z. B. die 
Ungarn mit den Türken gemeinsame Sache machten, als das gesamte christliche 
Abendland gegen die Heiden zog, daß sie trotz ihrer Hinneigung zur Mitte Europas 
in schärfster Ablehnung gegen Wien beharrten, sei es, daß bulgarische Truppen 
deutsche beschossen, als der Weltkrieg eine ungünstige Wendung nahm, oder die 
Kroaten einen Kampf auf Leben und Tod gegen den Belgrader Zentralismus 
führen, um im entscheidenden Augenblick Belgrad mangelhaften Schutz der kroa- 
tischen Grenzen vorzuwerfen, oder sei es, daß ein selten grausamer Kleinkrieg 
jahrzehntelang von den Makedoniern geführt wird, um plötzlich, selbst für die 
Sofioter Regierung überraschend, anläßlich der Balkanpaktverhandlungen in eine 
der bulgarisch-südslawischen Annäherung freundliche Haltung umzuschlagen. Daß 
man solchen Überraschungen gegenüber deutscherseits meist unvorbereitet war, 
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kommt daher, daß man aus Unkenntnis des Südostens das Nationalitätenbild dich | 
ses Raumes einfach aus der Sprachenkarte konstruierte. | 
Der rassenpsychologische Faktor als sonst wesentlicher Mitgestalter der völki- | 
schen und politischen Ideen und Traditionen läßt sich somit im Südosten nicht 
berechnen. Die Außenpolitik eines Staates gegenüber einem anderen Staat und 
Raum muß aber mit einigen stetigen Faktoren rechnen können, um mit dieser 
Konstante die Unbekannten auf ein Mindestmaß herabdrücken, daß heißt, das Ge- 
fahrenmoment der Unsicherheit mit einem ökonomischen Aufwand an Sicherheits- 
mittel neutralisieren zu können. Vom Südosten bleibt als einziger stabiler Faktor 
— nur der Raum übrig, wodurch die Südostpolitik aller Anrainermächte fast 
ausschließlich zur Opportunitätspolitik verbunden mit außerordentlich starker 
Wachsamkeit und feinfühliger Beobachtung gezwungen wird. Auch in diesem Sinn 
weist der Südosten den typischen Charakter des Grenzsaumes auf. Er besitzt alle 
Merkmale eines völkischen und rassischen Übergangsgebietes mit alles denkbaren 
Übergangsformen, Schattierungen und Abstufungen. Das Verhältnis zum Südosten 
ist deshalb das Verhältnis zu einer Grenze, die allerdings eine gewaltige Flächen- 
ausdehnung annimmt und einen Grenzsaum von kontinentalem Ausmaß darstellt. 
Das kulturelle und biologische Überschwemmungsgebiet des Südostens bleibt auch 
nach der Eindeichung Marschlandschaft mit stetem Kampf gegen die Dammbruch- 
gefahr — oder, politisch ausgedrückt: das militärisch-strategische Moment steht im 
Vordergrund, ob nun der Anrainer noch nicht in den Raum hinübergegriffen, 
oder ob er „pazifizierend“ seine Grenzen vorgeschoben hat. So hat Österreich seine 
Militärgrenze als deutlichsten Ausdruck dieses Merkmals gehabt, erweitert bis zu 
der Besetzung Bosniens und des Sandschaks Novipasar (24), so hat sich die ver- 
einigte Militär- und Zivilverwaltung des Osmanischen Reiches besser bewähren kön- 
nen als alle andern Befriedungsversuche. Daraus folgert aber — was am wesent- 
lichsten ist —, daß das geopolitische Moment, die geopolitische Bewertung, der 
räumliche Faktor bei weitem alle anderen überragt, ist er doch dem Strategen viel 
näher gelegen (Kjellen: „Der Krieg ist gleichsam ein Experimentalgebiet für die 
Geopolitik“) (25) als dem Diplomaten und Politiker, der eher zur Betrachtung 
der psychologischen Grundlagen neigt. Es ist darum nur selbstverständlich, wenn in 
den südostpolitischen Überlegungen der Großmächte geopolitische Erwägungen vor- 
herrschen. Die an sich geopolitisch vorzüglich geschulten Römer überbieten sich in 
diesem Raum selbst in ihrer Raumgliederungskunst. Ihre Grenzen haben teilweise 
»0oojährige Gültigkeit gehabt und alle Stürme überdauert, wie z. B. die Dalma- 
tiens (26) und die rumänisch-bulgarische Donaugrenze. Die Osmanen haben das 
Erbe Byzanz’ und Roms getreulich fortgesetzt und in der Einrichtung des rume- 
lischen Zentrums auf der Sofioter Hochebene, wo schon die Römer ihr binnen- 
daeisches Zentrum Ulpia Sardica hatten, ein seltenes Zeugnis geopolitischen Kön- 
nens abgelegt. Die österreichischen Grenzbezirke mit ihrer eigenartigen Siedlungs- 
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technik und die österreichische Einkreisung Ungarns durch die galizischen, sieben- 
bürgischen und kroatischen Glacis mit der kunstvollen Nationalitätenpolitik verraten 
eine weiträumliche und geopolitische Schau, die erst seit dem österreichisch-unga- 
rischen Ausgleich verschwindet. Rußlands Politik nach dieser Richtung ist über- 
haupt nur geopolitisch bestimmt gewesen: der Südosten war für den Zarenstaat 
nur Aufmarschgebiet für die Gewinnung der territorial und strategisch notwendigen 
Schlüsselstellung am Goldenen Horn. Das junge Italien und besonders der Faschis- 
mus sucht auf dem Balkan die Rückendeckung für seine Mittelmeerpolitik, wes- 
halb z. B. die Konzeption der Einkreisung Jugoslawiens ein Meisterstück reiner 
Strategie und geopolitischen Denkens ist. 

* 

Diese Orientierung gegenüber dem Südosten und sein Charakter als ethnopoli- 
tischer Grenzsaum zwischen zwei Kontinenten werfen die Frage auf, wie dieser 
Raum gegen seine Umwelt abgegrenzt ist. Es ist die Frage der besten Dammbau- 
möglichkeit, die alle Anrainer bewegen muß. Die Grenzziehung um den Gesamt- 
raum ist damit ein eminent praktisches Problem, aber es ist ebenso unentbehrlich 
für die historische Betrachtung der Südostfragen. 

Rein geographisch-theoretische Denkweise läßt Donau und Save als Grenze gegen 
das Festland ansehen. Diese Begrenzung ist zweifelsohne unbefriedigend. Schon 
floristisch, klimatisch und faunistisch reicht der mediterrane Bereich über die Do- 
naumündung hinaus, der pontische bis ins Wiener und Sudetenbecken, der atlan- 
tische bis tief in den Balkan hinein. Der Südosten als Übergangszone schlechthin 
ist also entschieden weiter zu fassen. Für die politische Begrenzung ergeben sich 
mehrere Gesichtspunkte, je nach dem Standort des Interessenten und je nach der 
geistigen und ideellen Einstellung des Grenzsuchenden. Das mittelmeerische Rom 
der Antike hat die Nordgrenze längs der Donau gezogen, woran auch das südöstliche 
Dekumatland Dakien nichts geändert hat. Die römische Westgrenze lief, wie Scheffel 
überzeugend nachweist, quer durch die Alpen und längs des Alpensüdrandes: 

„So haben die Alpen, ebenso für die Römer wie für alle späteren Zeiten, in 
erster Linie Nord-- und Südeuropa auseinandergehalten... Neben dieser so ein- 
leuchtenden Tatsache fällt es deshalb aber um so weniger in die Augen, daß inner- 
halb des Alpengebietes selbst, dieses seiner ganzen Tiefe nach von Süd nach Nord 
durchquerend, außerdem eine uralte Grenze läuft, die in jeder Beziehung, ethno- 
graphisch, handelsgeschichtlich und politisch, seitdem die Alpen in die Geschichte 
eingetreten sind, diese Gebirge in zwei ungefähr gleich große Hälften geteilt hat. 

' Mit der Einteilung der Alpen in West-, Zentral- und Ostalpen läßt sich wohl geo- 
‚ graphisch etwas anfangen; geschichtlich zerfallen die Alpen dagegen nur in zwei 
' Teile, in die West- und in die Ostalpen. Die Linie aber, durch die jene Spal- 
| tung bewirkt wird, hält sich ungefähr an die Punkte Bodensee, das Rheintal süd- 
|lich bis Chur und zielt von dort an den Comer See. Die Westgrenze der alten 


12* 


166 AUFSÄTZE Heft 3 


römischen Provinz Rätien ebenso wie die heutige österreichische Grenze (gemeint ist 
die der Vorkriegszeit, R.v.S.) sind nur ein Ausdruck der Kraft, die dieser Schei- 
dung stets innegewohnt hat. Die verschiedene Beschaffenheit der beiden Gebirgs- 


hälften aber, die durch jene Grenze geschaffen werden, läßt sich am besten 
dadurch charakterisieren, daß die westliche helvetische Hälfte zumeist nach } 


Westen und Frankreich, die östliche Hälfte dagegen zumeist nach Osten bis zum 
Orient hin gravitiert hat, während der direkte Einfluß des Nordens und Südens 
auf jene beiden Hälften dagegen stets ungefähr gleich stark gewesen ist. 

Am frühesten ist jene Spaltung in ethnographischer Beziehung in Gestalt der 


alten Volksgrenze zwischen den Rätern und den keltischen Helvetiern zutage ge- 


treten. Wie scharf die Römer aber auch hier schon die Sachlage durchschaut haben, 


zeigt sich darin, daß sie sich jene Rinne nun sofort auch als Provinzialgrenze zwi- 
schen Rätien und Gallien nutzbar machten, mehr aber noch, daß sie auch wirt- 
schaftlich alles Land östlich derselben zum illyrischen, alles Land westlich der- ’ 
selben dagegen zum gallischen Zollbezirk schlugen... Diese Grenze hat dann aber 


auch im Verlauf der geschichtlichen Ereignisse immer ihre Macht bewährt. Bei der 
Unterwerfung Rätiens rückte Tiberius in der Front des nördlichen Teiles dieses 


Grenzlaufes in das feindliche Land ein und umgekehrt im Jahre 70 n. Chr. die 


Vitellianer gegen das an Galba festhaltende Helvetien. In demselben Gebiete kämpf- 
ten die Habsburger mit den Schweizern, die Tiroler mit den Bündnern (1499) und 
die Franzosen mit den Österreichern in den Koalitionskriegen. Es waren demnach 
stets östliche und westliche Mächte, die in dieser Zone gegenseitig aneinandergeraten 
sind“ (27). 

Einen gänzlichen anderen Verlauf als die römische Grenze nimmt die spätere 
konfessionelle Grenzscheide, die mit den Grenzen zwischen der Orthodoxie und der 
weitesten Verbreitung geschlossener islamischer Konfessionsinseln gegeben ist. Vom 
russischen Raum ist der Südosten in dieser Hinsicht nicht geschieden. Allerdings 
bestehen Unterschiede zwischen der russischen und balkanischen Orthodoxie. Nach 
Westen und Norden ist diese Grenze auch nicht scharf zu ziehen. Die griechisch- 
katholische (griechisch-uniierte) Konfession, die römisch-katholische mit slawischer 
(Dalmatien) und griechischer Liturgie (Albaner) bilden Übergänge, die durch ver- 
schiedene Abstufungen mehr verwaltungstechnischen Charakters innerhalb der 
morgendländischen Kirche (z. B. bei den ungarischen Serben) ergänzt werden. Diese 
religiöse Scheide hat immer dem Papsttum die Handhabe für eine eindeutige Be- 


grenzung geboten: der orthodoxe Bereich gilt dieser Konzeption als konfessionelles 


Kolonisations- (Missions-) Gebiet der abendländischen Christenheit. 

Am schwersten ist der Südosten völkisch abzugrenzen. Die Daker-Rumänen sind 
ihm zweifelsohne zuzurechnen. Protest wird sich dagegen bei einer Einbeziehung der 
Ungarn erheben, aber die tausendjährige Geschichte Ungarns seit der Abwehr der 


Madjaren auf dem Lechfeld bis zur Malkontentenpolitik, der Vorkriegsautonomie 
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und der Politik Kärolyis läßt wohl ebensowenig Wahlfreiheit wie das turanische 


Ideal der ungarischen Chauvinisten und die rassische, sprachliche und wirtschaft- 


. liche Zugehörigkeit bzw. Grundlage. Zwar ist das ungarische Volk konfessionell und 
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kulturell Mitteleuropa angegliedert, aber das ist in Wirklichkeit ein Argument für 
die Zuteilung zum Südosten, weil die Madjaren dadurch zu einem Überschneidungs- 
faktor größten Stils werden, ähnlich den Kroaten, über deren südöstliche Ein- 
gliederung kein Zweifel bestehen kann. Ungarns Zwiespältigkeit erscheint am schön- 
sten ausgeprägt in der byzantinischen Anhängigkeit des katholisierten Volkes bis zur 


| Zeit der Komnenen, sie ist symbolisiert in der doppelten, aus einer römischen und 


einer byzantinischen Krone bestehenden ungarischen Königskrone. 

Schwierig ist die Frage, ob auch die Tschechen und ihr Staat dem Südosten zuzu- 
ordnen sind. Die Tschecho-Slovakei betrachtet sich selbst als zentraleuropäischer 
Staat, in Deutschland neigt man ebenfalls zu dieser Auffassung. Genetisch gehört 
sie jedoch unbedingt zum Ostraum. Als Volkheit muß man die Tschechen und Slo- 
waken zweifelsohne zum Südosten rechnen, da besonders die ersteren die Ent- 
stehung ihrer Nationalität fremden Antrieben aus dem Südosten verdanken. Sonst 
spricht allerdings nur die rassische Eigenart für die Zuteilung zum Donauraum im 
weiteren Sinn (aber nicht unbedingt), ebenso wie die der dinarischen Rassengebiete, 
die bis an die Alpen reichen. Wenn irgendwo im Südosten rassische Gesichtspunkte 
herangezogen werden können, so bei der ostischen und dinarischen Rasse. Im all- 
gemeinen sprechen für den südöstlichen Charakter des Landes Argumente vor- 
wiegend geographischer und geschichtlicher Natur. 

Unmöglich ist es, die kulturellen Grenzen des Südosten einfach abzustecken. Sie 
lassen sich nur aus den geschichtlichen Gegebenheiten erschließen. Der Bereich der 
byzantinisch-griechischen Kultur ist ebensowenig scharf zu umreißen wie der des 
Osmanentums. Der kulturelle Einfluß des griechischen Konstantinopel wird am 
ehesten mit dem Bereich der Orthodoxie und des griechisch-uniierten Übergangs- 
gebietes zusammengelegt, der des türkischen Stambul mit der Ausdehnung der „ge- 
schichtslosen Zone“ der beherrschten Rajahvölker: 

„Auf jeden Fall haben ihre (der Türken. R.v. S.) Moscheen, Bäder und Wasser- 
leitungen, Kunstgewerbe und Gärtnereien den unterworfenen Gebieten, ohne Unter- 
schied ihrer früheren Kulturhöhe, das bezeichnende Gepräge gegeben“ (28). 

Man kann das aber ebenso auf die Verbreitung der griechischen Zivilisation an- 
wenden: Der byzantinische Baustil, griechische Lebensformen und Bildung haben 
ihre weiteste Verbreitung ebenfalls unter der Osmanenherrschaft gefunden, wes- 
halb die griechische Sphäre gleichfalls ungefähr mit den Grenzen des osmanischen 
Machtbereiches abschließt, soweit dieses nicht kulturell durch die katholischen Rand- 
teile eingeengt war. 

Die deutsche Herrschaft hat die kulturellen Grenzen des Südostens nach der 
Zurückdrängung der Türkei sehr stark zugunsten Mitteleuropas verschoben, wenn 
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Br: sie auch nicht mit der größten Ausdehnung der Donaumonarchie zusammenfallen 
(Bosnien, Herzegowina, Altserbien und die Walachei bleiben ausgenommen). 4 
Wirtschaftlich und sozial ist im Südosten ohne Zweifel eine agrarische Einheit \ 
vorhanden, bestehend aus der eigentlichen Balkanhalbinsel mit Rumänien und 
Ungarn, aber Grenzen in diesem Sinn sind kaum zu ziehen. Der breite industrielle 
Gürtel der Tschecho-Slovakei und Österreichs ist die Übergangszone zum Westen. E 
Es ist notwendig, alle diese Faktoren zu sehen, um ihr Zusammenspiel mit der 
räumlichen Struktur der geopolitischen Bewertung unterwerfen zu können. Die 
„Naturgrenzen“ des Südostens sind verhältnismäßig einfach zu ziehen. Begrenzt h 
durch die adriatische, ionische, ägäische, Marmara- und Schwarz-Meer-Küste, erfährt 
das Kernstück des Südostens — die Balkanhalbinsel — die denkbar natürlichste 
Umgrenzung. Im Westen ist die Einheit des pannonischen Beckens deutlich der 
Tendenz des Donaugefälles unterworfen, ebenso wie die oberen Donaukammern, 
von denen die Wiener am stärksten nach Osten geöffnet, das klimatische, flori- 
stische, ethnische und kulturelle Übergangsgebiet zwischen Ost und West ist. Die 
Untersuchung der Teilräume des Südosten wird ergeben, daß die Ostalpen, das 
Böhmische Becken und die offenen Räume des walachischen Donaubeckens und der 
Ägäis unbedingt zum Südosten zu zählen sind, so daß der europäische Südostraum 
auch räumlich ziemlich klar umschrieben ist. Schließt man zur Festlegung der 
Raumgrenzen ein Kompromiß zwischen Staats- und Naturgrenzen, so ergibt die 
Summe dieser Tatsachen ein Bild, das sich fast mit der politischen Karte des Süd- 
osten deckt: die Außengrenzen Österreichs, der Tschecho-Slovakei, Ungarns, Ru- 
mäniens, Südslawiens, Albaniens, Griechenlands, der europäischen Türkei und Bul- 
gariens fallen fast restlos mit dem weitesten Bereich der anderen Faktoren zu- 
sammen. Lediglich der italienische Anteil an den Ostalpen bildet eine südöstliche 
Raumexklave, der slowenisch-italienische Grenzsaum in Istrien und die albanische 
Minderheit in Apulien sind völkische Exklaven des Südostens. Die politischen En- 
klaven Italiens östlich vom Isonzo, in Istrien, Fiume, auf den Quarneroinseln, in 
Zara und auf der Lagostagruppe, in Saseno und auf dem Dodekanes und die völ- 
kischen der Küstenitaliener stören die geopolitische Raumbegrenzung ebensowenig 
wie die ukrainischen Einschlüsse im Nordosten, die unsichere Stellung Bessarabiens 
und die große deutsche Bevölkerungsenklave im Westen. Auch die zeitweilige ab- 
solute Zurückdrängung der politischen Südostraumgrenzen durch die Entwicklung 
Wiens zur deutschen Kaiserstadt dürfte an diesem Raumbild wenig ändern. 

Im großen und ganzen ist die Frage der Abgrenzung des Südostraumes kein 
Gegenstand wissenschaftlicher Problematik. Franzosen und Angelsachsen müssen uns 
in dieser Beziehung Vorbild sein. Für sie ist unsere obige Begrenzung des Raumes 
eine nicht weiter zu erörternde Selbstverständlichkeit, die sich aus dem politischen, 
Charakter des Raumes seit dem Zerfall der österreichischen Großmacht ergibt: das 
Kennzeichen liegt für die Pariser und Londoner Konzeption in der staatlichen Zer- 
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‚splitterung, der außen- und innenpolitischen Unausgeglichenheit, in dem Mangel 
homogener Volkskörper, in dem vulkanartigen Typus! Die Angelsachsen pflegen 
daher sogar den Begriff „Balkan“ bis zur reichsdeutschen Grenze auszudehnen — 
| aber nicht aus einer methodischen Überlegung, sondern aus einer absolut richtigen 
psychologischen und raumpolitischen Empfindung. Die Franzosen halten sich zum 
Teil an den Begriff „Balkan“ in seinem alten Sinn, verwischen aber seine Be- 
grenzung durch die bevorzugte Anwendung des Schlagwortes „Donauraum“, der 
den Balkan auflösend teilweise miteinbezieht, teilweise selbst als Balkan höherer 
Ordnung gewertet erscheint. Donauraum und Balkan sind in dieser Form zwei 
Bezeichnungen für ein und dasselbe, nur dient das scheinbare Überwiegen eines 
Teiles in jedem Wort der politischen Camouflage mit diversen Ausspielmöglich- 
keiten. Vor dem Zusammenbruch der Doppelmonarchie hat der Südosten durch 
Jahrhunderte hindurch in der französischen und italienischen (venezianischen) Auf- 
fassung an der Ostgrenze der österreichischen Stammlande begonnen. Der Binnen- 
deutsche neigt dagegen zur Annahme eines mitteleuropäischen Raumes bis zur 
Karpathen-, hie und da sogar bis zur Dnjestrgrenze — offenbar noch unter dem 
Einfluß der einstigen Ausdehnung der Donaumonarchie. Für ihn existiert darum 
auch der Balkan in der durch die österreichisch-türkische Grenzziehung vor der 
Okkupation Bosniens geschaffenen Form und Bedeutung, während der Balkan in- 
zwischen vorgestoßen ist und Deutschland auf den Status der sächsischen Koloni- 
sation und der Zeit der Babenbergerbelehnung zurückgeworfen hat. Es dürfte wohl 
überflüssig sein, den südöstlichen Vorstoß an dieser Stelle zu beweisen. Der Wieder- 
aufbau der Türkei hat offenkundig genug den seit 1683 datierenden Vormarsch 
Europas nach Osten aufgehalten, die Unterwerfung großer westlicher Gebiete unter 
östlichen Machtbereich, wie in Südslawien, Rumänien und der Tschechei, und die 
nun über ein Jahrzehnt dauernde Veröstlichung dieser Länder bedürfen keiner Er- 
läuterung. Die Verdrängung des Westens wird indessen nicht zu begreifen sein, 
wenn der Komplex Zentraleuropa aus falscher Sentimentalität erhalten bleibt. Es 
ginge das Urteil für die Vorgänge im oberen Donauraum verloren, da sie, als 
mitteleuropäische angesehen, unverständlich wären. Auch aus Prestigegründen 
scheint eine mechanische Ausdehnung des Begriffs „Mitteleuropa“ nicht erwünscht. 
Mitteleuropa ist nicht bloß ein rein geographischer, sondern vornehmlich ein kul- 
tureller Begriff, der bei Einbeziehung des südöstlichen ‚„Teufelsgürtels“ nur der 
psychologischen Dynamik des Südosten erliegen und letzten Endes zur Identifizie- 
rung des deutschen Staatsbodens mit dem südöstlichen Schüttergebiet führen muß. 
Der Erfolg wäre eine „Balkanisierung“, eine balkanische Bewertung Deutschlands, 
also gerade das Gegenteil der Begriffsausweitung Mitteleuropas. 

Sowenig der Südosten in einen anderen Raumbegriff eingefügt werden darf, so- 
wenig darf er zerteilt werden. Der Südostraum ist nur als Ganzes, als geopolitisch 
geschlossener Raumtyp innerhalb natürlicher Grenzen zu nehmen. Nur so ist diese 
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Schütterzone überhaupt zu begreifen. Die englische, französische, italienische und 
russische Südostpolitik hat sich die großräumliche Schau als selbstverständlich zu 5 
eigen gemacht. England hat immer getrachtet, den gesamten Südostraum der rus- : 
sischen Expansion entgegenzustellen, Rußland hat ihn zur Bekämpfung Österreichs 3 
und Gewinnung der Ausfallstellung am Bosporus mobilisiert, Frankreich hat über 
diesen Raum wiederholt mit Erfolg die Cannaetaktik gegen Mitteleuropa angewandt 
und Italien’ sieht im gesamten Südosten den notwendigen Puffer gegen die Be- E 
drohung im Rücken durch eine mittel- oder osteuropäische Großmacht. Schließ- 
lich haben die Sowjets der besonderen Note des Südosten durch die Errichtung der 
von Wien aus gelenkten Grünen Internationale des Agrarkommunismus Rechnung 


getragen. Alle teilpolitischen Manöver der Großmächte im Südosten, das Ausspielen 
der einzelnen Südostfaktoren gegeneinander dient immer nur dem Ziel des Ge- 
samteinsatzes dieses Raumes gegen den jeweiligen Gegner. So ersichtlich in der 
revisionsfreundlichen Haltung Frankreichs gegenüber Österreich und in der Pariser 
Unterstützung des ungarischen und österreichischen Legitimismus im Gegensatz zur 
"habsburger- und revisionsfeindlichen Einstellung der Kleinen Entente zwecks Durch- 
führung der antideutschen Linie; so ersichtlich in der italienischen Bündnispolitik 
mit allen Anrainern Jugoslawiens zur Erreichung des Pufferraumcharakters. 

Die gesamträumliche Auffassung entgeht überdies der Gefahr, durch teilräum- 
liche Sichtbegrenzung in den Bann des meist übergrellen Lokalkolorits zu geraten 
und Antipathien und Sympathien damit färben zu lassen. Der Südosten, als 
Ganzes gesehen, verhindert auch das Erliegen der suggestiven Wirkung der teil- 
räumlichen Schnellebigkeit und der fluktuierenden Erscheinungen. Die einen ver- 
leiten zur Annahme nicht vorhandener innerer Widerstandsfähigkeit, die andern zur 
Dauerbewertung vorübergehender Faktoren. Vor allem aber verhindert die groß- 
räumliche Betrachtung ein Übersehen der dem ganzen Raum eigentümlichen Cha- 
rakteristik eines Übergangsgebietes, eines Knotenpunktes, oder besser verglichen, 
eines Rangierbahnhofes zwischen Ost und West, Nord und Süd. Der einzelne Teil- 
raum ist kein oder weitaus nicht in dem Maß Übergangsgebiet zwischen zwei oder 
mehreren heterogenen Anrainern. Das Amselfeld, die Dobrudscha oder Makedonien 
usw. sind an sich Schütterzone gewesen oder sind es noch, aber zwischen gleich- 
artigen oder ähnlichen Partnern, die alle die eben den Südostvölkern und -staaten 
eigentümlichen Merkmale aufweisen. Die Nachbarn der innerbalkanischen Schütter- 
zonen sind auf diese Weise selbst Schütterzonen, die ihrerseits nur die Stoßwir- 
kung der Nachbarmächte des Gesamtraumes fortpflanzen. Sie sind aber alle nicht 
Kreuzungspunkte von Machtlinien der großen gestaltenden politischen Kräfte ge- 
wesen. Wohl aber ist das der Südostraum als solcher. Er ist als Pufferaum zwischen : 
die riesige eurasiatische Ebene und Steppenbahn, die mittelmeerische, vom ita- 
lienischen Zentrum bestimmte Einheit, die asiatischen Wüstenländer mit ihren 
fruchtbaren Kulturoasen und den europäischen Stauungsraum in Mittel- und West- 
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‚europa eingeschachtelt und somit das kontinentweite Glacis dreier Kontinente und 
eines Meerraumes. Nur an zwei Punkten schneiden sich die sonst zweidimensionalen 
Kraft, linien“ — eigentlich also Kraft,,flächen“ — linear, so die beiden Brenn- 
punkte an den Stellen morphologischer Einengung der Aufmarschflächen bildend: 


' im Machtlinienkreuz am Bosporus und auf der Drehscheibe Wien bzw. Wiener 
Becken einschließlich Marchsenke. Am großartigsten ist die Zusammenpressung der 


Machtströme am Bosporus und den Dardanellen, wo die volle Wucht der ozeani- 
schen Interessen auf Flußbreite eingeengt, die Kontinentalkonzeptionen auf einige 


- Kilometer Landbreite gequetscht mit vervielfachter Beschleunigung nach vorwärts 


drängen müssen. Die merkwürdige Tatsache, daß hier die Distanz von Meer zu 


Meer und zugleich von Land zu Land auf ein Minimum gedrückt ist, daß weder 
- das Meer etwa in einer riesigen Schlauchlinie, wie z. B. das Rote Meer, noch eine 


lange Landbrücke, wie z. B. Mittelamerika, die Wahl der Ansatzpunkte frei läßt, 
zwingt zur Konzentration auf diesen einen Punkt. 

Der Marmararaum wirft aus diesen Gründen eine andere wichtige Frage auf: 
das Problem der Ostausdehnung des Südostraumes. Für den mediterranen Ge- 
sichtskreis bildet der europäische Südostzipfel mit der kleinasiatischen Halbinsel seit 
alters her eine Einheit, real in der neuesten Zeit durch die italienische Besetzung des 
Mäandertales zum Ausdruck gekommen. Der griechische Einfluß hat seit jeher die 
beiden Küsten der Ägäis gleicherweise berührt. Selbst in der vorgriechischen Zeit 
war diese Einheit kulturell vorhanden. Die heutige Ostgrenze des Südostens dürfte 
aber ganz eindeutig durch die Entwicklung der neuen Türkei gegeben sein, die 
den kleinasiatischen Gesamtraum europäisiert, gewissermaßen als nachwehende 
Machtauswirkung des Westostvormarsches. Die neue Mentalität und die Konzeption 
Ankaras, die am sichtbarsten im griechisch-türkischen Freundschaftspakt vom 
ı4. September 1933 geworden ist, geht aus einer anläßlich der Zehnjahrfeier der 
Gründung der türkischen Republik am 29. Oktober 1935 von der „Türkischen Na- 
tionalen Wirtschafts- und Sparsamkeitsvereinigung““ herausgegebenen Schrift her- 
vor, die durch die Konsulate zur Verbreitung kam. Man liest dort mit Erstaunen: 

„Die neue Türkei. [...... ] 

ı. Die alte Türkei war ein asiatischer Staat. Die neue Türkei 
ist eine europäische Republik. 

3. Die alte Türkei war politisch und wirtschaftlich eine halbe Kolonie. Die poli- 
tische und wirtschaftliche Unabhängigkeit der neuen Türkei ist vollständig und steht 
außer jeder Diskussion. 

5. Die alte Türkei kannte keine Rechte der Frau. In der neuen Türkei ist die 
Frau mit allen rechtlichen Sicherungen eine freie Bürgerin. 

8. In der neuen Türkei hat jedermann mit den als international geltenden Buch- 


staben lateinischen Ursprungs zu schreiben. |[...... ] 
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"Der türkische Boden ist die Wiege der ältesten Zivilisation der Geschichte. Die 3 
neue Türkische Republik vertritt aber auf diesem Boden nicht die alten Ruinen der 


Geschichte, sondern die moderne europäische Zivilisation. [...... ] 

Die Größe der Türkei beträgt: 762 000 qkm. Mit dieser Boden- 
fläche ist die Türkei — mit Ausschluß Rußlands — das BEDBER 
Land Europas. 

Die Türkei besitzt die schönsten Küstenstriche des Mittelmeeres, die ausgedehn- 
teste Getreideanbaufläche des Nahen Ostens und die günstigst gelegenen Hoch- 
ebenen der Welt...“ 

Man hat in den letzten Jahren viel und begeistert über die Reformen Kemal 
Paschas geschrieben. Aber wer hätte dabei diese offiziell gezogenen Konsequenzen 
bedacht? Man wage nicht über die Perspektive eines mohammedanischen Groß- 
staates in Europa zu lächeln. Man hat auch schnell gelernt, den Kaukasus nach 
russischem Muster zu Europa zu rechnen und von einer französischen Großmacht 
„vom Kongo bis zum Rhein“ zu sprechen, und man wird hier ebenfalls umlernen 
müssen: der Südosten endet eben am Ararat, und die Mentalität der einstigen Kapi- 
tulationeninhaber und auch der Bagdadbahnpolitik ist zu Grabe zu tragen. Für den 
Binnendeutschen sollte es übrigens gar keine Überraschung bieten, diese Ostaus- 
weitung des Südosten durch Ankara offiziell angekündigt zu sehen. Die Struktur 
der Kampfgemeinschaft der Mittelmächte hat längst den türkischen Atlas Europas 
vorweg genommen. Aber diese Erkenntnis wurde erst im Jahre 1933 druckreif (29). 
Ursache dieser späten Entdeckung: Desorientierung über den Südosten. 

Geopolitisch läßt sich übrigens nichts gegen die türkische These einwenden. Die 
Türkei als Staat ist entschieden eine Südostmacht, von stärkstem Einfluß auf die 
Geschicke auch diesseits der Ägäis. Die Initiative Ankaras zum Balkanpakt und die 
vorangehenden Vertragsabschlüsse verraten die neuerliche Aktivität in raumbeding- 
ter Westrichtung nach einer kräftesammelnden Atempause. Die Mentalität von 
Lausanne konnte nur ein Zwischenspiel bleiben und wurde auch sofort von Ken- 
nern des Südosten so beurteilt. Der Versuch, durch Flurbereinigung der türkisch- 
griechischen Mischsiedlungsgebiete nach dem Grundsatz cuius regio eius natio Asien 
und Europa scharf zu trennen, hat scheitern müssen, weil von Anfang an nicht die 
raumpolitischen Konsequenzen in Thrakien gezogen worden waren, auf dessen Be- 
sitz die Türkei unentwegt und mit Erfolg bestanden hatte, und weil eine Grenz- 
findung im Sinne des türkisch-griechischen Bevölkerungsaustausches in der Ägä- 
ischen Inselbrücke von vornherein ausgeschlossen war, selbst für den Fall, daß den 
Inselgriechen ein türkisches Pendant entgegenzusetzen gewesen wäre. Obwohl also 
damals die Türkei — nebenbei bemerkt, auf Anregung Veniselos’ — im Bestreben, 
eine südöstliche Nachbarmacht zu werden, sogleich die reinen gegenüber dem Süd- 
osten notwendigen raumpolitischen Methoden bis zur Überspitzung angewandt hat, 
ist es ihr nicht gelungen, sich der ebenfalls vermittelnden Dynamik des anatolischen 
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Raumes zu entziehen. Die Folgerung hat Ankara sehr schnell gezogen: Im Freund- 
schaftsvertrag mit Griechenland ist die Wiederansiedlung von Griechen in Klein- 
asien gestattet und bezüglich der Außenpolitik aus den beiden Ländern geradezu ein 
einziges gemacht worden. Die Einheit der Ägäis ist also mit verfeinerten Methoden auf 
_ dem Wege der Bündnispolitik weitgehend wiederhergestellt; Griechenland übernimmt 
neuerlich die Rolle des commis voyageur auf dem Balkan für den Besitzer Stambuls, 

Die Entwicklung in der zweiten Hälfte 1933 bis zum Abschluß des Balkanpakts 
1934 hat somit wieder unter Beweis gestellt, daß der europäische Südosten und 
Kleinasien nicht nur nicht scharf zu trennen sind, sondern ihren gemeinsamen ' 
Mittelpunkt in der Ägäis haben. Die Geschichte der Ägäis seit der vorgriechischen 
Zeit bietet dementsprechend eine geschlossene Kette von Beispielen der konzen- 
trierenden Wirkung dieses Raumes, der nach beiden Seiten ausstrahlend die binnen- 
ländischen Teile der beiden Halbinseln immer wieder in seinen Bann zieht. 

Es wird Aufgabe einer Detailuntersuchung dieses Kristallisationsraumes sein, 
seine zentripetale Dynamik bis in alle seine Feinheiten nachzuweisen. An dieser 
Stelle genügt die Feststellung der unzweifelhaften Tatsache einer engen Verbin- 
dung Anatoliens mit dem Balkan, um die richtige Perspektive für die geopolitische 
Beurteilung des kleinasiatischen Raumes zu gewinnen. Der Bestand eines wenigstens 
nach außenhin einheitlichen Staates in Anatolien durch Jahrhunderte und der Aus- 
bau der Republik Kemal Paschas verleitet nämlich gewöhnlich zu der Annahme 
einer von der des südosteuropäischen Raumes völlig verschiedenen Artung des ana- 
tolischen Raumes. Tatsächlich weist aber schon der Versuch Griechenlands ı919 
bis 1922, Byzanz zu restaurieren, auf verschiedene Eigenarten des anatolischen 
Raumes hin, die ihn sehr stark dem südosteuropäischen Typ nähern: Hier wie dort 
eine dreiseitige Meeresumrandung und eine Festlandgrenze, hier wie dort die 
Sperrküsten und küstensperrenden Hinterländer gegen Schwarzes Meer und Adria- 
Mittelmeer gelagert; die gleiche meerische Aufgeschlossenheit der der Festlandsbin- 
dung gegenüberliegenden Küste, gleiche Bedingungen auf beiden Seiten der Land- 
annäherung, die gleiche ozeanisch orientierte Bevölkerung an der meerischen Auf- 
schlußstelle mit der festländischen Bevölkerung der Hinterländer; durchaus ähn- 
licher Anschluß an Stromsysteme an der Kontinentalwurzel, starke Naturgrenzen 
gegen das Festland, ähnlicher Anschluß an Völkerwanderungsbahnen (Steppe-, 
Wüstengürtel), kontinentale Stauungsräume als gesamträumliche Hinterländer — 
auf beiden Seiten sonach die gleichen Grundbedingungen. Selbstverständlich weist 
Anatolien ein ähnliches Völkermischmasch wie der europäische Südosten auf, das 
nur in der Umkehrung asiatisch betont ist. Nicht mindergroß ist der konfessionelle, 
rassische, kulturelle Wirrwarr und die sprachliche Vielfalt, wenn auch jetzt durch 
Griechenaussiedlung, die Lösung der Kurden- und Armenierfrage einiges geändert 
bzw. stabilisiert erscheint. Der Zustand in dieser Hinsicht ist am besten gleichfalls 
durch die oben zitierte türkische Quelle gekennzeichnet: 
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„Die Türkei ist ein einheitliches Land. 117777810 des Volkes sprechen türkisch i 


und sind Türken. 


Ein Teil der übrigen Türken, die durch irgendwelche Ursachen vergangener | 
Epochen ihre eigene Sprache eingebüßt haben, kehren wieder zu ihrer alten Sprache 
und ihrer wirklichen Nationalität zurück, nachdem nunmehr die entgegenstehenden 


Hemmungen beseitigt sind und die allgemeine Volksbildung sich in aufsteigender 
Entwicklung befindet. 


RENT a 134000 Ag 68 000 
9. Griechenkkers ee 119 882 SEIATMEDIETFr er ae ee CGEUODA e 
3. Tscherkessen ...... 95 000 ’ 


Die geringe Anzahl von Sprachminderheiten ist durch längeres Andauern ähn- 


licher Vorgänge zu erklären, wie wir sie heute auf der südosteuropäischen Seite 


% 
u. a. bei den Südslawen beobachten können. Die biologische Substanz ist selbst- 


verständlich auch in der türkischen Bevölkerung noch vorhanden, wie aus der lang- 
samen sprachlichen Aufsaugung verschiedener Völkerschaften hervorgeht, auf deren 


1 
e 


| 


Existenz noch Überreste hindeuten: so bei den Lasen, Bektasch, Tachtadschi, Jü- r 


rüken, Syrer, Tschetmi, Zigeuner, Mohadschir, Turkmenen usw. 
Selbst die großartige staatliche Zersplitterung des europäischen Südosten ist auch 


in Anatolien immer wieder zum Vorschein gekommen, obwohl die Morphologie 


v 


Kleinasiens nicht so zerklüftet ist wie die des Balkan. Ein gewisser Unterschied 


erklärt sich aus dem Mangel unmittelbar benachbarter Großmächte. Die politi- 


schen aufspaltenden Einflüsse sind daher nicht so stark wie in Südosteuropa. Zwar 


drohte noch 1918 eine neuerliche Zertrümmerung Kleinasiens, heute aber scheint 
sie endgültig gebannt, soweit wenigstens nicht die Verlagerung der rassischen und 
völkischen Spannungen in die sozialen in Betracht gezogen wird. 

Die gleiche Lage der beiden Halbinseln gegen Norden und Süden läßt den rus- 
sischen Steppennachbarn und die mediterranen Interessenten (Rom-Italien, Eng- 
land, Frankreich) die gleiche Politik beiden gegenüber betreiben. Rußland hat den 
Vormarsch nach Konstantinopel zugleich über Kars und Bukarest versucht, Eng- 
land hat über verschiedene Erscheinungen der osmanischen Minderheitenpolitik im 
Osten und Westen des Reiches hinweggesehen, Frankreich hat mit beiden Teilen 
traditionelle Freundschaft, der Apenninenstaat bedarf zur Erreichung mittelmeeri- 
scher Ziele gleicherweise beider Halbinseln zum Schutz der ägäischen Meeresstel- 
lung. Vor allem aber strebt jede autochthone Macht eine der beiden Halbinseln 
immer den Besitz beider vollständig, also auch den der „andern“ Seite, an (Grie- 
chen, Perser, Makedonier, Ostrom, Byzanz, Osmanenreich, Türken). 

Die Einrechnung der Türkei in den europäischen Staatenverband ist überdies 
geopolitisch durch die Europäisierung begründet, die im Grunde eine „Mediterra- 
nisierung“ ist und dadurch den Überschneidungstypus Kleinasien nach südöstlichem 
Vorbild vervollständigt. Das gleichzeitige Vordringen der Mittelmeerkultur in Süd- 
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osteuropa und Kleinasien nähert beide Teilräume fast dem kulturellen Zustand der 


Antike und unterstützt die Ausweitung des südöstlichen Raumbegriffes, die ein 
' ganz anderes Raumbild als das allgemein kolportierte liefert. 


Die Aufnahme der türkischen These verhütet ein neuerliches Absinken in klein- 
räumliche Irrtümer. Sie offenbart dem Deutschen die großen Gesetze des südost- 
europäisch-kleinasiatischen Zerrungsraumes zwischen den vier großen selbständigen 
Raumeinheiten und führt manche ungeopolitische Anschauung ad absurdum. Vor 
allem verhindert sie die einseitige Betrachtung des Janusgesichts der großen 
Schütterzone. Die Erkenntnis eines südöstlichen Großraumes ist die notwendige 


' Ergänzung der Erkenntnis des kleinräumlichen inneren Aufbaues des Südosten: 


beide Tatsachen entwickeln die ihnen eigene Dynamik, ohne aber in Widerspruch 


' zueinander zu geraten. Die großräumliche Schau wendet sich gegen eine erkenntnis- 
- psychologische asiatisch-europäische Grenzziehung durch die Ägäis, sie sieht viel- 


mehr in diesem Teilraum das Mittelstück des Gesamtraums, das Zentrum, dessen 
Kristallisationsgesetz eine Trennung der politischen Konzeption in eine Balkan- 
und eine Nahostpolitik etwa im Sinne der Bagdadbahnpolitik verbietet. Die groß- 


. räumliche Betrachtung paralysiert die starke suggestive Wirkung der schnell wech- 


selnden Augenblickserscheinungen, sie stellt das Nationalitätenproblem in ein wesent- 
lich anderes Licht als der Kantönligeist der Propaganda kleinräumlicher Ein- 
heiten, und sie schützt vor einem ungeopolitischen Vorgehen, was speziell für die 
kontinentale Westostpolitik und ihr stufenweises Vorgehen vonnöten ist. Die Vor- 
kriegseinstellung im Reiche hat — wie seit der Nationalsozialistischen Revolution 
erst so recht deutlich wird — die großräumliche Auffassung vom Südosten gänzlich 
vermissen lassen und ist dadurch der einseitigen Orientierung durch das eine ‚‚Ge- 
sicht“ des Südosten erlegen. Ein zweiter Teil dieses Aufsatzes folgt in Heft 4. 


Literatur: ı. Bemerkenswert sind besonders die Urteile Bismarcks über die Ungarn, 
so in Bd. ı, S. 4oo, Bd» 2, S. 271, 294, 303 der Neuen Ausgabe von J. G. Cotta, Stutt- 
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ist. — 3. Auf das neue Grenzdenken au dieser Stelle weist Kurt Trampler in Heft ı der 
Zeitschrift für Geopolitik, Jhrg. 1934, hin. Siehe auch die ausgezeichnete Monographie des- 
selben Verfassers: Not und Aufbau der bayrischen Ostmark, München 1934. — 4. Geopolitisch 
scharf beleuchtet wird das gleiche Problem der breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht in 
Heft ı2 und ı/4 der „Koralle“: „Bedrohtes deutsches Grenzland“ und „Bedrohte bayrische 
Ostmark“. Eine geopolitische Tragödie in Bildern! — 5. Walter Hagemann: „Richelieus poli- 
tisches Testament. 300 Jahre europäischer Unsicherheit.“ Carl Heymanns Verlag, Berlin 1934. — 
6. Kurt Trampler: „Deutsche Grenzen“ in Heft ı der Zeitschrift für Geopolitik, Jhrg. 1934. — 
7. Reinhold Lorenz: „Türkenjahr 1683. Das Reich im Kampf um den Ostraum.“ Braumüller, 
Wien 1933. Einer der wenigen Versuche das Schicksal der deutschen Geschichte in der 
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S. 43. — 9. Johannes Gellert: „Die politisch-geographische Entwicklung und Struktur Bul- 
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Geschichte der Bulgaren.“ Prag 1878. — ı1. Tzeneff, G.: „Die Abstammung der Bulgaren 
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guten quellenmäßigen Einblick in die völkische Struktur der Kroaten. — 15. Über das geo 
politische Spiel mit dem Namen Morlakken: März: „Die Adriafrage“. Kurt Vowinckel Verlag, 5 
1933, S. 129. — ı6. Titularbischof Dr. Jonas Karacsony in „Volk unter Völkern“. Breslau < 
1925, S. 285ff. — 17. Rommenhöller, C. G.: „Groß-Rumänien, seine ökonomische, soziale, v 
finanzielle und politische Struktur, speziell seine Reichtümer. Verlag Puttkammer, Berlin 1926, 
S. ııg (Gegöusen), S. 120 (kath. Bulgaren), S. 116 (Huzulen), 588 (Ciangäi), S. 116 (Serben). 
— ı8. März: „Die Adriafrage“, S. 24ıff. (Slawen), S. 127 (Albaner). — 19. Dr. Gustav 
Kraitschek: „Rassenkunde“. Wien 1923, S. 108. — 20. Dr. Hugo Hassinger: „Die Tschechw 
Slovakei‘. Wien 1925, S. 105 (Mährer), S. 106 (Slonzaken.) — 21. Ebenda, S. 105. Fußnote. — 
22. Dr. C. Uhlig: „Die Bessarabische Frage“. Breslau 1926, S. 45/16. — 23. Gellert, J.: 
„Bulgarien“ (s. o.), besonders die Karten zu beachten, die das Wandern des bulgarischen. 
Staates ausgezeichnet veranschaulichen. — 24. Der Charakter dieser Grenze ist in geopolitisch+ 
klassischer Weise von Karl Haushofer in seinem Buch „Grenzen“ herausgearbeitet (S. 82). — 
25. Rudolf Kjellen: „Der Staat als Lebensform“. K. Vowinckel Verlag, Berlin 1924, S. 58. — 
36. Dr. Franz Braun und A, Hillen-Ziegfeld: „Geopolitischer Geschichtsatlas“. Dresden 1930. — 
27. Scheffel, P.H.: „Verkehrsgeschichte der Alpen“. Berlin 1908, Bd. ı, S.72f. — 28. Lo- 
renz. R.: „Türkenjahr 1683“. S. 44. — 29. Walter Elze: „Der strategische Aufbau des 
Weltkrieges“. Berlin 1933. 


Joser MÄRZ: 
Der Balkanpakt 


Nach langen Verhandlungen, bei denen die Phasen wechselten, ist am g. Februar 
zwischen Rumänien, Griechenland, der Türkei und Jugoslawien ein Pakt mit dem 
Ziele geschlossen worden, zu der Festigung des Friedens auf dem Balkan beizu- 
tragen, gleichzeitig aber die Achtung der bereits bestehenden vertraglichen Ver- 
pflichtungen und die Aufrechterhaltung der gegenwärtig auf dem Balkan herrschen- 
den territorialen Ordnung zu sichern. Die vier Staaten garantieren sich gegenseitig 
die Sicherheit ihrer Balkangrenzen. Sie verpflichten sich, keinerlei politische Aktion 
gegenüber einem anderen Balkanstaat, der das Abkommen nicht unterzeichnet hat, 
ohne vorherige gegenseitige Mitteilung zu unternehmen und keinerlei politische 
Verpflichtungen gegenüber einem anderen Balkanstaat ohne Zustimmung der 
anderen vertragschließenden Parteien einzugehen. Der Beitritt zum Pakt wird 
jedem anderen Balkanstaate offen stehen und Gegenstand wohlwollender Prüfung 
durch die vertragschließenden Parteien sein. 

Der Pakt hat einen zwiespältigen Charakter, der sich nur daraus erklären läßt, 
daß seine letzte Form nicht mehr den ursprünglichen Absichten entsprach, aber 
wegen des Drängens einiger Teilhaber auf raschen Abschluß beibehalten wurde. 
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Geistige Vorarbeit hatten die Konferenzen geleistet, die schon seit Jahren von Poli- 
tikern und Wirtschaftlern aus allen Balkanstaaten, auch den jetzt nicht beigetrete- 
nen, unter Billigung der Regierungen abgehalten werden; ihre Zeitschrift „Les 
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HEINZ Die Staaten des Balkanbundes 


errser24040 Durch den Balkanbund gesicherte Grenzen 

Grenzen, die außerdem durch frühere Verträge gesichert sind 
Nicht vertraglich gesicherte Grenzen 

er 


Bestrittene Gebiete we) Entmilitarisierte Zonen 


Balkans“ ist oft aufschlußreich und vermittelt Auskünfte, die sonst schwer zu be- 
schaffen wären. Auch in seiner jetzigen unvollkommenen Form, die im wesent- 
lichen nur Lücken im Netz der Sicherheitsverträge schließt, ist der Pakt noch ein 
Vorgang, der nicht ausschließlich vom Gesichtspunkt der Großmachtpolitik aus 
betrachtet werden darf, sondern eine gewisse Eigengesetzlichkeit verkörpert. 

Die Tendenzen, die zum Abschluß des Balkanpaktes geführt haben, lassen 
sich nicht so einfach, wie es da und dort versucht worden ist, auf einen einheit- 


178 | AUFSÄTZE Heft 3 


lichen Nenner bringen. Wie vielfältig und unübersichtlich allein schon das Netz 


der bisherigen Verträge ist, zeigt die beigegebene Übersicht. Mag man nun an- 


nehmen, der Pakt richte sich gegen Italien, mag man vermuten, Frankreich habe i 
versucht, seine Machtposition auszubauen: immer ist ein Element dabei, das die 


Rechnung nicht glatt aufgehen läßt. Denn mit der Behauptung, der Balkanpakt 


sei lediglich eine Erweiterung und Stärkung der Kleinen Entente durch Hinzu- 
nahme Griechenlands und der Türkei, stimmt nicht überein, daß zuletzt gerade E 
Rumänien und noch mehr Jugoslawien zögerten, während die beiden anderen Part- 2 
ner drängten, stimmt ferner nicht, daß der dritte Teilhaber, die Tschecho-Slovakei, 


derem Außenminister man doch sonst gewiß nicht Mangel an Rührigkeit nach- 


sagen kann, sich in den Verlauf der Verhandlungen nicht eingeschaltet hat. Die 
andere Vermutung, der Pakt habe eine deutliche Spitze gegen Italien und besonders 
gegen den Urheber des Viermächtepaktes, könnte nur dann bewiesen werden, wenn 
sicher wäre, daß die Beziehungen der Türkei und Griechenlands zu Italien, die bis- 


her unbestritten recht gut waren, sich erheblich verschlechtert und die zwischen 


Rumänien und Italien nach der Nichterneuerung des Freundschaftsvertrags noch 
weiter abgekühlt hätten. Wohl aber wird durch den Pakt die Stellung Jugoslawiens 
gegenüber Italien gefestigt, auch ohne Rücksicht darauf, daß es drei Garanten ge- 
wonnen hat. Von den sieben Abschnitten der jugoslawischen Landgrenzen bleiben 
auch dann immer noch drei, die gegen Ungarn, Österreich und Italien, durch 
keinerlei Verträge ausdrücklich gedeckt, denn der Pakt schützt nur die „Balkan- 
grenzen“, und die Probleme, die sich dabei im Hintergrund abzeichnen, werden 
durch die Pläne einer Zollunion zwischen diesen drei auch politisch befreun- 
deten Nachbarn immerhin angedeutet. Selbst wenn es zutrifft, daß eine Geheim- 
klausel des Balkanpaktes die jugoslawisch-albanische Grenze von der Garantie aus- 
nehmen soll, wird doch gerade der innere Balkan in seinem heutigen Zustand 
auf längere Zeit stabilisiert. Nach den Erklärungen des griechischen Außen- 
ministers Maximos gilt die Verpflichtung zu gegenseitiger Hilfeleistung aber nur 
bei Angriffen von nicht beigetretenen Balkanstaaten, und nur diesen gegenüber, 
nicht aber bei Angriffen, die außerbalkanische Staaten auf einen Paktteilnehmer 
unternehmen. Als Dokument gegen die Revisionspolitik läßt sich der Balkan- 
pakt nur mit einigem Vorbehalt bezeichnen. Er geht vom Status quo aus, der recht 
unbefriedigend ist, und sichert den Siegerstaaten ihren Besitzstand (wobei freilich 
Griechenland ebensogut zu den Besiegten gerechnet werden kann, wenn es auf seine 
Auseinandersetzung mit der Kemal-Türkei hinweist). Aber es muß zugestanden 
werden, daß es nicht ganz leicht wäre, eine friedliche Revision der staatlichen Be- 
sitzverhältnisse auf dem Balkan heute durchzuführen, wenn die Beteiligten nicht 
zu ganz radikalen Mitteln, wie der griechisch-türkische Zwangsaustausch der Be- 
völkerung eines war, greifen wollen. (2!/, Millionen Menschen haben in Südost- 
europa im Laufe von ıo Jahren ihren Wohnort verlassen!) Die Kerngebiete, in 
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denen die Staatsvölker geschlossen wohnen, sind überall von einem ganz breiten 
Gürtel gemischter Siedlung umgeben. Wo, wie im Banat, von vier Dörfern eines 
rumänisch, das benachbarte serbisch, das dritte deutsch, das vierte magyarisch ist, 

oder wo, wie in Mazedonien, Bulgaren, Serben, Griechen, Albaner durcheinander 
wohnen, die einzelne Ansiedlung, ja selbst die einzelne Familie national auf- 
gespalten ist, da ist volle Gerechtigkeit kaum zu erreichen, nur das Maß der Un- 
gerechtigkeit kann verschieden groß sein. Von einem Balkan, der in Gärung bleibt, 
kann aber Europa kaum Besseres erwarten als von einem, dessen Verhältnisse, so un- 
befriedigend sie sind, auf einige Zeit stabilisiert werden. Die Haltung Bulgariens 
ist eher ein Beweis für als einer gegen diese Darstellung des Problems. Angenom- 
men, die zweifellos erstrebte und weitgehend geförderte Verständigung mit Jugo- 
slawien wäre zustande gekommen (daß eine solche „unmöglich“ sei, weil die Gegen- 
sätze „unversöhnlich“ seien, wird nur jemand behaupten können, der unerwartete 
politische Ereignisse für ausgeschlossen hält und noch nie eines Besseren belehrt 
worden ist), so wäre ein slawischer Block entstanden, der zur Vormacht auf dem 
Balkan werden konnte. Bulgarien war auch durchaus bereit, mit jedem der Nach- 
barstaaten, den vier Paktpartnern, langfristige Nichtangriffsverträge abzuschließen, 
mit dem Verzicht auf Gewaltanwendung, wodurch der praktische Zweck des 
Paktes genau so gut erreicht worden wäre. Es hat diese Bereitschaft auch 
jetzt noch aufrechterhalten. Aber die Form, die der Pakt bei seinem Abschluß 
erhalten hat, mit seiner Verriegelung der Revisionsmöglichkeiten, war allerdings 
nicht so beschaffen, daß sie Bulgarien gefallen konnte, und so herrscht jetzt 
eigentlich nur eine Stimme der Ablehnung im Lande. Dabei muß offen zugegeben 
werden, daß eine Verständigung in der heiklen mazedonischen Frage, auch wegen 
ihrer Rückwirkungen auf die Innenpolitik und die Kräfteverhältnisse innerhalb 
Bulgariens, für beide Teile bei weitem schwieriger zustande gebracht werden könnte 
als etwa ein Zugeständnis an Bulgarien in der Frage der Rückerstattung des Aus- 
gangs zur Ägäis oder in’der anderen Frage, jener der Dobrudscha. Wenn man schon 
von Antirevisionismus sprechen will, dann würde das Paradoxon eintreten, daß 
gerade die Türkei, die bisher eher als Glied der revisionistischen Front galt, wegen 
eines verhältnismäßig unbedeutenden, leicht zu entbehrenden Streifchens Land an 
ihrem äußersten Rand, in diese Front eingetreten wäre. 

Man rufe sich ins Gedächtnis zurück, worum es sich für Bulgarien handelt: 
Nach dem zweiten Balkankrieg 1913 hatte Rumänien Ausgleichsforderungen ge- 
stellt und die südliche Dobrudscha erhalten, die Türkei verblieb im Besitze 
des zurückeroberten Adrianopel und gewann wieder Gallipoli und ein Stück des 
östlichen Thrazien zurück. Bulgarien behielt aber seinen Ausgang zum Ägäischen 
Meer, wenngleich dieser unorganisch angegliedert und von beiden Seiten gefährdet 
war. In einem Gebietsaustausch mit der Türkei kam während des Weltkrieges der 
Maritzabogen mit der Bahn nach Dedeagatsch an Bulgarien. 1920 brachte der 

13 


180 AUFSÄTZE Heft 3 3 


Frieden von Neuilly für Bulgarien sowohl den erneuten Verlust der im Bukarester | 


Frieden 1918 wiedergewonnenen südlichen Dobrudscha als auch den des Ausgangs \ 


Fr 


zur Ägäis, der in einem Vertrag der Hauptmächte mit Griechenland diesem E: 
(10. August 1920) zugesprochen wurde, wobei für Bulgarien das Durchfuhrrecht 1 


und das Pachtrecht im Hafen von Dedeagatsch, der internationalisiert werden sollte, 


x 
B; 


erhalten blieb. Die Gründe für den Widerstand gegen eine bulgarisch-jugoslawische “ 


Verständigung sind leicht zu sehen: Rumänien hätte zu besorgen gehabt, daß der 


x 


slawische Balkanblock die südliche Dobrudscha, die es gerade in den letzten J ahren # 
aus Rücksichten der militärischen Grenzsicherung stark mit rumänischen Siedlern 
durchsetzt hatte, zurückzugewinnen suchte, auch hätten Rückwirkungen auf die 


Bessarabien- und die Siebenbürgenfrage eintreten können, Griechenland wäre in die 


Lage gekommen, den Drang der Balkanslawen zur Ägäis abzuwehren, der entweder 


den Maritzalauf entlang, wie bis 1918, den Ausgang angestrebt und Griechenland 
damit wieder von der Türkei getrennt oder aber in der Richtung auf Saloniki zu 
gewirkt hätte, wo die jugoslawischen (hauptsächlich serbischen) Wünsche, die den 
Wardar entlang liefen, durch die Gewährung der Freihafenzone beschwichtigt wor- 
den waren — damit wäre aber dann Griechisch-Mazedonien und -Thrazien vom 
Stammland abgetrennt worden. Bulgarien konnte durch die Ablehnung des Bei- 
tritts zum Pakt nichts verlieren, nur gewinnen, denn so, wie er zuletzt formuliert 
wurde, schließt er die Revisionsmöglichkeit aus oder bindet sie wenigstens an die 
schwer einzuholende Zustimmung aller Paktpartner; außerdem macht der Wort- 
laut des Artikels 2 nunmehr auch die von beiden Beteiligten anscheinend ganz 
ernsthaft angestrebte Verständigung Belgrad-Sofia unmöglich, solange nicht das 
Einverständnis aller Balkanstaaten zu erreichen ist. Wenn aber die Absicht bestände, 
einen Ausgleich zu erleichtern, dann hätten nicht mehrere Staaten so sehr auf die 
Unterzeichnung ohne Bulgarien gedrängt. Es gehört zu den Seltsamkeiten dieser 
ganzen Entwicklung, daß schließlich Belgrad, das außenpolitisch die größten. 
Sorgen haben muß, den Abschluß des Paktes verzögern wollte — ein Zeichen, 
daß es notwendig ist, alte Vorstellungen nachzuprüfen und die Verhältnisse des 
Balkans einmal ganz für sich zu betrachten. 

Die Abneigung Albaniens, dem Balkanpakt beizutreten, ist hinreichend in 
den Bindungen begründet, die den Staat mit der italienischen Politik verknüpfen. 
Doch wächst auch in Albanien, dessen junger Nachwuchs modern erzogen und 
nationalen Gedankengängen zugänglich ist, unverkennbar der Wunsch nach stär- 
kerem Eigenleben. Griechenland und Jugoslawien haben sich mit der Grenzziehung- 
ziemlich abgefunden, zumal sie für sie weitaus günstiger ist als für Albanien. 
Minderheiten bleiben freilich hüben wie drüben bestehen. Wenn aber Griechen- 
land und die Türkei ihrem Vorschlag an Albanien, dem Pakt beizutreten, nicht mehr: 
Nachdruck gegeben haben, so sicher, um Italien nicht vor den Kopf zu stoßen. 

Die Beweggründe der Türkei, die auf den Abschluß des Paktes drängte, sind. 
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nicht in jeder Hinsicht klar erkennbar. Schon seit der Verlegung des Regierungs- 
sitzes nach Ankara ist der Rest der Europäischen Türkei ein Gebiet, um das man 
sich kaum kümmert; Adrianopel ist eine sterbende Stadt. Die Türkei hat sich auch 
zehn Jahre lang nur wenig um die Meerengenfrage gekümmert, ein Zeichen, 
daß sie ihr nicht mehr lebenswichtige Bedeutung zumaß. Im Lausanner Vertrag, 
der den ungünstigen Frieden von Sevres ersetzte, hat sie noch Einschränkungen 
ihrer Souveränität hingenommen (Art. ı und 2 und Annexe): Gallipoli erhielt sie 
zwar zurück, die Meerengen, die Inseln des Marmara-Meeres, vor dem Ausgang 
die Inseln Tenedos und Imbros (und die griechischen Inseln Lemnos und Samo- 
thrake) wurden aber neutralisiert, die Garnison für Konstantinopel zahlenmäßig 
begrenzt; doch durften militärische Einrichtungen dort bestehen bleiben. Freie 
_ Durchfahrt zu Wasser und zur Luft durch die Meerengen wurde ausbedungen. Im 
gleichzeitigen Abkommen über Thrazien vom 24. Juli 1923 wurde außerdem ein 
etwa 30 km breiter Streifen vom Schwarzen zum Ägäischen Meer beiderseits der 
Grenze entmilitarisiert. Eine internationale Kommission unter den Auspizien des 
Völkerbundes sollte über die Innehaltung der Verträge wachen. Ist der Abschluß 
des Balkanpaktes dahin zu deuten, daß die Schaffung eines südosteuropäischen 
Machtblocks der Türkei die Rückendeckung für eine Aufrollung und Erledigung 
der bisher ziemlich nebensächlich behandelten Meerengenfrage in ihrem eigenen 
Sinne liefern soll, hält sie den Zeitpunkt für gekommen? Glaubt sie, den ver- 
bliebenen Brückenkopf nach Europa hin sichern zu müssen — und gegen wen? 
Dazu würde passen, daß eine Großmacht, der an einer Stärkung der Türkei an den 
Meerengen traditionsmäßig nichts liegen kann, in Sofia eifrig gegen den Beitritt 
Bulgariens und also gegen einen geschlossenen Balkanblock gearbeitet haben soll. 

Ein besonderes Interesse für die Türkei, sich etwas einseitig für die Garantie der 
Balkangrenzen zu verpflichten, obwohl die ihrigen ganz kurz sind und ihr eigener 
Schwerpunkt ganz in Asien liegt, ließe sich anderenfalls nicht entdecken. Aber für 
etwaige Revisionswünsche der Türkei wäre es zweifellos hinderlich, wenn sie sich 
durch den Beitritt zum Balkanpakt als revisionsfeindlich abstempeln ließe, voraus- 
gesetzt, daß man dem Pakt diesen Charakter eben zuschreiben will. Nicht über- 
sehen darf werden, daß die Türkei, zum Unterschied von den drei anderen Part- 
nern, nicht Völkerbundsmitglied ist und anscheinend auch nicht zu werden wünscht; 
aber die Eingangsformel des Paktes nimmt deutlich auf den Völkerbund Bezug, 
ohne freilich damit den Artikel ıg des Völkerbundsstatuts (Nachprüfung von Ver- 
trägen) zu meinen. Es ist sehr glaubwürdig, daß eine Sonderabmachung die Türkei 
davon befreit, im Falle eines russisch-rumänischen Konfliktes einzugreifen. 

Die richtigste Deutung bleibt wohl die, daß der Pakt ein Ausdruck des wachsen- 
den Unabhängigkeitswillens der Balkanstaaten ist. Wenn man zugibt, daß 
die Todfeinde von 1923, Türken und Griechen, seitdem fast zu guten Freunden 
geworden sind, kann man auch für glaubhaft halten, daß in den ı5 Jahren seit 
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den Friedensschlüssen von ıgıg in den Balkanländern eine Generation heran- 
gewachsen ist, die nicht mehr die alten Bindungen an die Westmächte empfindet 
und ihr Haus selbst einrichten möchte. Überschätzen darf man diese Einflüsse 
nicht, aber auch nicht mehr alles nach altern Schema beurteilen — in den letzt- 
genannten Fehler scheint übrigens Frankreich zu verfallen. Der Wunsch, nach 
vielen hundert Jahren einer passiven Rolle das eigene Land nicht mehr nur als 


Stein im Schachspiel der Großmächte zu erblicken, geht jedenfalls viel stärker 
durch die Völker als im allgemeinen in Europa bekannt ist. Man wird daher im 
Balkanpakt, wenn er von allem Beiwerk befreit ist, in hohem Grade doch eine 


E 


Erscheinungsform eigenwüchsiger Balkanpolitik erblicken, ohne daß damit gleich 


von einer „Enteuropäisierung des Balkans“ gesprochen zu werden braucht. Eine 


umfassende Balkanpolitik ist nun allerdings durch den wohl begründeten Nicht- 


beitritt Bulgariens für einige Zeit gehemmt, die Bindungen zwischen den Pakt- 
teilnehmern sind, was zu beachten ist, auch so gestaltet, daß diese geplante 
Aktionen nur den anderen mitzuteilen haben, ihre Zustimmung aber dann brauchen, 
wenn sie neue Verpflichtungen eingehen wollen, und im Text des Paktes auch 
nicht die unbedingte Verpflichtung zur Hilfeleistung der anderen im Falle eines 
Angriffes finden. Wenn der Pakt ursprünglich gegen die Großmachtpolitik über- 
haupt gerichtet sein sollte, wie ihm nachgesagt wird, so ist er jetzt mehr zu einem 
Stein im brüchigen Mauerwerk der Pariser Vorortverträge geworden, wenn die 
Eingangsformel richtig verstanden wird; er trägt kaum noch der Dynamik in der 
Entwicklung des europäischen Südostens Rechnung und ist, wie treffend von ihm 
behauptet wird, für die meisten Beteiligten nur die Wahl des kleineren Übels ge- 
blieben, wobei für die Handelsgeschäfte und Zugeständnisse der internationalen 
Politik weiterhin reichlich Gelegenheit bleibt. Das mag nicht ganz den Wünschen 
entsprechen, die anfänglich ins Auge gefaßt wurden. Denn den Balkanstaaten lag 
bestimmt viel daran, nachzuweisen, daß die Zeit fehlender Stabilität vorbei sei und 
fremdes Kapital geringeres Risiko eingehe, wenn es helfen wolle, ihre Wirtschaft 
zu entwickeln. Sie wollen bei einem Wiederaufstieg der Konjunktur frühzeitig 
mit eingeschaltet werden, da ihre Wirtschaft entwicklungsfähig ist, in ihrem Ver- 


kehrswesen noch viel verbessert werden kann und das eigene Kapital nicht entfernt : 


ausreicht. Die vertragsschließenden Parteien möchten vermutlich zeigen, daß die 


Gefahr kriegerischer Verwicklungen weitgehend eingedämmt ist, und zwar durch | 


innerbalkanische Verständigung, nicht durch fremde Schutzmächte, und sie glauben, 
es könne beruhigend wirken, wenn anlagesuchende Kapitalien und exportierende 


Länder mit erstarrten politischen Verhältnissen als festen Größen zu rechnen 


haben. Ob dieser Zweck erreicht wird, ob die Großmächte nicht eher dafür sorgen, 
daß ihr Einfluß erhalten bleibt oder sich noch verstärkt, bleibt abzuwarten und 
hängt nicht allein vom Willen des Balkans selbst ab, der, wie die Mängel des Paktes 
zeigen, in sich noch nicht einheitlich ist. (Abgeschlossen am 28. Februar.) 
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Grenzregelung auf dem Balkan: 


A. Türkisch-russische Grenze: 

(Vertrag über Abtretung von Kars und Ar- 
dahan an die Türkei. 16. März 1921. Ausfüh- 
rungsprotokoll hierzu 31. Mai 1926). 

-  Freundschafts- u. Neutralitätsvertrag 17. De- 
zember 1925. Verlängerungsprotokoll (bis 1936) 
vom 30. Oktober 1931. 

Türkisch-persische Grenze: 

Freundschafts- u. Sicherheitsvertrag 22. April 
1926. Sicherheitsvertrag 5. November 1932. 

Türkische Irak-Grenze: 

Zuletzt Mosul-Vertrag 5. Juni 1926 (in Ab- 
änderung von Bestimmungen des Friedens- 
vertrags von Lausanne). 

Türkische Syrien-Mandat-Grenze: 

Friedensvertrag von Lausanne 24. Juli 1923. 
De Jouvenel-Abkommen Ankara 30. Mai 1926. 

Türkisch-griechische Grenze: 

4. Lausanne-Frieden 24. Juli 1923; 2. Freund- 
schafts- und Neutralitätsvertrag 30. Oktober 
1930; 3. Balkanpakt (zweiseitig). 

Türkisch-bulgarische Grenze: 

1. Lausanne 24. Juli 1923; 2. Balkanpakt 
(einseitig). 

B. Griechisch-albanische Grenze: 

Balkanpakt (einseitig). 

Griechisch-bulgarische Grenze: 

1. Friedensvertrag von Neuilly 1920. 2. Bal- 

kanpakt (einseitig). 
€. Rumänisch-russische Grenze: 

Bessarabien-Vertrag zwischen Frankreich, 
England, Italien, Japan, Rumänien vom 28. Ok- 
tober 1920 (Dnjestr-Grenze). Ostpakt (Ruß- 
land-Kleine Entente) 4. März 1933. 

Rumänisch-bulgarische Grenze: 

1. Friedensvertrag von Neuilly 1920; 2. Bal- 

kanpakt (einseitig). 
Rumänisch-jugoslawische Grenze: 

1. Kleine Entente; 2. Balkanpakt (zwei- 
seitig). 

Rumänisch-ungarische Grenze: 
Rumänisch-tschecho-slovakische Grenze: 

Kleine Entente. 

Rumänisch-polnische Grenze: 

D. Jugoslawisch-rumänische Grenze: 

1. Kleine Entente; 2. Balkanpakt (zwei- 
seitig). 

Jugoslawisch-bulgarische Grenze: 

Balkanpakt (einseitig). 


Jugoslawisch-griechische Grenze: 
1. Freundschaftsvertrag 27. März 1929; 
2. Balkanpakt (zweiseitig). 


Jugoslawisch-albanische Grenze: 
Balkanpakt (einseitig)? 
Jugoslawisch-italienische Grenze: 
Rapallo-Vertrag 12. November 1920. Fiume- 
Vertrag 27. Januar 1924. 


Jugoslawisch-österreichische Grenze: 


Jugoslawisch-ungarische Grenze: 


E. Außerdem: 
Türkei: 

Mit Italien Neutralitätsvertrag 30. Mai 
1928; mit Jugoslawien Freundschaftsver- 
trag 28. Oktober 1925; mit Ungarn Neutra- 
litätsvertrag 5. Januar 1929. 


Albanien: 

Erklärung Frankreichs, Englands, Japans, 
Italiens über Albanien vom 9. November 1921: 
Unabhängigkeit; Unabänderlichkeit und In- 
tegrität seiner Grenzen; auf Antrag Albaniens 
kann der Völkerbundsrat Italien mit der Wie- 
derherstellung der albanischen Grenzen beauf- 
tragen. 

Freundschafts- und Sicherheitsvertrag mit 
Italien 27. November 1926 (1. Tirana-Vertrag): 
41931 nicht mehr erneuert! 

Defensiv-Bündnis auf 20 Jahre mit Italien 
22. November 1927 (2. Tirana-Vertrag). 


Griechenland: 
Mit Italien Freundschaftsvertrag 23. Sep- 
tember 1928. 
Bulgarien: 
Neutralitätsvertrag mit Türkei 6. März 1929. 


Italien: 

Mit Ungarn Freundschaftsvertrag 5. April 

1927. 
Rumänien: 

Mit Griechenland Nichtangriffs- und 
Schiedsgerichtsvertrag 21. März 1928. 

Mit Italien Freundschaftsvertrag 16. Sep- 
tember 1926; nicht erneuert! 


Jugoslawien: 


Kleine Entente: 

Jugoslawien-Tschecho-Slovakei Bündnis-Ab- 
kommen 1414. August 1920; Bündnisvertrag 
31. August 1922; verlängert 21. März 1929. 

Tschecho-Slovakei- Rumänien Defensiv- Ab- 
kommen 23. April 1921. Rumänien-Jugo- 
slawien Defensiv-Abkommen 7. Juni 1921. 

Organisation der Kleinen Entente 16. Fe- 
bruar 1933. 
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Jurı SEMJONOW: 
Der zweite Fünfjahresplan Sowjetrußlands 


Der zweite Fünfjahresplan ist uns noch nicht in allen Einzelheiten bekannt. Hi 
Allein seine wesentlichen Züge wurden bereits in Form von sogenannten „Thesen 
zum 17. Kongreß der Kommunistischen Partei“ veröffentlicht und vom Januar- 3 
Kongreß der Partei bestätigt. Somit sind wir im Besitz des neuen wirtschaftlichen 


Programms der Sowjetregierung für die nächsten vier Jahre. Das Jahr 1933, welches _ 


formal als das erste des neuen Planes gilt, ist bereits abgelaufen, das letzte soll das 
Jahr 1937 sein. In Wirklichkeit aber stellte das Jahr 1933 eine unvorhergesehene 


Ruhepause dar, die durch die Überspannung der Kräfte und die landwirtschaftliche 


Krise hervorgerufen war. Die Regierung sah sich genötigt, die Energien des Lan- 


des auf einige der wichtigsten Aufgaben zu konzentrieren und von der Aufstellung 
eines neuen Programms, zu dessen Verwirklichung eine neue „Aufpeitschung“ er- 


forderlich gewesen wäre, einstweilen Abstand zu nehmen. 

Bekanntlich waren die Planzahlen des Jahres 1933 für einige Zweige der Wirt- 
schaft nicht nur nicht höher, sondern in einigen Fällen sogar niedriger als die 
Forderungen des ersten Planes für 1932 (Kohlengewinnung, Eisen- und Stahl- 
erzeugung). Wir sehen, daß die Politik der ‚Aufpeitschung“ in der Tat gemildert 
wurde. Auch der Druck bei der Landwirtschaft wurde erleichtert. Die Regierung 
hatte die wachsenden Schwierigkeiten in der Lebensmittelversorgung vor Augen 
und befürchtete, daß sich der Mißerfolg des Jahres 1932 bei der Aufbringung der 
Ernte wiederholen könnte. Daher blieb sie nicht bei den ursprünglich geplanten 
Sätzen der Naturalabgaben, sondern setzte sie herab. Das System der zentralisierten 
Verpflegung lockerte sie dadurch etwas auf, daß sie die Industrieunternehmungen 
wenigstens teilweise auf Selbstversorgung einstellte. Alle diese Maßnahmen wirkten 
sich um so günstiger aus, als die Ernte im Jahre 1933 sehr gut ausfiel. Nach offi- 
ziellen Angaben überstieg der tatsächlich aufgebrachte Ernteertrag den des Jahres 
1932 um 28%. Diese Ziffer entspricht zweifellos den Tatsachen, denn die Re- 
gierung bestätigte die günstige Beurteilung der Ernte, als sie den Verkauf in den 
Gebieten freigab, wo die Getreideablieferung dem Plan voll entsprochen hatte. 
Drei Bedingungen waren die Voraussetzung dieser Freigabe: ı. Naturalabgabe an 
den Staat nach bestimmten Sätzen; 2. Naturalvergütung für die Leistungen der 
staatlichen Traktorstationen; 3. Sicherstellung der nächsten Saat. Auf diese drei 
Bedingungen kann der Staat unter keinen Umständen verzichten. Wenn also die 
Regierung im Herbst 1933 in der gesamten Sowjetunion den freien Verkauf 
aller landwirtschaftlichen Produkte zuließ, so bedeutet das nichts anderes, als daß 
die Planzahlen erfüllt worden sind. Allerdings wurde die Freigabe nur den Kol- 
lektivbauern zugestanden. 
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In der ausländischen Presse tauchen in letzter Zeit wieder Nachrichten über den 
„Hunger“ in Sowjetrußland auf. Vorläufig haben sie noch keine Bestätigung ge- 
funden. Wenn es dennoch im Frühsommer wieder zu einer Hungersnot kommen 
sollte, so würden vor allen Dingen die sogenannten „Einzelbauern“ (d. h. die nicht- 
kollektivierten) von ihr betroffen werden. Nach den letzten Angaben sind in der 
Sowjetunion etwa 65% aller Bauernwirtschaften kollektiviert, auf diesen kollekti- . 
vierten Teil entfallen jedoch 84,7% der ganzen Anbaufläche. Ein volles Drittel 
des gesamten Bauernstandes in Sowjetrußland, d. h. etwa 6 bis 7 Millionen Bauern- 
höfe, verfügt also über weniger als ein Sechstel der Anbaufläche. Abgesehen da- 
von sind alle Sätze der Abgaben für die Einzelbauern bedeutend höher als für die 
kollektivierten; ihnen wird keine staatliche Hilfe durch Traktorstationen und ähn- 
liches gewährt, sie müssen außerdem hohe Steuern zahlen usw. Ihre Lage ist heute 
mit der der Kollektivbauern nicht zu vergleichen, für sie gibt es nach einem Wort 
von Molotow nur einen Weg: „Die allmähliche Umstellung auf die Geleise der 
Kollektivierung.“ Rechnet man diesen Teil der Bauernschaft nicht mit, so sind 


“ auf alle Fälle sowohl der Staat wie seine nächsten Bundes- 


genossen — die Arbeiter, die Armee, die Städte und schließlich die Kollektiv- 
bauern bis zur neuen Ernte mit Lebensmitteln versorgt. In diesem 
Zeichen hat das neue Jahrfünft begonnen, dieses Zeichen stand über den Beratungen 
des letzten Parteikongresses. 

Allein die Stimmung der Delegierten wurde auch noch durch andere Momente 
stark beeinflußt. Die Leiter der Partei (und folglich des Staates) erschienen auf 
dem Kongreß im vollen Glanz bedeutender außen- und innenpolitischer Erfolge. 
Die Sicherung der westlichen Grenze der Union durch eine Reihe von Pakten und 
insbesondere die politische Anerkennung seitens der USA. einerseits, die völlige 
Kapitulation der Parteiopposition andererseits hatten das Prestige der Führung 
innerhalb der Partei in unerhörtem Maße gehoben. Die Vertreter der ehemaligen 
Opposition, die einer’nach dem anderen die Tribüne bestiegen, um ihre „linke“ 
oder ‚rechte‘ Verirrung zu bereuen, dokumentierten damit die vollkommene Ein- 
heit der Partei und die absolute Anerkennung des in der Persönlichkeit von Stalin 
verkörperten F ührerprinzips. Die Überzeugung, daß das neue Programm, allen 
Hindernissen zum Trotz, ins Leben umgesetzt werden wird, gab den Grundton für 
alle Reden ab. Und das bedeutet immerhin etwas. Als der erste Plan zur Beratung 
stand, waren es selbst in Sowjetrußland nur wenige — vom Auslande gar zu 
schweigen —, die an seine Verwirklichung glaubten: ganz und gar nicht glaubten 
die bürgerlichen Fachleute in der Sowjetunion an ihn, und auch ein großer Teil 
der Parteimitglieder verhielt sich überaus skeptisch. Dieser Unglaube ist heute ver- 
schwunden, an dem Ernst des neuen Programms zweifelt in der UdSSR. keiner 
mehr, und bei seiner Durchführung wird die Regierung nicht mehr gegen jene be- 
wußte politische oder — was häufiger der Fall war — gegen jene unbewußte psy- 
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chologische Sabotage zu kämpfen haben, die eine so tragische Note in den ersten 


Fünfjahresplan hineintrug. 


Der zweite Plan erscheint als eine logische re des ersten, dennoch 3 


unterscheidet er sich von ihm durch eine größere Bestimmtheit und Konkretisierung 


der Aufgaben. Bei Beratung des Planes wurde mehr von Fehlschlägen und Män- 
geln als von zukünftigen Erfolgen gesprochen. Kein Wunder: vor dem zweiten 


Plan liegt manche bittere Erfahrung des ersten, und inzwischen ist nicht nur die 
Welt, es sind auch die Parteimitglieder fünf Jahre älter geworden. So sind die 
überraschen Tempi des ersten Planes in dem zweiten beträchtlich gemildert: ge- 
plant sind dieses Mal 16,5% durchschnittliche Erhöhung der Produktion pro Jahr 
gegen die früheren 22%. — Wichtig ist auch, daß die Erkenntnis des eigenen 
Landes inzwischen sehr fortgeschritten ist, was zweifellos als eine der bedeutendsten 
Leistungen des ersten Planes zu buchen ist. In diesen Jahren wurde die wirtschaft- 
liche Rayonnierung Sowjetrußlands vollendet, die Erforschung seiner Naturschätze 
zeitigte große Erfolge, geographische Richtlinien neuer wirtschaftlicher Verbin- 


dungen traten deutlich in Erscheinung. Das höhere Ziel des ersten Planes: „So- 


zıalismus in einem Lande“, bleibt auch weiterhin bestehen; es liegt aber in einer 
„metawirtschaftlichen“ Ebene. Was jedoch hier auf realem Boden geplant und getan 


wird, offenbart wesentlich neue Züge in der inneren Entwicklung der Sowjetunion. 
* 


Wenn ich den zweiten Plan als die Fortsetzung des ersten bezeichne, fasse ich 
damit seine Grundtendenz ins Auge, die auf die Vollendung der Industria- 
lisierung Sowjetrußlands hinzielt. Diese ‚‚Generallinie‘“ des ersten Planes 


ee ee > 


wird durch den zweiten voll und ganz übernommen. Nach dem zweiten Plan soll 


der Anteil der Industrie in der Gesamtproduktion des Landes 79,5% betragen, der 
Anteil der Landwirtschaft 20,5% (1937). Das heißt, daß Rußland, ein 
typisches Agrarland vor dem Kriege, nicht einmal mehr ein ‚„‚Industrie- und Agrar- 
land“ (wie der erste Plan das erstrebte), sondern ein ausge sprochenes „In- 
dustrieland“ werden soll. Insbesondere liegt der Sowjetregierung die Ent- 
wicklung der Schwerindustrie (der Produktionsmittelindustrie) am Herzen, 
Es genügt zu sagen, daß die Produktion der Maschinenbauindustrie sich im Jahre 
1937 um 107% gegenüber 1932 erhöhen soll (darunter Schwermaschinenbau um 
180%, Lokomotivbau um 250%, Automobilbau um 737%, Textilmaschinenbau um 
199%), die Produktion der chemischen Industrie um 180%, die Kraftstromerzeu- 
gung um 183% (von 13,4 Milliarden kWh auf 38 Milliarden kWh), die Stein- 
kohlenförderung um 137% (von 64,3 auf 152,5 Mill. t), die Rohölgewinnung um 
110% (von 22,1 auf 46,8 Mill. t), die Produktion des Roheisens um 160% (von 
5,8 auf 16 Mill. t). Vom Umfang der bevorstehenden Arbeiten geben auch die £fol- 
genden Zahlen einen Begriff: In den nächsten vier Jahren sollen 175 Maschinen- 
bauanstalten rekonstruiert bzw. gebaut, 248 Kohlenschachte angelegt werden, 
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79 Überlandzentralen, 1/,2 Rohölraffinerien (darunter 96 Kraking-Anlagen), 18 Eisen- 
werke, 25 Buntmetallwerke — um nur die bedeutendsten zu nennen. 
| Man sieht, daß die Schwerindustrie im zweiten Plan keineswegs zu kurz kommt, 

_ hauptsächlich deshalb, weil jetzt der industrielle Aufbau im wesentlichen durch die 
' eigene Industrie beliefert werden soll, während der erste Plan in dieser Hinsicht 
noch vollkommen auf das Ausland angewiesen war. Allein der zweite Plan berück- 
sichtigt auch zum erstenmal die Interessen der Leicht- bzw. Konsumgüterindustrie; 
sie soll in einem schnelleren Tempo wachsen als die Produk- 
tionsmittelindustrie: ihre Produktion soll sich um 18,5% jährlich erhöhen 
gegenüber der 14,5%-Erhöhung der Schwerindustrie. 

Jetzt sollen diejenigen Zweige der Industrie besonders gefördert werden, die dem 
Verbraucher unmittelbar zugute kommen. Das würde das wirtschaftliche Gleich- 
gewicht in einem besonders gefährdeten Punkte herstellen. Die einseitige Entwick- 
lung der Schwerindustrie auf Kosten anderer Wirtschaftszweige hatte bekanntlich 
allergrößte Entbehrungen der Bevölkerung zur Folge. Insbesondere trug der un- 
gestillte Warenhunger der Bauernschaft zum Verfall der russischen Landwirtschaft 
mit bei: da der Bauer nicht die Möglichkeit hatte, seinen Ernteertrag in die für ihn 
notwendigen Waren einzutauschen, verlor er jeglichen Antrieb zur Vermehrung 
seiner Produktion. Der allgemeine Brotmangel aber warf das Verpflegungssystem 
der Arbeiter um und bewirkte ein Fluktuieren ihres Bestandes (weil jeder sich nach 
„nahrhafteren““ Arbeitsstätten umsah) und drückte dadurch die ohnehin schwache 
Arbeitsdisziplin noch mehr herunter. Wenn die Regierung, um dem fast chronischen 
Brotmangel im Lande ein Ende zu bereiten, heute die Parole ausgibt: „Der Kol- 
lektivbauer soll wohlhabend werden“, und dem Kollektivbauern den freien Ver- 
kauf seines Getreideüberschusses freistellt, so kann diese Politik nur unter der Be- 
dingung Sinn haben, daß der Bauer für den auf dem Markte erzielten Erlös Stiefel, 
Seife, Nägel, Kattun und ähnliches kaufen kann. Bisher vermochte er das nämlich 
nicht — und heute verspricht die Regierung feierlich, ihm diese Möglichkeit zu 
eröffnen. Diese Befriedigung seiner Bedürfnisse macht aber eine neue Industrie 
erforderlich; der zweite Plan enthält ein dementsprechendes Programm — im 
ganzen sollen 313 Unternehmungen der Leicht- und über 350 der Lebensmittel- 
industrie gebaut werden (die Zahlen beziehen sich nur auf die größten). Die Ge- 
samtproduktion der Leichtindustrie soll sich bis zum Jahre 1938 verdreifachen. Der 
Plan sieht folgende Neugründungen vor: ı5 Baumwollkombinate, ı3 Wollfabriken, 
ı2 Leinfabriken, ıı Hanf-, ıı Seide-, 18 Trikotage-, 21 Schuhwaren-, 24, Glas- und 
Porzellanfabriken u. a. m. Die Produktion der Lebensmittelindustrie soll sich um 
das 2,8fache erhöhen. Es sollen ı7 schon früher begonnene Fleischkombinate voll- 
endet und 23 neue gebaut werden, ferner ı4 Zuckerfabriken, 21 Konserven-, 
36 Konditoreiwarenfabriken, 59 große Kühlhäuser u.a. m. Das hier entworfene Pro- 
gramm hat die Hebung des Lebensstandards der Bevölkerung zum 
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Ziel, und zwar nicht nur ihr wirtschaftliches Lebensniveau, sondern auch das kul- 
turelle — die Kapitalinvestitionen i in den Bau von Schulen, höheren Lehranstalten, 1 
von Presse, Radio, Kino, Sport und Gesundheitswesen sollen über 20% der ge- 
samten Kapitalanlagen betragen. Demselben Ziel soll auch der Kommunal- und 
Wohnungsbau dienen. Man muß allerdings bemerken, daß die Hebung des Lebens- 
standards im zweiten Plan keineswegs Selbstzweck ist; wie alles andere ist sie nur 
ein Mittel zur Vollendung der Industrialisierung. Die Erfahrung aber hat zu der 


Erkenntnis geführt, daß auch die Industrialisierung den Menschen als solchen 


braucht, und so hat dieinnere Gesetzmäßigkeit der Planwirtschaft 


es bewirkt, daß wie das Pferd neben dem Traktor, so auch der 
Mensch neben der Maschine wieder zu seinem Rechte kommt. 


* 


Im Zusammenhang mit der Bestrebung, das Lebensniveau der Bevölkerung zu 
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heben, steht ein anderer Gedanke des zweiten Planes, der als eine seiner wichtigsten 


Aufgaben, nach dem Wort von Kuibyschew sogar als die wichtigste erscheint: 


Verbesserung der Qualität der Produktion. Alle Berichte über die Er- 


füllung des ersten Planes stellen einstimmig fest, daß die ganz moderne und aufs 
beste ausgerüstete Sowjetindustrie dennoch mangelhaft arbeitete und Erzeugnisse 
von niedriger Qualität lieferte. Dies gilt sowohl für die Schwer- wie auch für die 
Leichtindustrie. Besonders ist die Lage der Eisenindustrie besorgniserregend, die den 
ersten Plan weder quantitativ noch qualitativ erfüllt hat. In der Leichtindustrie 
übersteigt der Ausschuß beträchtlich jede Norm, in der Lebensmittelindustrie ist die 
Qualität der Erzeugnisse nach Kuibyschew sogar gesunken. Die Ursachen dieser 
Mängel sind in dem Fehlen einer Stamm-Mannschaft von hochqualifizierten Ar- 
beitern sowie in dem niedrigen Stand der Arbeitsdisziplin zu suchen. Die Sowjet- 
regierung versuchte dem Übel mit Verwaltungsmaßnahmen zu Leibe zu gehen 
(Bindung der Arbeiter an ihren Betrieb, schwere Strafen für Schädigung des 
„heiligen und unantastbaren sozialistischen Eigentums“), erzielte jedoch damit 
keine Erfolge. Erst die Einführung der persönlichen Verantwortung des Meisters 
bzw. Arbeiters für Maschine und Material und die Staffelung der Löhne nach dem 
Grundsatz der Leistung zeitigten Besserung. Allein aüch hier lief schließlich die 
Frage der Produktivität der Arbeit auf das Problem des Lebensstandards hinaus: 
erst nachdem der Arbeiter die Möglichkeit bekam, seinen höheren Lohn zur Ver- 
besserung seiner Wohnverhältnisse, seiner Kleidung und Nahrung zu verwenden, be- 
gann er seine Leistung zu steigern. 

Und erst nach der Schaffung dieser Voraussetzungen konnte man an die An- 
lernung der Arbeiter herantreten. Diese Aufgabe wird von dem zweiten Plan be- 
sonders in Angriff genommen. Es ist das um so notwendiger, weil im zweiten 
Jahrfünft das Schwergewicht der Erzeugung fast ganz auf die neuen Einrich- 
tungen verlegt wird: während der ersten fünf Jahre wurden nur 350% der Produk- 


en BE EN ERSEE SEHE 


SEMJONOW: DER ZWEITE FÜNFJAHRESPLAN SOWJETRUSSLANDS 189 


tion von den neuen Unternehmungen geliefert, die übrigen 65% stellten die alten 
Fabriken; im zweiten Jahrfünft sollen die neuen Fabriken und Werke ca. 800%/0 
der gesamten Produktion liefern. Welche Bedeutung jetzt der „Aneignung der 
neuen Technik“ zukommt, das ist klar. Außer den wirtschaftlichen und organisa- 
torischen Maßnahmen hatte die Regierung bereits während des ersten Jahrfünfts 
die Unerläßlichkeit des Lernens an sich erkannt. Man hatte einerseits einen 
technischen Unterricht für die Belegschaften eingeführt, andererseits wurde zum 
erstenmal der Leistungs- und Verantwortungsgrundsatz im Schulunterricht hervor- 
gehoben. Nach dem zweiten Plan sollen bis zum Jahr 1938 etwa 5 Millionen Ar- 
beiter eine elementare technische Vorbildung bekommen. Der Kampf um die Quali- 
tät und das Lernen — das beides sind die wichtigsten Losungen der Propaganda des 
zweiten Planes. Die Anerkennung der Zusammenhänge zwischen den beiden ist das 
wesentlich Neue, das den zweiten Plan vom ersten unterscheidet. 
%* 

Das Streben nach der vernünftigen und zweckmäßigen Ausnützung der Technik 
tut sich heute auf allen Gebieten des Aufbaus in Sowjetrußland kund. Der erste 
Plan hat eine gewisse Ernüchterung gebracht, deren Nachwirkung man heute über- 
all spürt — z.B. in der Aufforderung, sich von der „Gigantomanie“ nicht hin- 
reißen zu lassen, gleichwie in der Hervorhebung der Bedeutung, die Kleinindustrie 
und Heimarbeit besitzen. Derselbe Gedanke liegt dem Rekonstruktions- 
programm des Eisenbahnwesens zugrunde. Kennzeichnend ist, daß der 
Nachdruck in dieser Frage auf die Modernisierung und Verbesserung des vor- 
handenen Netzes gelegt wird; der neue Eisenbahnbau wird nur als ein Behelf im 
Rahmen des Gesamtaufbauplans aufgefaßt. 

Es erübrigt sich, ausführlich auf den gegenwärtigen Zustand der Eisenbahnen 
Sowjetrußlands einzugehen. Es genügt zu sagen, daß im Januar d. J. die Menge der 
nichtverladenen Frachten ı Million Güterwagen überstieg und sich täglich um 
7—9000 Wagen vermehrte. Die durchschnittliche Laufgeschwindigkeit der Eisen- 
bahnfrachten beträgt 4 km pro Stunde, kommt also an Schnelligkeit gerade einem 
Fußgänger gleich. . Welche Bedeutung diese Leistungsunfähigkeit vom wehrpoli- 
tischen Gesichtspunkte aus hat, wurde kürzlich vom Kriegskommissar Woroschilow 
ganz offen ausgesprochen. Darum faßt der Plan in erster Linie die Steigerung der 
Durchlaßfähigkeit und der Frachtgeschwindigkeit ins Auge und verschiebt den Bau 
neuer Bahnen auf spätere Jahre. Folgende Arbeiten sind vorgesehen: ı. Ausbesse- 
rung des Bahnkörpers, des Oberbaus und des rollenden Materials; 2. gleichzeitig 
sollen einige wichtigste Linien durch Legung zweiter, dritter und sogar vierter 
Gleise verstärkt werden, nämlich die Linie Kriwoi Rog—Dongebiet, Moskau—Don- 
gebiet, Leningrad—Dongebiet, Leningrad—Moskau—Rostow, Moskau—Ural, Ural 
—Kusnezk u. a.m. Was endlich drittens den neuen Eisenbahnbau betrifft, so ist bei 
der Aufzählung der Arbeiten des ersten Planabschnitts von den längst geplanten 
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„Magistralen“ vorläufig keine Rede. Zuerst sollen die erforderlichsten Linien 
innerhalb einzelner Gebiete gebaut werden — was übrigens gar keine leichte Auf- 


gabe darstellt (z.B. allein in Kasakstan sind über 2000 km vorgesehen). Neu ist 


das Projekt der Eisenbahnlinie Baikalsee—Amurmündung (1400 km), die sofort in 


Angriff genommen werden soll: sie führt im Norden um den Baikalsee herum, 


läuft weiter direkt nach Westen, folgt eine Strecke lang der bisherigen Linie 


und zweigt dann nach Norden direkt zur Amurmündung hin ab. 

Im Zusammenhang mit der Entwicklung der Autoindustrie sind auch umfang- 
reiche Wegebauten geplant. Im ganzen sollen 210000 km neu gebaut werden, 
darunter einige „Magistrale‘“: Moskau— Leningrad, Moskau— Minsk, Moskau— Tiflis, 
Moskau—Kurgan mit der Verlängerung im dritten Jahrfünft bis Chabarowsk. 

Auf dem Gebiet des Wasserverkehrs werden als dringendste Aufgaben die 
Regulierung der Wasserstraßen und der Bau von Flußschiffen bezeichnet. Von be- 
deutenden Kanalbauten sollen der bereits begonnene Wolga-Moskwa-Kanal vollendet 
und der Wolga-Don-Kanal in Angriff genommen werden. Damit würde im großen 
das Problem des einheitlichen Binnenwassersystems im Europäischen Rußland gelöst. 

* 


Die wirtschaftsgeographischen Richtlinien des zweiten Planes sind, wie gesagt, 
durch den ersten gegeben. Das zeigt sich vor allem in der Fortsetzung der 
Bewegung nach Osten. Zu gleicher Zeit mit der Vollendung des Ural- 
Kusnezker-Kombinats entstehen im Osten mehrere Zentren der Schwer- und Leicht- 
industrie. Mit welchem Nachdruck der zweite Plan diese Entwicklung weiterträgt, 
zeigt die geographische Verteilung der neuen Kapitalanlagen. Auf Ural, Sibirien, 
Kasakstan und Mittelasien entfallen 33% aller Kapitalinvestitionen; die Eisen- 
und Stahlindustrie dieser Rayone bekommt 41% aller entsprechenden Bewilligun- 
gen, die Kohlenindustrie 49%, die Buntmetallindustrie 71%. 

In der Verschiebung der Industrien nach Osten äußern sich die beiden Grund- 
tendenzen, die bereits im ersten Plan stark hervortraten: einmal zur Ver- 
selbständigung einzelner Gebiete in bezug auf Energieversor- 
gung, zum anderen zur Annäherung der Industrien an die Lager- 
stätten ihrer Rohstoffe. Diese beiden Tendenzen treten nicht nur im Osten 
in Erscheinung. Auf die Steigerung der Energieerzeugung legt der Plan in sämt- 
lichen Gebieten der Union großen Wert, die Gewinnung von Kohle sowie von Torf, 
Ölschiefer usw. wird überall forciert. Auch das Rohöl, das angesichts der Motorisie- 
rung und der Traktorisierung der Landwirtschaft eine besondere Bedeutung erlangt, 
soll dem Verbrauchsort näher gerückt werden. Das wird einerseits durch den Bau 
von Rohrleitungen erreicht, der bereits während des ersten Jahrfünfts in großem 
Maßstab in Angriff genommen war, andererseits durch die Ausbeute neu erforsch- 
ter Ölfelder in Mittelasien, Nordkasakstan und Baschkirien. Die letzten beiden Öl- 
gebiete schließen sich unmittelbar an den Ural an, was für die Entwicklung dieses 
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an ‘mineralischen Brennstoffen so armen Gebiets sehr förderlich sein wird. Auf 
die nichtkaukasischen Gebiete entfiel 1932 nur 2,5% der gesamten Rohölgewinnung 
Sowjetrußlands; 1937 soll sich ihr Anteil auf 12,2% erhöhen. 


Ebenso allgemein ist die Tendenz zur Annäherung der Industrien an ihre Roh- 
stoffquellen. Auffällig ist diese Tendenz bei der chemischen, Holz- und Leicht- 
industrien. So sind für die neuen Baumwollfabriken Mittelasien, Transkaukasien, 
Westsibirien und die Wolga-Deutsche Republik als Standorte gewählt, für die Seide- 
fabriken Transkaukasien und Mittelasien, für die Leinenfabriken Weißrußland, 
West-, Gorki- und Iwanowo-Gebiet, neue Fleischkombinate und Zuckerfabriken 
sollen in Kasakstan und Westsibirien entstehen. Was dabei ins Auge fällt, ist der 
Verzicht auf die einseitige Spezialisierung der Rayone, die einst 
die Parole der Staatlichen Plankommission (Gosplan) war. Auf dem letzten Partei- 
kongreß erklärte Stalin, „die Teilung der Rayone in produzierende und konsumie- 
rende hätte keinen Sinn mehr“. Gleichzeitig mit der Entwicklung der Industrie 
sollen nach dem zweiten Plan auch die Hilfsquellen der Verpflegung ausnahmslos 
in allen Rayonen der Sowjetunion verstärkt werden. Im Geiste des neuen „An- 
eignungs“-Programms will die Sowjetregierung die Steigerung der Getreideproduk- 
tion nicht durch Erweiterung der Anbaufläche, sondern durch Intensivierung der 
Landwirtschaft erreichent). Darum soll die Anbaufläche nur um 4% vergrößert 
werden, und zwar soll die zusätzliche Anbaufläche ausschließlich dem Weizenanbau 
in jenen Gebieten dienen, die bisher auf Monokultur einseitig eingestellt waren 
(West-, Moskau- und Gorkigebiet im Europäischen Rußland, Mittelasien, Ostsibi- 
rien). Damit wird jedem Gebiet ein gewisser Grad von „Autarkie“ zuerkannt. Die 
wirtschaftsgeographische Idee des ersten Plans — die Schaffung einer einheitlichen. 
Wirtschaft mittels Zusammenwirkung der quasi-autarkischen Zonen — wird da- 
durch vollauf bestätigt. Daß hier der unvermeidliche und einzig mögliche Weg ge- 
geben ist, zeigt die Behandlung des Fern-Ostgebietes im neuen Plan. 

Der erste hatte fast nichts an der wirtschaftlichen Struktur des Fern-Ostgebietes 
geändert. Das sehr abgelegene und nach außen stark exponierte Gebiet ist nicht 
nur menschen-, söndern auch nahrungsarm, und darin liegen die Quellen seiner 
Schwäche. Allein es birgt außerordentliche Entwicklungsmöglichkeiten in sich, und 
trotz allem — dem Welt- und Bürgerkrieg, der Intervention, der politischen Span- 
nung der letzten Jahre — übt es nach wie vor große Anziehungskraft aus: seine 
Bevölkerung hat sich seit 1917 verdoppelt, seit dem Beginn des ersten Planes 
wuchs sie um 2,5mal schneller als durchschnittlich im übrigen Sowjetrußland. 


Allerdings kam die Kolonisation in erster Linie den Städten zugute, womit für 


1) Im Zusammenhang damit steht die geplante Bewässerung des linken Wolga-Ufers im 
Nieder-Wolgagebiet, wo nach Stalin etwa 200 Millionen Pud Getreide über den Bedarf hinaus 
jährlich produziert werden soll, „die die UdSSR., angesichts aller möglichen internationalen 
Verwicklungen, nicht entbehren kann“, 
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das Gebiet als ganzes noch wenig getan war. Daß das riesige Landgebiet brach Bus 1 
entblößt dalag, hatte die Sowjetregierung schon längst eingesehen — bereits ’ 
1924—25 wurde in der UdSSR. die Frage nach der Schaffung eines „Fernöst- 


lichen Schutzwalls“ erhoben. Jedoch die Kräfte reichten damals noch nicht aus, 
um an die Aufgabe heranzutreten. Das soll jetzt geschehen. 

Während des ersten Jahrfünfts geschah für die Entwicklung der Industrie im 
Fern-Ostgebiet sehr wenig, dafür aber begann man die Selbstverpflegung des Ge- 
biets in die Wege zu leiten — 55 Traktorstationen, 51 Staats- und ı252 Kollektiv- 
wirtschaften wurden organisiert, die Fischerei, der Sojabohnen- und Reisanbau 
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wurden unterstützt. Der zweite Plan setzt diese Entwicklung in verstärktem Maße “ 


fort. Und weil dies ohne die landwirtschaftliche Bevölkerung nicht zu erreichen 
ist, so zögert die Regierung nicht, sogar ihre parteipolitischen Prinzipien zeit- 
weilig zu opfern, um den Bauernansiedler in das Fern-Ostgebiet zu locken. So 
kommt es zu den höchst interessanten Dekreten vom Dezember 1933 und Januar 
1934, die eine Reihe von wichtigen Vergünstigungen für die Bauernschaft des Fern- 
Ostgebiets, von Transbaikalien und der Burjat-Mongolischen Republik verkünden 
(für die letzten beiden in weniger radikaler Form). Im Fern-Ostgebiet ist der 
Getreide- und Reisanbau von jeglichen Abgaben zugunsten des Staates für die Zeit- 
dauer von ıo Jahren befreit, die Steuern sind herabgesetzt, die Preise erhöht. Diese 
Maßnahmen sollen die Bevölkerungs- und die Ernährungsgrundlage des Gebiets 
sichern. Auf ihr soll sich dann die Industrie entwickeln. Im Plan ist die Steigerung 
der Rohöl- und Kohlegewinnung vorgesehen, die Schaffung eines neuen Kohle- 
und Eisenkombinats am Bureja-Fluß, der Bau einer Raffinerieanlage in Cha- 
barowsk, eines Eisenwerks, einer Automontagefabrik und mehrerer kleinerer 
Unternehmungen. Der letzte Punkt des Planes betrifft den Verkehr. Außer der be- 
reits erwähnten Eisenbahnlinie Baikalsee—Nikolajewsk sollen mehrere Zweigstrecken 
an der Amurbahn gebaut werden, die Bahn selbst wird zweigleisig ausgebaut; dar- 
über hinaus sollen noch mehrere Chausseen angelegt werden. Das Fern-Ost- 
gebiet soll wirtschaftlich von Rußland unabhängig werden und 
das ihm von Natur bestimmte Maß an „Autarkie“ gewinnen. 

Dieses Programm kann natürlich als eine Folge des Druckes von seiten Japans 
gedeutet werden. Das mag richtig sein. Damit wäre aber nur bewiesen, daß Japan 
heute Sowjetrußland auf seinem natürlichen Entwicklungswege vorwärtstreibt. 
Wenn die Sowjetunion heute dem japanischen Druck die zonale Autarkie entgegen- 
stellt, so sucht sie damit das Fern-Ostgebiet stärker an sich zu binden. Außen- 
politischer Druck und Krieg sind immer der stärkste Prüfstein für die geo- 
ökonomische Ausgeglichenheit eines Landes. Auch die Sicherheit des Sowjet- 
gebietes kann nur durch die Überwindung seiner wirtschaftsgeographischen Gegen- 
sätze gewährleistet werden. Auf dieses Ziel aber war die gesamte Planwirtschaft der 
Sowjetunion von Anfang an stets eingestellt. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Haben wir im letzten Bericht versucht, die Druckentlastung der kleineuropäischen 
Politik vom Fernen Osten her zu begründen, so haben wir nun die schwierige 
Pflicht, zu deuten, wie sich diese Druckentlastung im politischen Geschehen unserer 
- Tage bemerkbar macht. Wir verzeichnen dabei noch einmal die Voraussetzung: Ost- 
wendung der Sowjetunion, Zurückhaltung der Vereinigten Staaten, schwankende 
Gleichgewichtspolitik der Britischen Reichszentrale auf der einen Seite — verstärkte 
Bewegungsfreiheit der europäischen Machtgruppen auf der anderen. Damit steigern 
sich die Spannungen zwischen diesen Machtgruppen; zum Austrag kommen sie an 
den Stellen des geringsten Widerstandes. Wir haben uns also in folgendem nur 
wenig mit der britischen Politik zu beschäftigen; um so mehr mit derjenigen 
Frankreichs, Italiens, der Kleinen Entente und Polens. 

Die britische Haltung gegenüber den drängenden Problemen Europas hat in der 
Nachkriegszeit eine mehrfache Wandlung durchgemacht. Man hat verhältnismäßig 
früh die großen Fehler gesehen, die das Versailler Diktat — auch vom britischen 
Standpunkt gesehen — hat. Man hat durch Jahre hindurch versucht, auf dem Wege 
kleiner Konzessionen und guten Zuredens zu einem neuen und dauerhafteren euro- 
päischen Gleichgewicht zu finden. Immer mehr gelangte man dazu, europäische 
Fragen hinter den großen weltpolitischen Problemen zurückzustellen. Die euro- 
päische Revision wurde dem Gleichgewicht der Weltpolitik geopfert; man ver- 
zichtete zunehmend darauf, europäische Einzelfragen zu lösen. Und da eine Gesamt- 
lösung nur unter stärkstem Einsatz der britischen Reichspolitik erreichbar gewesen 
wäre, hat man sich immer mehr daran gewöhnt, die Folgen des Versailler Ver- 
trages mit jenem Fatalismus zu betrachten, der schließlich dahin führt, daß man 
Europa als „hoffnungslos“ aufgibt und mit jener Fähigkeit, nur das Nächste zu 
sehen, darauf hofft, daß man selbst der am Ende unvermeidbaren nächsten ‚„euro- 
päischen Katastrophe‘ entgehen werde. Alle britischen Vermittlungsversuche der 
letzten Zeit stehen — von London her gesehen — unter dem entmutigenden Zeichen, 
daß man an einen Erfolg nicht glaubt und infolgedessen auch keinen erzielt. 

Um so aktiver ist die Außenpolitik aller anderen europäischen Mächtegruppen,, 
soweit Dynamik überhaupt vorhanden ist. Die skandinavischen und iberischen Mächte 
haben keine aktiven Ziele, nicht einmal die der Besitzsicherung, weil sie, mit Aus- 
nahme Finnlands, eine sehr gesicherte Vergangenheit hinter sich haben. Die Mehr- 
zahl der europäischen Mächte hat entweder Stellungen zu verteidigen, die bedroht 
sind oder für bedroht gehalten werden; oder sie haben Bewegungsziele, die im. 
Gegensatz zu der Statik ihrer Nachbarn stehen. 

Frankreich ist und bleibt der Hauptvertreter der Besitzenden, die auf ihren Ver- 
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tragsrechten bestehen und niemals freiwillig davon etwas aufgeben. So steht Frank- 


reich als Wächter ‘des status quo hinter allem, was in der europäischen Mitte zur 
Wahrung der Verträge geschieht. Auch in der Verteidigung kann man mehr oder 
weniger beweglich sein. Die französische Politik arbeitet mit alten und erprobten 
Mitteln und kann dennoch nicht verhindern, daß sie immer wieder von der drängen- 
den Dynamik politischer Vorgänge überrumpelt wird. Daß dieses Überrumpelt- 
werden sich eines Tages bis auf die Boulevards von Paris erstrecken könnte, war 
allerdings für die meisten Franzosen eine Überraschung. Man darf die Bedeutung 
der. Pariser Straßenkämpfe nicht überschätzen; so sehr sie auch ein innerpoli- 
tisches Warnungszeichen sein mögen, so sehr überwiegt die außenpolitische Wirkung 
einstweilen die innerpolitische. Und zwar in doppelter Beziehung: das Kabinett 
Doumergue-Barthou, geschaffen zur Wiederherstellung der inneren Ordnung, ist 
ein Kabinett mit den Männern der Poincar6-Zeit. Der langjährige Vorsitzende der 
Reparationskommission als französischer Außenminister ist ein schweres Hemmnis 
für jeden Versuch, auf dem Abrüstungsweg weiterzukommen. Der Britische Lord- 
Siegelbewahrer wird auf seiner europäischen Rundreise — trotz anerkannter Fran- 
zosenfreundlichkeit — in Paris den schwersten Stand haben. Die zweite außen- 
politische Fernwirkung der Pariser Unruhen aber hat zu einer bedeutsamen Ver- 
lagerung der Macht an der Donau geführt: während der Streik der Pariser Sozia- 
listen den französischen Außenminister 24 Stunden lang daran verhinderte, nach 
Wien zu telephonieren und die Beseitigung der Wiener Sozialdemokraten zu ver- 
bieten, war die Telephonleitung von Rom nach Wien frei. Das Ausfallen Frank- 
reichs als bestimmender Faktor in dieser kurzen Zeit hat genügt, um Italien die 
Möglichkeit zu geben, auf dem österreichischen Glacis die Trabanten Frankreichs 
aus dem Felde zu schlagen. Es ist bitter und hart, die Wiener Vorgänge so zu sehen, 
wie sie wirklich sind: in Wien haben die Italiener mit der Kleinen Entente ge- 
kämpft; das Kampfmittel war deutsches Blut auf beiden Seiten. Um das zu sehen, 
ist es nicht einmal nötig, danach zu forschen, woher denn auf beiden Seiten die 
Waffen kamen, mit denen geschossen wurde. Italien versucht, nachdem es auf dem 
Balkan eine schwere Niederlage durch den Abschluß des Balkan-Paktes erlitten 
hat, nachdem jetzt Albanien wagen kann, italienischen Wünschen zu trotzen, sich 
in Österreich ein zweites Albanien zu schaffen. Drohende Übernahme der öster- 
reichischen Bahnen durch ein getarntes italienisches Konsortium; Vorschieben der 
italienischen Zollgrenze nach Innsbruck sind Einzelmaßnahmen, die ihren Sinn erst 
dann gewinnen, wenn man sie in Zusammenhang mit den Reisen von Herrn Suvich 
stellt. Wie weit die Bindungen auch der ungarischen Regierung an Italien schon 
gehen, ist nicht zu sagen; daß die Wiener Regierung sich immer stärker in eine 
Vasallenstellung gegenüber Mussolini begibt, ist eine traurige Wahrheit. Der Kampf 
um Österreich ist der entscheidende Kampf um die Gestaltung deutscher Zukunft. 
Das deutsche Volk wird sich im Zeitalter nationaler Bewußtheit niemals damit ab- 
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finden können, daß in den Ostalpen heute das gleiche Spiel wiederholt werden soll, 
das im ı5. und ı6. Jahrhundert in den Westalpen und im Maas-Gebiet gespielt 


_ worden ist. Die klugen Lenker der italienischen Politik sollten sich darüber klar 
sein, wieviel sie selbst aufs Spiel setzen, wenn sie glauben, dem deutschen Volk in; 
- Bezug auf Österreich das zumuten zu können, was ihm Kardinal Mazarin an seiner 


Westgrenze im Westfälischen Frieden zugemutet hat. Die Tatsache, daß auch Herr 


_ Benesch zu den Leidtragenden gehört, ist ein geringer Trost gegenüber dem, was 


in Wien dem deutschen Volk angetan worden ist. Ganz abgesehen von der schmerz- 
lichen Tatsache, daß die deutsche Stadt Wien mit dem zweifelhaften Ruhm in 


die Geschichte eingehen wird, daß in ihr zum erstenmal in einem inneren Konflikt 


Artillerie planmäßig zur Beschießung von Wohnbauten eingesetzt worden ist. Der 
Erfolg wird dafür sorgen, daß das Beispiel Schule macht; wir werden bald dahin 
kommen, daß man eine Geopolitik der Großstädte in bezug auf ihre Eignung für 
artilleristischen Bürgerkrieg schreiben muß; Erwägungen, die nicht ganz neu sind, 
wenn man daran denkt, daß die großen Boulevarddurchbrüche in Paris unter dem 
Präfekten Haussmann den ausgesprochenen Zweck hatten, die architektonische Eig- 
nung der Stadt für Revolution und Bürgerkrieg zu vermindern. 

Dem tschecho-slovakischen Außenminister, der eine der letzten noch lebendigen 
Gestalten von Versailles ist, hat nicht nur das italienische Vorgehen in Wien seine 
Pläne gestört. Der Abschluß des Balkan-Paktes ist auch für die Tschecho-Slovakei 
ein wenig erfreuliches Ereignis. Sie muß zusehen, wie Rumänien und Südslawien aus 
dem unfriedlichen Mitteleuropa nach dem friedlichen Balkan streben. Auf dem 
Balkan herrscht Ruhe; Bulgarien hat sich nicht entschließen können, den Balkan- 
Pakt zu unterzeichnen, und bleibt isoliert. Es ist in der schwierigen Lage, daß es 
mit Ausnahme der Türkei keinen einzigen Nachbarn hat, der nicht vor einem er- 
starkten Bulgarien besorgt wäre. Weder die Dobrudscha, noch Mazedonien, noch 
der Ausgang zum Ägäischen Meer sind leicht zu vergessen. 

Schwierigkeiten und ‘Sorgen ganz besonderer Art haben augenblicklich die bal- 
tischen Kleinstaaten. Die völlige Entlastung Rußlands im Westen, die gleichzeitige 
Entlastung Polens durch den mit dem Deutschen Reich geschlossenen Vertrag be- 
wirkt, daß beide Mächte gegenüber den baltischen Kleinstaaten mit einer gewissen 
Freiheit auftreten können. Russische Einmischungsversuche in die Innenpolitik der 
baltischen Länder sind zwar nur ein Rückfall in frühere Vorgänge; nach der Ge- 
wohnheit der letzten Jahre sind sie dennoch neu. Der russische Druck wird so stark 
empfunden, daß man aus den baltischen Staaten nach westlicher Anlehnung sucht; 
zweifelnd, ob man sie bei England finden werde, wendet man sich um Hilfe nach 
Helsingfors und Stockholm. Damit leben Verbindungen wieder auf, die unter ganz 
anderen Verhältnissen vor 200 und 300 Jahren noch die Ostsee beherrscht haben. 
Heute freilich liegt das Reich Karls XII. so weit im Bereich der Träume, wie das 
Reich Karls V. Die große Frage, die hinter den gegenwärtigen Sorgen der baltischen 
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Kleinstaaten steht, ist die alte Frage Peters des Großen an die westliche Welt: Wie 


lange Rußland seine Absperrung von der Ostsee tragen wird; anders ausgedrückt: 
Ob der baltische Küstensaum Grenzwacht Mitteleuropas gegen Eurasien oder Hafen- 


gebiet Eurasiens gegen Westen sein soll. In dieser Frage steckt ein Teil der Tragik 
aller Kleinvölker; und gerade an Kleinvölkern ist Mittel-Ost-Europa reich. Daß 


3 
i 


freilich das Vernichtetwerden zum Nutzen stärkerer Raumkörper kein Reservat von 
Kleinvölkern ist, beweist das Schicksal der Ukrainer zwischen Polen und Sowjet- 


rußland. Auch Volkskörper, die nach Zehnern von Millionen zählen, können als 
politische Willensträger vernichtet werden! 


Daß es im weiten eurasischen Machtbereich politische Kampfmittel gibt, die 


von allen rücksichtslosen Machtträgern zu allen Zeiten angewandt wurden, auch 
wenn man bemüht war, nicht davon zu reden — das ist eine alte Weisheit. Eines 
dieser Kampfmittel ist der Hunger; freundlicher ausgedrückt, die Nahrungsnot. Die 
Berichte aus der Sowjetunion lassen erkennen, daß die Möglichkeit, den Hunger als 
administrative Maßnahme der Politik zu verwenden, auch heute wieder geübt wird, 
wie er zur Zeit der ersten Kollektivierung geübt worden ist. Es ist verhältnismäßig 
leicht, das Aufbringungssoll an Brotgetreide so festzusetzen, daß in bestimmten 
Produktionsgebieten nicht mehr genug zum Eigenverbrauch bleibt. Fordert man 
das Getreide ohne Rücksicht ein, dann kann man voraussagen, wann und wo der 
Zusammenbruch ganzer Bevölkerungen durch den Hunger beginnt. Zahlreiche 
Anzeichen lassen darauf schließen, daß besonders die ukrainischen Landschaften 
sowie die von Deutschen bewohnten Gebiete Südrußlands für eine besondere 
„Auskämmung“ vorgesehen sind. Die Zahl der im letzten Jahr verhungerten. 
Deutschen wird allein nach zuverlässigen Quellen auf rund 140000 angegeben — 
eine erschütternde Ziffer auch dann, wenn man sich darüber klar ist, daß damit 
nur ein Bruchteil der gesamten Hungerwirkung erfaßt ist; auch dann, wenn man 
weiß, daß Hungersnot und Seuchen immer zu den besonderen Schicksalen der 
ariden Grenzgebiete gehört haben. 

Während der Bevölkerung Sowjetrußlands nach wie vor die größten Opfer zu- 
gemutet werden, läßt sich gegenüber dem Zustand vor etwa zwei bis drei Jahren 
doch klar erkennen, welchen machtpolitischen Zielen nach außen diese Opfer zu- 
nächst gebracht werden. Mit jedem Monat schreitet die Verlagerung des wirt- 
schaftlichen Schwergewichts der Sowjetunion in das Gebiet östlich der Wolga 
weiter; die „Befriedung“ der Mandschurei durch die Japaner und der zweigleisige 
Ausbau der Sibirischen Bahn durch die Russen (heute schon bis in den Amurbogen 
hinein) stehen in einem seltsamen Verhältnis des Wettlaufs zueinander. Ob freilich 
kriegerische Reden auch zu kriegerischen Taten führen können, ist eine Frage, 
die nicht einmal jene Generäle und Journalisten zu beantworten vermöchten, denen 
die kriegerischen Töne entfahren. 

Große Verkehrsentscheidungen sind oftmals Gradmesser geopolitischer Ent- 
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wicklungen; so schließen wir der nach Osten fortschreitenden Sibirischen Bahn 
_ einige andere Einzelheiten des großen Weltverkehrs an, deren jede nicht ohne 
Reiz ist: eine englische Prinzenreise nach Südafrika, die zeitlich genau zusammen- 
fällt mit der Einrichtung einer (natürlich hoch subventionierten) italienischen 
- Linienschiffahrt nach dem gleichen Ziel; das Aufstellen eines zweiten Flugzeugstütz- 
punktes auf der Flugstrecke nach Südamerika im Südatlantik; die Durchführung 
der Südostlinie der Imperial Airways durch den europäischen Kontinent (aus- 
gehend von Croydon statt von Brindisi); schließlich der Entschluß Englands, den 
riesigen Passagierdampfer der Vereinigten Cunard- und White Starlinie, dessen 
Bau im Höhepunkt der Wirtschaftskrise eingestellt worden war, nun dennoch 
fertig zu bauen. Dies letztere ohne Zweifel ebensosehr ein Symptom für eine sich 
bessernde Wirtschaftslage wie ein Symbol dafür, daß man noch nicht gewillt 
ist, der Herrschaft der Meere ganz zu entsagen. 

Im inneren Bereich der englischen Politik bereitet sich langsam ein Wandel vor: 
Koalitionsregierungen sind in England niemals beliebt gewesen; besonders dann 
nicht, wenn sie versuchten, an allen wirklichen Entscheidungen vorbeizukommen. 
Eine gewisse innere Unrast drängt sich dem Beobachter englischer Entwicklungen 
auf; freilich einer Unrast, die geringfügig ist im Vergleich zu den Bewegungen, 
die sich in den Vereinigten Staaten von Amerika abzeichnen. 

Dort hat Roosevelt — freilich um einen Preis, der nicht verschwiegen werden 
darf — das Wunder fertiggebracht, eine in ihren Maßnahmen ungemein scharfe 
Diktatur durchzuführen, ohne doch dem Amerikaner den Glauben zu nehmen, 
daß er unter der freiesten Verfassung der Welt alle Freiheit seiner individuellen 
Rechte bewahrt habe. Der Preis, den Roosevelt gezahlt hat, ist — einstweilen — 
der Verzicht auf Dauer. Roosevelt hat keinen Versuch gemacht, vorsorglich seine 
Amtszeit zu verlängern; trägt ihn die Welle der Volksgunst (und es ist kein Zwei- 
fel, daß sie ihn augenblicklich sehr hoch trägt), so sind ihm keine Grenzen 
gesetzt. Aber was geschieht, wenn sich die Stimmung wandeln sollte? Die Ver- 
einigten Staaten sind heute über den Punkt hinaus, über den mit Sicherheit gesagt 
werden könnte, daß- die Verfassung jede beliebige Neuwahl vertragen würde. Die 
Welt wird damit zu rechnen haben, daß große und seltsame Veränderungen auch 
der staatlichen Form jederzeit erfolgen können, wenn der Lenker der großen 
transatlantischen Kontinentalmacht die Freiheit der Entscheidung aus der Hand 
verliert. Darüber darf die Einheitlichkeit der Stimmung, von der die Neuordnung 
des Wirtschaftslebens getragen wird, nicht hinwegtäuschen. Nach Roosevelts eige- 
nen Worten ist es ein großes Experiment, das am Körper der Vereinigten Staaten: 
vollzogen wird. Amerika ist heute weit davon entfernt, an seine unerschütterliche 
Überlegenheit der politischen Lebensgestaltung zu glauben. Woher man die Muster 
für neue Experimente beziehen würde, wenn das Experiment Roosevelts nicht be- 
friedigen sollte — das ist eine Frage, die wir nicht zu beantworten vermögen, die 
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zu stellen wir dennoch verpflichtet sind. Die Sowjets Bar eine seltsame Popu- 
larität in Nordamerika gewonnen... 

Daß zu dem Ernst der Weltpolitik das Satyrspiel nicht fehle, meldet ae Draht 
das endgültige Scheitern der Völkerbunds-Kommission im Chaco-Streit. Bekanntlich 
hatte der Völkerbund die Schlichtung dieses Streites schon als Verdienst in An- 
spruch genommen. Nun stellt sich heraus, daß die Lorbeeren verfrüht waren, daß 
keine Einigung zustande gekommen ist. So kämpfen denn Bolivien und Paraguay 
weiter, wobei es Bolivien schwer fallen wird, jenen erheblichen Teil seines 
Heeres zu ersetzen, der in den Weihnachtstagen in paraguayische a 
geraten ist. Paraguay hat nun fast das gesamte strittige Gebiet besetzt und kann 
den kommenden Entwicklungen mit einiger Sicherheit entgegensehen. Erfreulich 
ist, daß die Kampfzone sich aus dem Bereich der deutschen Siedlungen Nord- $: 
westparaguays fortbewegt hat; das heutige Kampfgebiet ist so gut wie unbewohnt. 

Raum für fleißige Siedler bietet Südamerika noch genug; wir haben unseren 
Bericht zu schließen mit dem Hinweis auf Vorgänge, die wiederum aus dem 
atlantischen in den pazifischen Bereich hinübergleiten; auf das Fortschreiten der 
japanischen Kolonisation in einer Reihe von südamerikanischen Ländern, vor allem 
in Brasilien. Glänzende Organisation, straffe Zusammenfassung, rasches Empor- 
blühen zeichnet diese japanischen Kolonisationsgebiete aus. Wie lange freilich die 
südamerikanischen Regierungen imstande sein werden, dieser Zellenbildung inner- 
halb ihrer Staatskörper zuzusehen, ist fraglich. Sowenig der nordamerikanische 
Einfluß in den Spanisch und Portugiesisch sprechenden Staaten gewünscht wird, 
sowenig wird auch Südamerika ostasiatische Unterwanderung ertragen können, 
wenn es zu seinen schon reichlich vorhandenen Rassenproblemen nicht ein aller- 
schwerstes, weil von fremder Großmacht getragenes, hinzubekommen will. 


KArL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Der Mitteleuropäer, der den Schreck über die Attacken der berittenen Polizei 
auf dem Pariser Asphaltpflaster und den von Apachen gestürmten Ostbahnhof, das 
Maschinengewehrfeuer und Haubitzgeschoßfauchen von Linz, Enns und Wien noch 
in den Gliedern hat, mag erleichtert aufatmen, wenn er erfährt, daß es noch Land- 
schaften auf Erden gibt, wo in weiten Räumen Reiche gegründet werden und 
andere verlorengehen, ohne daß es der Zeitgenosse merkt. 

Daß die Äußere Mongolei nahe daran war, sich den Krallen der Sowjets 
entwinden zu wollen, blieb fast unbeachtet. Daß eine ‚„Meuterei“ von 32000 Mann 
(mehr als die ganze österreichische Wehrmacht) unter Führung des Justizministers 
(Namusalin) und des Kavallerieführers (Madamayakla), am 18. ı1. 33 in Kulun 
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‚ ausgebrochen, so luft- und nachrichtendicht abgeschlossen werden konnte, daß man 
selbst in Mandschuli erst davon erfuhr, als 3000 Sowjetreiter mit 8 Panzerwagen 
den Widerstand nach Neujahr niedergeschlagen hatten — das ist in der Tat ein 
_ Meisterstück asiatischer Sowjetpolitik. Mit der völkerbeglückenden Phraseologie des 

Marxismus hat die blutige Unterdrückung, das Versprengen der Reste der „Pa- 
trioten“ oder „Aufrührer“ — je nach dem Standpunkt — in die Todesstarre des 
mongolischen Winters wenig zu tun. Aber man sieht jedenfalls, daß die Sowjets 
ihre Pufferräume besser 
festzuhalten wissen als die 
Chinesen in Turke- 
stan, wo drei neue 
Mohammedaner-Emirate in 
Kaschgar, Yarkand 
und Khotan bereits die 
Fühlung mit den west- 
lichen Islamstaaten in Ka- 
bul und Ankora aufge- 
nommen haben und der 
helle Aufruhr bis nach Ili 
brandet. 

Wiesen wir in den letz- 
ten Berichten schon darauf 
hin, daß der Weltfriede 
in der zentralasia- 
tischen Pufferzone 
eben längst nicht mehr 
von Willen und Worten 
der Zentralen in Moskau, 
Tokyo, Nanking, Lhassa Bu BARAON, 
oder gar London, “Washington und Paris abhänge, sondern vielleicht von rauhen 
und wilden Händen der Grenzleute, so ist diese Gefahr mit den Zuständen in 
Chinesisch-Turkestan, der äußeren Mongolei und den Verfestigungsarbeiten Japans 
in der inneren Mongolei natürlich gestiegen. Tröstlich vernimmt man dazwischen 
Versicherungen, wie die des neu in Washington gelandeten japanischen Bot- 
schafters: „Japan wolle nicht durch einen Krieg Selbstmord begehen.“ Das wollen 
weder Japan, noch die Sowjets, noch die Angelsachsen; aber es geht ihnen stellen- 
weise wie dem bekannten Zauberlehrling: „Die ich rief, die Geister .. E; 

Es ist verhältnismäßig leicht, wie am ı. März 1934, einen Geist wie den alten 
kaiserlichen Drachen gewaltigen viertausendjährigen Angedenkens aus seinem Be- 
hälter steigen zu lassen und den Erben der Tatsing-Dynastie als „Ko Tei“ (nicht 
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„Tenno heika“) — ein Titel, der ausschließlich dem japanischen Kaiser vorbe- 
halten bleibt — auf die nördlicheren Throne seiner Väter zu setzen, von denen aus 
Kang-hi und Kienlung Groß-Asien beherrscht hatten. Was daraus an unmittel- 
baren geopolitischen Nebenwirkungen zwangsläufig folgt, verrät die Kopfleiste 
dieses Berichts. 


er 


Mindestens entsteht daraus ein rassen- und volkspolitischer Erdbebenherd von un- 
gleich größerer Fernwirkung als der indische, der am ı5. 1. und ı2. 2. ıgö4 


der Monsunwelt rein physisch schon genug zu schaffen machte. 


Aber die indische Hälfte der Monsunländer pflegte sonst nicht mit solcher . 


verheerenden Wirkung von Erdbeben geschüttelt zu werden wie ihr pazifischer An- 
teil, in dem nun die physische und die politische Eigenschaft als Bebenherd zu- 


sammentrifft. Wir wissen aus Japans Erfahrungen mit dem Beben vom 1.9.1923, 


daß die politischen und wirtschaftlichen Folgen eines solchen Ereignisses Jahr- 
zehnte nachzittern. Erst im letzten Herbst wurde ein großzügig durchgearbeiteter 
Band von der Stadt Tokyo an alle geistigen Zentralen der Welt versendet, in dem 
voll Stolz auf die nun vollbrachte Leistung des Wiederaufbaus der Riesenstadt 
hingewiesen werden konnte. 


Ein Jahrzehnt hat das aufstrebende, straff zusammengefaßte Japan gebraucht, 
bis es die Folgen eines Erdbebens allseitig überwand, und acht Jahre, bis es danach 
seine Ausdehnung fortzusetzen wagte und das Raumschicksal Nordostasiens neu 
gestaltete. Wie lange wird Indien brauchen, bis es die Folgen des Bebens von Nepal, 
Bihar und Orissa — bisher eine Zone relativer Standfestigkeit — wirklich über- 
wunden haben wird? Denn die indischen Großbeben von 1897 und 1905 stehen 
mindestens an völkerpsychologischer Wirkung weit hinter dem von 1934 zurück 
und fielen nicht mit einem so aufgepeitschten Zustand der Volksseele zusammen. 
Tiefe Erbitterung entstand durch die anfänglich viel zu niedrigen amtlichen An- 
gaben über die Verluste, die weit über die zunächst genannte Zahl von 6000 Toten 
hinausgehen. Rajendra Prasad meldet an C. A. Andrews mindestens 20000 Tote 
aus Bihar allein, davon 10000 aus Monghyr. Mindestens 3000 sollen unter den 
Trümmern von Katmandu, der Hauptstadt Nepals, liegen. 


Die Schätzungen klingen gewiß nicht übertrieben, wenn man bedenkt, daß sich 
die Angaben von R. Prasad auf einen schwer erschütterten Raum von zwischen 
45000 und 50000 qkm beziehen, in dem mehr als ı2 Millionen, darunter 1 Mil- 
lion rein städtischer Bevölkerung, leben, darin zwölf stattliche Mittelstädte großen- 
teils zerstört sind. Schlimmer noch als die reinen Zerstörungen sind die Verände- 
rungen im Grundwasserspiegel, die Seuchengefahr bei verschütteten und verseuchten 
Brunnen, der Ernteausfall, allein für den Zucker Bihars auf 20 Millionen Gold- 
mark geschätzt. Auf 1500 km Bahnentwicklung ist kaum ein Kilometer Gleis, 
kaum eine Brücke unbeschädigt; von der mächtigen Gogra-Eisenbahnbrücke sind 
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zwei Bogen herausgeworfen, und Gogra und Ganges haben ihren Lauf verändert 
und verlegt. 


Dabei war noch Glück im Unglück, daß das erste Beben am hellen Nachmittag 


_ ‚eintrat, als der größte Teil der arbeitenden Bevölkerung auf den Feldern war. 


Welche Unterschiede hier bei fast gleichen Ursachen walten, läßt die Tatsache er- 
kennen, daß von gleich hohen Seebebenflutwellen in Japan 1896 in Kamaishi 
10000 Häuser und 27000 Menschen in den Pazifik hinausgespült wurden, am 
3. 3. 1833 aber von den gleichfalls aus der Tuscaroratiefe stammenden Flutwellen 
(tunami) nur 7000 Häuser und etwas über 3000 Tote, obwohl die Wellenhöhen im 
Süden von Kamaishi mit aı bis 25 m, sonst längs der ganzen Nordostbrücke mit 
5 bis ıo m gemessen wurden. 81/; Stunden später schlugen die Wellen an den 
Sirand von Hawaii (der gewarnt worden war) und wurden in San Francisco und 
Sta Monica gespürt. 

Es ist nicht zu leugnen, daß in der Gleichartigkeit physischer Bedrohung durch 
die gemeinsame Eigenart des pazifischen Küstentyps ein zusammenführender Zug 
steckt. Dieses Leitmotiv ist jahrelang von einer der hervorragendsten ausgleichen- 
den Unternehmungen des ganzen pazifischen Bereichs und ihrem vorzüglich geleite- 
ten Organ, den „Pacific Affairs“ in Honolulu, gespielt worden. Wir bedauern 
den Wegzug dieser hervorragenden politisch-wissenschaftlichen Zeitschrift (neben- 
her des besten bibliographischen Wegweisers durch das pazifische Kraftfeld) von 
Honolulu nach New York, wo die „Pacific Affairs“ sicher in den Bann einer ver- 
änderten geistigen Haltung geraten, und bedauern besonders das Scheiden seiner 
langjährigen, vorzüglichen Herausgeberin, Elizabeth Green. Die Veränderung scheint 
uns sogar beinahe ein böses Vorzeichen, mindestens für USAmerikas guten Willen. 

Auf den guten Willen USAmerikas, sich reinlich aus dem Ränkespiel um den 
Fernen Osten herauszuhalten, kommt es aber für die pazifische Krise zwischen 
1934 und spätestens 1936 entscheidend an. Wie ernst die Lage auch bei den Ko- 
lonialmächten alten Stils aufgefaßt wird, beweist die Geheimkonferenz der 
südostasiatischen Admirale unter Vorsitz Feldmarschall Lord Allenbys in Singa- 
pore, mit Nachtägungen in Batavia und längs der hinterindischen Küste. Eine 
ausschlaggebende Rolle wird aber dabei immer spielen, was die USA. endgültig mit 
den Philippinen vorhaben. Ausgezeichnet unterrichtet darüber ein Aufsatz: 
„Die Freiheit der Philippinen“ (Frankf. Ztg. R.A. Nr. 88—83, 15. 2. 34, S. 3), 
der — zusammen mit einem Vorgänger von Dr. Wilhelm Mautner: „Die Nieder- 
lande und die Probleme des Pazifik“ (Frankf. Ztg. R.A. Nr. 65—66, 6. >». 34) — 
mit Recht darauf hinweist, daß wir nicht über dem Hinstarren auf die mandschu- 
risch-mongolischen Reibungsflächen und dem Horchen auf die Kriegsfanfaren der 
Sowjets (Molotow, Blücher, Woroschilow, Litwinow und zuletzt Stalin) die ozea- 
nischen Spannungen übersehen dürfen. 

Die Hawes-Cutting-Bill, die den Philippinen in zehn Jahren die Freiheit geben 
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sollte, aber mit einem unerhörten Ausbeutungsregime auf weitere zehn Jahre, das 
die Insulaner verwarfen, ist tot; nun steht ein Vorschlag Quezon (Senatspräsi- 3 
dent der Philippinen) zur Debatte, der den Inseln die Freiheit in drei Jahren, läng- 
stens aber am 4. 7. ıg4o, geben will, einen erträglichen Wirtschaftsausgleich vor- 
sieht, sowie Gewährleistung von Besitzstand und Unabhängigkeit durch internatio- 
nale Verträge. 2 

Dann entstünde in zwei der reichsten Inselgruppen der Erde ein Zustand, daß sie = 
sich aus eigener Kraft in dem umstrittenen austral-asiatischen Mittelmeer nicht x 
behaupten können, und zwar beide ‚näher dem Gefahrenbereich eines pazifischen 
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Konflikts“ „als die asiatischen Kolonien Großbritanniens und als die Westküste 
der Vereinigten Staaten‘ — aber doch so, daß ihre Schicksale von beiden untrenn- 
bar sind. Eingeborenenpolitik, Ölpolitik (Ölhäfen von Borneo), steigende asiatische 
Warenüberflutung (Niederlande 1933 15,38%, sinkend, Japan 21,24%, steigend 
— fast so hoch wie zusammen: Deutschland mit 9,63%, USA. mit 7,69%, Eng- 
land mit 6,66%) sind ebensoviel wunde Stellen. 

Die geopolitisch auf lange Zeit für das Schicksal des indopazifischen Raumes ent- 
scheidende Richtungsänderung dieses Jahres wird also eintreten müssen, wenn Japan 
vorzeitig genötigt wird, weiter festländisch hinauszugreifen, als es eigentlich will und 
kann, an der an sich naturgemäßen Verständigung mit den Sowjets bei deren 
Hysterie vorbeizugleiten und mit der Kaiserkrönung Puyis nicht einen Ruhepunkt, 
sondern einen Angriffspunkt zu setzen. 

Seltsam wirkt es, wenn der „Manchester Guardian“ einen sonst aufschlußreichen 
Aufsatz betitelt: ‚Japan’s adventure in Manchuria. Consolidation and extension of 
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her power.“ (Manch. Guard. 13. 2. 1934), dem wir die folgende, gut zur Übersicht 
geeignete Skizze entnehmen. Sie zeigt die fast auf die Notwendigkeit einer Ver- 
ständigung verweisende, zerlappte Grenzführung zwischen japanischem und Sowjet- 
 machtbereich in starken Linien. Sie zeigt auch mitleidlos, auf welchen kleinen 
Raum das chinesische Restgebiet zurückgeschnitten ist und wie schwer die 
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nordasiatische Amputation durch Sowjets und Japaner das Selbstbewußtsein 
des einstigen Reiches der Mitte belastet. Aber darüber mußten sich die Träger 
der glorreichen Fünfstreifen-Republik eigentlich klar sein, als sie die Personalunion 
zwischen Hochsteppe und Lößlandschaft durch die Absetzung der mandschurischen 
Tatsing-Dynastie zerschnitten. Was sich heute vollzog, das finden die Leser der 
„Geopolitik“ schon in der einen Kartenbeilage zu meinem Buch „Dai Nihon“ 
(1913, Berlin; E. S. Mittler & Sohn) vor 21 Jahren vorhergesagt — ein Beweis, 
daß es um die Prognose der Geopolitik doch ganz gut bestellt sein kann. Einige 
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Zeitangaben über die Entwicklung seit dem 18. 9. 1934 mögen nützlich sein. Vom 


18. 9. bis a4. 9: Ergreifen der Stellung längs der südmandschurischen Bahn im 
Raume Kirin—Liaoyuan—Hsinmin, Wegnahme Tsitsikars ıg. ı1. 1931 bis zum 
10. 12. 1931 der Stammlandschaften; Nov. 1931: Tientsin-Zwischenfälle; Februar 


und März 1933 Shanghai-Kämpfe; ı. 3. 1932: Proklamation der unabhängigen 


Mandschurei; 2. ı. 1933 Wegnahme von Shanhaikwan; 20. 2. bis 4. 3. 1934 
Wegnahme von Jehol; 24. 2. 1933: Austritt aus dem Völkerbund; Druck auf 
Peking, Tangku-Waffenstillstand 31. 5. 1933; Prospektoren in Chahar und 


Suiyüan; halbamtliche Verhandlungen mit Nanking; Aufruhrbewegung in Fukien 2 


vom 20. ı1. 1933 bis 28. ı. 1934; Ankündigung der Thronbesteigung Pu Yi auf 
1.3. 1934 am 20. ı. 1934; Wiederaufnahme der Verkaufsverhandlungen des Rus- 
senanteils a.d. C.E.R. 15. ı. 1934. 

Der folgerichtige, fast geschäftsmäßige Ablauf dieser Ausdehnungsbewegung 
hatte im Westen, abgesehen von den Kriegsfanfaren der Sowjetführer, auch Mus- 
solini zu einem Alarmruf im „Popolo d’Italia“ veranlaßt, worin er von dem 
„großen interkontinentalen Drama von morgen“ sprach, das Zusammenwirken der 
Ostasiaten an die Wand malte und Rom als Vermittlungszentrale anbot. 

Ein Besuch des japanischen Botschafters scheint dann wohl die hochgehenden 
Wogen geglättet zu haben, jedoch ein Stachel blieb. Voll leiser Tücke spricht der 
‚Manchester Guardian‘ von der „Schnelligkeit, mit der der Duce von einem Punkt 
zum andern in seiner Verfolgung von Italiens geradliniger Politik springe; er 
sei der ewige Führer, der den Weg wisse, aber peinlich berührt sei, wenn er 
ihn auf der Karte zeigen müsse“. Das hat man im höflicheren Japan nur gedacht; 
in England sagt und druckt man es. 

Beruhigend also hat dieses Eingreifen von Westen her in die ostasiatisch- 
pazifische Lage nicht gewirkt! Aber es wäre unrecht, die vielen redlichen Be- 
mühungen mit besserem Erfolg zu verschweigen, darunter die ‚„Good-will“-Reise 
des australischen Ministers Latham nach Japan, dem die Sache auch freilich nahe 
auf die Nägel brennt. In seinem Mutterland eröffnet gleichzeitig ein Idealisten- 
kreis die ‚„Welt-Flug-Direktion“ — (Genf, Basel, Zürich, Lausanne? — jeden- 
falls wird die Schweiz damit beglückt!) — und vereitelt damit die realeren 
Absichten Lord Londonderrys zur Durchkreuzung fremder Abrüstungsgedanken. 
(„World airways — why not?“ Report usw.; London 1934; Victor Gollancz.) 

Herber und nüchterner stellt L. W. Lyde (,,The Continent of Asia‘; London; 
Macmillan) Asien in Gegensatz mit der „Einheit, Bevölkerungsballung und dem 
Zusammenhalt Europas“ — die offenbar nur teilseise wahrnehmbar sind. In 
‚den Zeitschriften „Contemporary Japan“ und „Far Eastern Review“ (Nr. 12 1933, 


S. 529) behandelt Botschafter Tokichi Tanaka, früher bei den USSR. als die 


drei Hauptstreitgründe zwischen Japan und US.-Amerika die mandschurische Frage, 


‚die der Flottenbegrenzung und die der Einwanderung, d. h. der Wanderverbote. 
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Er betont in der ersten die Unmöglichkeit eines Zurückweichens in die verrotteten 
früheren Zustände; und schlägt den Flottenüberlegenheits-Anspruch der Vereinigten 
Staaten mit den eigenen Worten von Claude Swanson, dem Marinesekretär der 
USA.: „Wir haben ein Naturrecht auf eine Flotte gleich der einer jeden anderen 
Nation.“ 

Den wundesten Punkt sieht Tanaka, wie wir auch, in dem durch Einwanderungs- 
verbote verwundeten Rassenstolz der asiatischen Hochkulturrassen, und zwar ganz 
Asiens, und fügt den vernünftigen und wahren Satz hinzu: ‚Jede Hoffnung 
auf Stetigkeit (stability) in Ostasien hängt an Japan.“ Wer es zu zerschlagen oder 
zu verstümmeln sucht und dabei Erfolg hat, wird in noch viel raumweiterem 
Maß erleben, was die Zerschlagung und Verstümmelung des deutschen Volks- 
bodens an Unheil über Europa und die Welt gebracht hat; und wer es versucht 
und sich die Finger daran verbrennt, der wird ja sehen, welchen Wirbel er ent- 
fesselt und wohin er selbst dabei kommt. 

Welche Schuld die farbigen Rassen der Monsunländer etwa in der Südsee 
den weißen Kulturträgern entgegenhalten können, davon zeugen selbst so angel- 
sachsenfreundliche Bücher, wie Felix M. Kessing: „Modern Samoa: its govern- 
ment and changing life.“ (London; Allen & Unwin, 1934.) Auch die Leidens- 
geschichte der Maori auf Neuseeland — neuerdings mehrfach in der britischen 
Presse beleuchtet — weist viele dunkle neben wenigen Ruhmesblättern auf. 
„Was gut ist, haben die Deutschen gemacht“, erzählen die Samoaner einem 
Schweden! Dr. Karl Helbig berichtet über ‚Junge Fremdeinflüsse auf das 
Volkstum Ozeaniens“ (— das Japan sehr aufmerksam beobachtet!) u. a. (Deutsche 
Wacht, Batavia, ı5. ı. 1934, S. hoff.): „Auf Hawaii, wo zur Zeit Cooks rund 
300000 Kanaken wohnten, hausen jetzt 144000 Japaner, 66000 Philippinos vier 
verschiedener Rassen, 27000 Chinesen, 6600 Koreaner, 42000 Weiße (mit einer 
großen Garnison!), 18500 gelbes Halbblut, 165000 (?) weißes Halbblut, 28000 
Madeira-Portugiesen, 7000 (schwarze) Portorikaner und als „trauriger Überrest der 
einstigen Besitzer noch 22000 Kanaken.“ — „Von rund 100000 Marianen- 
Eingeborenen waren 1667 nach 4ojähriger Missionstätigkeit noch 3800 übrig.“ — 
Glaubt man, daß Altjapan davon nichts erführe? „Sauvons la race maorie“ ruft 
ein französischer Kolonialpolitiker aus, als die Marquesas-Bevölkerung von 
50000 auf 2200 in wenigen Jahrzehnten sank! „Die Karoliner, durch ameri- 
kanische Missionäre zum Protestantismus bekehrt, wurden 1887 nach dem päpst- 
lichen Schiedsspruch von Spanien wieder katholisch gemacht, 1900 von Amerikanern 
und Deutschen wieder protestantisch, 1915 von den Japanern umgetrichtert.” — 
„Vorteilhaft für Volkstum und Kulturfortschritt ist ein solches Hin und Her gewiß 
nicht!“ schreibt der Verfasser, dem wir sicher zustimmen dürfen! Das wird wohl 
auf das gemeinsame eur-amerikanische Schuldkonto gesetzt werden müssen, das 
B. K. Sarkar im „Futurism of Young Asia“ aufmachte. 
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Da augenblicklich die verwegensten Versuche gemacht werden, die Deutschen in 3 


vorzeitige Festlegungen von Machtgruppierungen für den Fall ostasiatisch-pazifischer 3 


Großwirren hineinzuziehen — (an sich ein erfreuliches Zeichen steigender macht- 


politischer Einschätzung) — ist es doppelt nötig, kaltes Blut zu bewahren und die 3 
zweckbestimmten Aufpeitschungen der öffentlichen Meinung von den Seemächten 


oder den Sowjets her, auch von Italien aus hier in einer nüchtern überschauten 
geopolitischen Ebene zu bringen. 

Dann erkennt man schnell, daß im indopazifischen Raum nicht russische oder 
amerikanische Lämmer von asiatischen Wölfen angegriffen werden, Lämmer, 
denen man aus Gründen einer plötzlich aus der Gefühlskiste geholten Rassen- 
gemeinschaft um jeden Preis, ohne jede Entschädigung zu Hilfe kommen müsse, 
sondern daß es sich um Neuverteilungen großer Raumbesitzreserven handelt, 
denen man Mitteleuropäer bisher fernhielt, zwischen älteren und jüngeren Groß- 
räubern. Ostasien mindestens hat bisher im allgemeinen nicht über seinen Alt- 
kulturraum hinaus irgend jemand angegriffen, sondern es sind ihm von ı84ı 
bis es sich zu wehren begann, Fetzen aus dem Leibe gerissen worden — den 
Chinesen allein 10000 km Küsten — genau so wie dem ersten und zweiten 
Reich der Deutschen. Die Wegnahme z. B. der ganzen mandschurischen Küste 
vom Amur bis zur Amurbai durch die Russen vor etwa 80 Jahren (rund 1700km 

“ Luftlinie!) war doch nichts anderes, als wenn Napoleon I. die deutsche Wasser- 
kante von Flandern bis Lübeck an sich riß (‚nur“ etwa 75okm Luftlinie!) Daß 
die Russen die Eisenbahn mit fremder Wehrhoheit von Mandschuria nach Prograni- 
tschnaja (rund ı3ookm) legten, war nicht moralischer oder unmoralischer, als 
wenn sie das gleiche von Eydtkuhnen nach Aachen auf ähnlicher Strecke versucht 
hätten. Wenn sich heute die Ostasiaten dagegen empören, so tun sie, was auch 
wir für unser Naturrecht in Anspruch nehmen. Wenn der us.-amerikanische 
Marinestaatssekretär erklärt: ‚Wir haben ein Naturrecht auf eine Flotte second 
to none“, so frägt man sich vergeblich, warum sein japanischer Kollege das nicht 
tun soll; genau so, wie früher, warum Tirpitz es nicht tun sollte. 

In allen diesen Fällen des ganzen indopazifischen Aufregungs-,‚Komplexes“ — der 
bereits vielfach von schillernden Lügenschleiern umhüllt ist — handelt es sich um 
ganz unsentimentale Fragen der Macht, von der ihre kultur- und wirtschafts- 
politischen Hilfswerkzeuge nicht zu trennen sind und auch von uns — zum Glück 
bisher nicht Gebundenen — nicht getrennt werden sollten. 
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Hans F. ZEcK: 


Adam Müller: Staat und Staatsmann 
Lesefrüchte aus Adam Müllers Werken 


I. Staat und Staatspolitik. 


Adam Müller ist echter Romantiker, dem die ‚innere Totalität“ höchste Einheit 
des menschlichen Bewußtseins war. Es ist indes über die anderen Romantiker 
darum hinausgewachsen, weil er zur romantischen Individualphilosophie die roman- 
tische Staatsphilosophie fügte. Aus der tiefen Bindung an Gott sprudeln immer von 
neuem jene lebendigen Kräfte, die den Staat formen. So wird der Staat Stück im 
ewigen Schöpferplane Gottes. „Die Zusammensetzung eines Staates ist etwas so 
Großes, Mannigfaltiges und Unergründliches, daß die Eilfertigkeit und der Leicht- 
sinn, womit das Studium desselben getrieben wird, billig befremden muß.“ Der 
Staat ist keine Maschine aus totem Metall, deren Räder wie gefühlloses Eisen in- 
einandergreifen, erst recht kein Bauwerk, das mit dem Winkelmaß gemessen und 
willkürlich umgemodelt werden kann. Wo bleibt aller Vergleich mit dem präch- 
tigsten Werke aus Menschenhand, „wenn man die Bewegung der Gesellschaft, ihr 
Fortschreiten, den rastlosen Umlauf ihrer Kräfte wahrzunehmen anfängt! Wenn uns 
die Geschichte den Staat durch Jahrhunderte im ewigen Kampfe und Wettlauf mit 
anderen Staaten zeigt“! „In der Bewegung also will der Staat betrachtet sein.“ 

Weil der Staat aber etwas Gewachsenes und ständig Weiterwachsendes ist, darum 
ist „das Werk der Politik nie abgemacht, so daß der Staatsmann nach Hause oder 
in den Privatstand zurückkehren könnte“. Wer sich mit dem Staate beschäftigt, 
der kann und darf sich nie davon lösen, denn ‚man begibt sich, als Staatsmann 
oder als Staatsgelehrter, entweder ganz hinein in den Umschwung des politischen 
Lebens und trägt den Stolz und die Schmerzen des erhabenen Staatskörpers, wie 
seine eigenen, auf immer ; oder man bleibt ewig außerhalb“. 

Wer um dieses Wesentliche des echten Staatsmannes weiß, der erkennt zugleich 
die ganze erbärmliche Winzigkeit des ‚„‚wohlfeilen, vielbeliebten und vielgetriebenen 
Gewerbes der Stubenpolitik“, die immer davon ausgeht, „daß der Staatsmann 
außerhalb des Staates stehe und die meint, der Staat könne durch einen Hebel nun 
sogleich in seine wahren Angeln gehoben werden ... als ob ein kranker Staat durch 
einen tüchtigen Vorsatz der Besserung oder durch ein vorgeschriebenes Rezept un- 
mittelbar zu heilen sei! — Und dies ist noch die edlere Gattung, da sie den Staats- 
mann mit einem Arzte ehrenvoll vergleicht. Noch unwürdiger denken jene, welche 
Verfassungen und Gesetze, alles Erhabene, was der Staatsmann beschließt, mit 
Kleidern vergleichen, die er seinem Staate zuschneidet und anpaßt“. In Wahrheit 
hat staatsmännische Führung und „das Reformieren eines Staates durchaus nichts 
gemein mit dem Ausmustern einer Garderobe“. Wer wirklich Staatsführer sein 
will, der muß ‚sich in das Herz des Staates, in den Mittelpunkt seiner Bewegung 
begeben, um das Wesen des Staates zu begreifen und auf ihn zu wirken“, der muß 
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die Art der Volkskräfte kennen, sie schützen und pflegen mit allen Mitteln, die den 
Kräften des gerade ihm anvertrauten Volkes angemessen sind. Dieses Hinabsteigen 


in die ewige Bewegung des Volkes, dieses Schützen und Pflegen seiner eigentüm- 


lichen Kräfte machen das Wesen wahrer staatsmännischer Politik aus. 
Alle Erkenntnisse vom Staat und seinem Leben geraten besonders in langen: 


Ruhe- und Friedensperioden in Vergessenheit, ‚denn wie der Mensch unter Leiden 


und Unglück sein Herz kennenlernt, so lernen unter Kalamitäten und Stürmen 
aller Art die Völker sich selbst kennen und achten. Das Glück verwöhnt und schlä- 
fert ein, das Unglück hingegen hält wach, reizt, bindet und erhebt“. Das wahre 
Wesen des Staates und ‚‚die innere Natur des Staates tritt unter heftigen Be- 
wegungen, unter Revolutionen und Kriegen am deutlichsten ans Licht“. „Was die 
Menschen eigentlich auf Leben und Tod verbindet, so, daß eine bürgerliche Gesell- 
schaft, ein politisches Ganzes, ein Staat aus ihnen entsteht, diese Bande der Kraft 
müssen am besten erprüft werden können, wenn viele feindselige Mächte zusammen- 
treten, um sie aufzulösen oder zu zerstören.“ Gerade solch erregte, bewegte Zeiten 
sind „eine hohe Schule der Staatsweisheit“. Dann zeigen sich die wirklichen Mei- 
ster des Staates und ‚‚alle diese Meister lernten nicht aus Lehrbüchern und Stati- 
stiken, sondern im Leben, in der Bewegung, den Staat kennen. Ihre Neigungen, 
die größten wie die geringsten, waren ganz hingegeben an das Vaterland; ihr 
Schicksal eins mit dem seinigen“. 

Darum soll auch ‚die Staatswissenschaft den Staat in seiner Bewegung auf- 
fassen“. Dieser unerläßlichen Notwendigkeit genügt aber keine der üblichen Theo- 
rien, denn ‚‚die meisten Staatslehren z. B. sind fast allein auf den Friedensstand 
einer Nation berechnet. Sie geben dem milden, philantropischen Wesen, das sie 
‚Staat‘ nennen, zuletzt noch Schild und Helm, ohne dafür zu sorgen, daß jeder 
Blutstropfen des Staates, wie er auch für den Frieden glühen möge, dennoch Eisen 
enthalten müsse“. „Der alte goldene Spruch: Wenn du den Frieden willst, so bilde 
dich kriegerisch aus! wird von ihnen entweder gar nicht geachtet oder doch so 
ausgelegt: Wenn du den Frieden willst, so mache die gehörigen Vorbereitungen 
zum Kriege, baue Festungen und rekrutiere deine Armee! Damit ist aber nichts ge- 
wonnen. Der Krieg bleibt bloßes Gewerbe einer einzelnen Zukunft und wird nicht 
zur Nationalangelegenheit. Jener herrliche Spruch will besagen: Der Kriegszustand 
ist ebenso natürlich, wie der Friedenszustand; der Staat ist allenthalben beides zu- 
gleich: ein liebreiches und ein streitendes Wesen.“ ‚Dem Menschen lasse man 
beides; was ihn groß macht ... seine Kraft; und was ihn reizend macht .... seine 
Milde.“ 

Gerade die Worte Adam Müllers lese man immer wieder, um zu erkennen, daß 
er keinem auch nur irgendwie geartetem Militarismus das Wort redet. Er kennt 
keinen Krieg um des Krieges willen, er rechnet nur mit dem Kriege als einer eben- 
solchen Selbstverständlichkeit, wie es der Frieden ist, und er will, daß die Nation 
zu beidem in gleichem Maße gerüstet sei. Ein gesundes Volk muß bereit sein, mit 
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höchster Kraft in Frieden oder im Krieg zu leben. Es dazu zu befähigen, ist die 
große Aufgabe des wahren Staatsmannes. 


II. Staatsmann und Staatsgelehrter. 
Der praktische Staatsmann bedarf der Ergänzung durch den theoretischen Staats- 


_ denker. Beide gehören untrennbar zusammen. „Der eine regiert den Staat, der an- 
_ dere erzieht Staatsmänner. Aber sobald die Staatsgelehrsamkeit einzeln und ab- 
. gesondert für sich auftritt, sehen wir einen von den gemeinen Handwerkern, die 
' wir im Leben Theoretiker zu nennen pflegen. Ebenso hört die Staatskunst auf 


Kunst zu sein, wenn sie sich von der Staatsgelehrsamkeit absondert und in der 
Gestalt des bloßen dürren Praktikers auftritt.“ Wer aber mit offnen Augen durchs 
Leben wandert, der muß vielfach an beiden eine gegenseitige, gründliche Ver- 


| achtung beobachten. Begreiflich, wenn der eine in den Lüften schwebt und der 


andere sich bloß an das hält, was er mit den Händen greifen kann. Es geht ihnen, 
„wie bei jenem berühmten Gastmahle, das der Fuchs und der Storch einander 
gaben, jeder begehrt andere Speise und in anderen Gefäßen, als der andere ihm 
vorsetzen kann“. Der Nur-Praktiker schimpft über die idealistischen Träumereien, 
der Nur-Wissenschaftler über einen beschränkten Gesichtskreis und die Verleugnung 
aller Prinzipien. In Wahrheit aber sind beide nötig, denn ‚zum Regieren der Völker 
brauchen wir beides, Geist und Erfahrung einer gewissen Theorie und einer gewissen 
Praxis“. ‚Wenn die wahre Theorie und die wahre Praxis ebenso feindselig gegen- 
einander gestellt sind, wie der Theoretiker und der Praktiker, so gibt es weder 
Staatswissenschaft noch Staatskunst, und es ist dann eine große Täuschung, wenn man 
glaubt, daß die Völker regiert würden; dann macht sich das ganze bürgerliche 
Wesen von selbst.“ „Es sind wenige Stellen der Welt, wo wirklich regiert wird.“ 

Freilich darf das Wesen echter Staatswissenschaft sich nicht darin erschöpfen, 
Begriffe aufzustellen und Kunstgriffe zu zeigen, sondern muß den Wesenskern des 
Staates und sein Wachsen aus organisch wirkenden Kräften zu offenbaren sich be- 
mühen. „Der Staat und alle großen menschlichen Angelegenheiten haben das an 
sich, daß ihr Wesen sich durchaus nicht in Worte oder Definitionen einwickeln 
oder einpressen läßt. Jedes neue Geschlecht, jeder neue große Mensch gibt ihnen 
eine andere Form, auf welche die alte Erklärung nicht mehr paßt.“ Eine starre 
Lehre von der Form des Staates mitschleppen, heißt „Begriffe feilbieten. Vom 
Staat aber gibt es keinen Begriff, sondern nur eine Idee.“ „Unsere gewöhnlichen 
Staatstheorien sind Anhäufungen von Begriffen und daher tot, unbrauchbar, un- 
praktisch. Sie können mit dem Leben nie Schritt halten, weil sie auf dem Wahne 
beruhen, der Staat lasse sich vollständig und ein für allemal begreifen; sie stehen 
still, während der Staat ins Unendliche fortschreitet.“ Darum wird es stets Inhalt 
echter Staatswissenschaft sein, den Staat als das wechselnde Gehäuse des organisch 
weiterwachsenden Volkes zu begreifen und die im Volk lebendigen Kräfte nach Art 
und Ausmaß herauszuschälen. 


kennen, um das rechte Wesen des Sn zu a Ten Ri e 
baren uns nie die Handbücher der Staatskunst, viel eher die Memoiren eines S 


Begriffen und Grundsätzen erbaut ist, vergeht im bewegten Flusse der Zeit.“ T 
Nur der Oberflächliche wird in dieser Absage an „Grundsätze“ in der Staats- 
führung Grundsatzlosigkeit erblicken können. In Wahrheit liegt darin die groß 
artigste Verkündung des Geimdarz daß allein Gottes ewiger Wille Bestand. hatt 
und daß dieser Wille sich nie in menschlich gewollten Formen niederschläg 
sondern organisch aus den: ewigen Kräften herauswächst, die Gott in jedes Vol 
‚hineingelegt hat. Diesem ewigen Schöpferplane muß der Mensch die Treue halten, 
denn „nicht in dem steifen Verharren auf dem Buchstaben gewisser Begriffe E 
und Grundsätze liegt das Geheimnis der Treue und Festigkeit; wie ja überhaupt der E 
erhabene Sinn weder des menschlichen noch des politischen Lebens sich nicht in 4 
Worten und Buchstaben abfassen läßt. Nur in der Bewegung kann sich die Ruhe BE 
und Treue zeigen; nur in der Bewegung die Festigkeit des Herzens, denn ein Herz 
ist auf andere Weise ruhig, als ein Stein. Wie ruhig ist die Natur in allihrer 
ewigen Bewegung“. Nun, diese Worte reichen so tief ins Organische hinab, daß 
der kalte, sezierende Verstand des reinen Vernunftsmenschen versagen muß. Man 
kann von diesen Worten sagen, daß man sie erfühlen muß, weil man ihren letzten 
Wert nicht anders zu erfassen vermag. 

Um diese Beweglichkeit über den Tag hinaus, dieses Dienen an der ewig schöp- 
ferischen Idee zu ermöglichen, gehören Staatsmann und Staatsgelehrter unlöslich 
zusammen. Ein ungeheures Glück, wenn beide in einer Person vereinigt sind. Solche 
Seltenheiten aber sind Geschenke “Gottes, auf die kein Mensch und kein Volk 
rechnen kann. Darum müssen sich im Normalfalle beide ergänzen, weil „sich der 
Theoretiker auf die nicht zurückzuweisende Autorität des Geistes und der Ver- 
nunft“ stützt, der „Praktiker aber auf das ehrwürdige Recht der physischen Be- : 
dürfnisse und der Erfahrung. Zum Regieren der Völker brauchen wir aber beides: 
Geist und Erfahrung einer gewissen Theorie und einer gewissen Praxis“. 
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Konstantinopel, Meerengenfrage und Balkanbund 
Ein wichtiger Beitrag zurVorgeschichte des Weltkrieges 


Rußland und die Entstehung 
des Balkanbundes 1912 


Dargestellt vorwiegend auf Grund des amtlichen Aktenmaterials von 
Dr. Otto Bickel. Mit einem Geleitwort von Professor Dr. Otto 
Hoetzsch. Gr.-8°, Vill und 176 Seiten. Kartoniert 6 RM. 


Einer der interessantesten Abschnitte der russischen Vorkriegsgeschichte zum ersten Male zusammen« 
fassend und ausführlich beleuchtet. Das jahrhundertalte russische Streben, die Meerengenfrage für 
sich zu lösen, kennzeichnet Rußlands Interesse am Zustandekommen des Balkanbundes. Dem Ver- 
fasser ist es ausgezeichnet gelungen, einen klaren Einblick in die slavische Balkanpolitik zu vermitteln 
und die Haltung der Mittelmächte, der Türkei, Italiens, Frankreichs und Englands darzustellen. In ganz 
neuem Licht erscheinen Iswolski und seine Mitarbeiter, 


Richtung schnitten, daß man mit Recht sagen konnte, der Balkan sei ein Kampfplatz aller gegen 
alle. Das Buch ist eine außerordentlich fleißige Arbeit eines gewissenhaften und kundigen Forschers.‘* 
„Kölnische Zeitung‘ 

Ausführliche Prospekte über osteuropäische Literatur unberechnet 


„Der Verfasser schildert treffend und eingehend, wie auf dem Balkan sich so viele Linien politischer 
1 
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FRIEDRICH BURGDÖRFER: Volk ohne Jugend / Geburtenschwund und 
Überalterung des deutschen Volkskörpers. 
I. Auflage. 8°, 500 Seiten mit 30 graph. Darstellungen. Kartoniert 5.50, Leinen 7.50 
(9. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik) 

KARL HAUSHOFER: Grenzen in ihrer geograph. u. politischen Bedeutung. 
8°, 352 Seiten mit 32 Karten Leinen 8.— 


— Geopolitik des Pazifischen Ozeans. 
Studien über die Wechselbeziehungen zwischen Geographie und Geschichte. 
8°, 478 Seiten mit 17 Karten 3. Z. vergriffen, Neuauflage in Vorbereitung 


Bausteine zur Geopolitik. 
Herausgegeben von K. Haushofer, E. Obst, H. Lautensach, O. Maull. 
8, 350 Seiten mit 20 Karten Gebunden 4&— 


JAMES FAIRGRIEVE: Geographie und Weltmacht. 
Eine Einführung in die Geopolitik. Mit einer Einführung von Karl Haushofer. 
8°, 427 Seiten mit 67 Karten Leinen 6.— 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH. 


W: haben von Christus gelernt, niht nacı 
dem Enderfolge zu urteilen, sondern 
„sie an ihren Früchten zu erkennen“. Gewiß ist 
diese schlichte Prüfungsmethode auch auf die 
Bekenner des Liberalismus anwendbar. Habt 
ihr getan, was ihr zu tun vers habt? 
Ihr t versprochen, das Reich der Vernunft 
zu gründen, den Menschen frei zu machen, den 
Krieg abzuschaffen. Versprochen, ihr würdet 
den Mischen so führen, daß er sein wahres 
Erbe antrete, das Gottesreich auf Erden. Nichts 
von alledem ist in Erfüll gegangen. Ihr 
hattet also entweder von g an ein nicht 
zu verwirklichendes Programm und seid dann 
Betrogene oder Lügner gewesen, oder dieDinge 
sind euch über den Kopf gewadhsen. In diesem 
Falle wart ihr Feiglinge. Die Menschen ge- 
horchen aber auf die Dauer den Geboten von 
Lügnern oder Feiglingen nicht, die sich selbst 
dazu bekannt . Sie wenden sich, wie 
von anderem, audı vom: Liberalismus ab. 


* 


er Liberale verstand sich aber nicht darauf, 
Krieg zu führen. Selbst ein gerechter, not- 
wendiger und erfolgreicher Krieg verursachte 
ihm beschämende Gewissensbisse. Wie eine alte 
Jungfer, die sich bestimmen läßt, ein paar Tage 
in Brighton zuzubringen und dann im Zustand 
großer Angeregtheit und bedeutender Erweite- 
rung ihres Gesicitskreises heimkehrt, dennoch 
eine verneinende Gegenregung und Wider- 
willen gegen ihre Stranderlebnisse verspürt und 
sich vornimmt, nie wieder, wenigstens bis zum 
nächsten Male, einen solchen Fehltritt zu be- 
gehen, so führte auch die liberale Partei, wenn 
sie Krieg führen mußte, ihre Feldzüge in der 
Weise, als schämte sie sich, und ließ nichts 
unversudht, sie baldigst zu beenden, koste 
es audı die Preisgabe jener falschen Götter, 
wie nationale Würde, Treu und Glauben. 
Leben und Ehre der im Feld Stehenden waren 
dabei billig wie Brombeeren. War der Krieg 
beendet, tat man, als sei es nie dazu gekommen. 


% 
ein ae Rat für den Staatsmann 


wäre dieser: Lieber garnichtalsmithalber 
Kraft einschreiten. Muß ein Huhn getötet wer- 


en a an, Me er 
zupfen und rupfen, es \ 


nich ae a sind grausam. 
t nur 
a ee sichinderZ. an 
erung W; Ent” 
a: mit aller Strenge ee 
ten oder offene Zugeständnisse zu machen. _ 
* 
ie mit allgemeiner Volksbildung verbun- 
dene Gefahr liegt nicht an der Oberfläche. 
Eine Einrich dieser Art nötigt die Nation, 
en Ist die a eine 
gängige, eine,so werden 
Leute nadı Beendigung ihrer Ausbildung A 
stellungen suchen und erreichen, die ihren 
Fähigkeiten und besonderen Schul ent- 
sprechen. In einemLande, wo eskeinen Bauern- 
stand gibt, bedeutet das aber für die fähigeren 
Köpfe städtische Berufe. Nun ist aber das - 
leben bekanntlich der Kindererzeugung abträg- 
lih. Daraus ergibt sich, daß wir ein Auslese- 
system geschaffen haben, wonadı die Fähigeren 
teilweise zur Unfruchtbarkeit bestimmt sind, 


während das F Ferm Deo haupt- 
sächlich den tieferen Schichten lassen bl 

Die Fähigkeiten aber vererben sih. Werden 
somit die Fähigeren entmutigt, sich fortzu- 
pflanzen, und umgekehrt die Unfähigeren dazu 
ermutigt, so geraten wir in den Abgrund. 


%* 
W: leben in einer Übergangszeit. Noch ist 
der letzte Sonnenuntergang nicht ge- 


wesen, das letzte Kapitel nicht are 
Jene schöpferische Urkraft, deren Energien in 
so vielen Bezirken so mächtig wirksam sind, 
sie wird sich auch im Bezirk des Politischen 
und Gesellschaftlichen offenbaren. Dann wird 
der Mensch sein Schmachgewand mitsamt den 
Läusen verbrennen. Diese wohltätige Wen- 
dung der Dinge werde ich freilich nicht erleben. 
Der Jugend aber möchte ich zurufen: „Hoch die 
Herzen! Ich kündige Eudh noch edlere Kämpfe.” 
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